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Vorwort

Innerhalb der Gruppe Kriminalistisch-kriminologische Forschung und Beratung (KI 1) im
Bundeskriminalamt beobachtet und analysiert der Bereich Kriminalprävention seit nunmehr
fast zehn Jahren nicht nur nationale, sondern auch internationale Entwicklungen der
Kriminalprävention mit Bezug zur Polizei. Ergebnis dieser Orientierung sind neben
Veröffentlichungen zum Community Policing in den USA sowie zu den
Kriminalitätskontrollsystemen in Großbritannien und den Niederlanden auch die permanente
Aufbereitung ausländischer Konzepte, um diese über die präventionsbezogene
Datensammlung „Infopool Prävention“ einer breiten deutschen Fachöffentlichkeit anbieten zu
können. Jüngstes Produkt ist der 2003 unter dem Titel „Kriminalprävention - Sammlung
ausländischer Präventionsprojekte 2003“ veröffentlichte Band 24 der BKA-Reihe
Polizei+Forschung, der nach einem ersten im Jahr 2000 veröffentlichten Werk erneut
ausländische Projekte und Programme der Kriminalprävention darstellt.

Manchmal erscheint es jedoch unzureichend, ausländische Konzepte lediglich in Form kurzer
Zusammenfassungen im „Infopool Prävention“ zu veröffentlichen. Die im Herbst 1998
aufgelegte Initiative zur Bekämpfung von Haus- und Wohnungseinbrüchen („Reducing
Burglary Initiative“) ist ein derartiges Beispiel, handelte es sich doch um ein mit einem hohen
Mittelansatz ausgestattetes nationales Kriminalitätsbekämpfungsprogramm, das auf
unterschiedlichen Ebenen und unter verschiedenen Aspekten evaluiert wurde. Aus Sicht des
Kriminalistischen Instituts war das Programm nicht nur interessant, weil es mit der
Einbruchskriminalität ein wichtiges polizeiliches Arbeitsfeld markiert. Die gewonnenen
Erkenntnisse münden nicht in eine rein positive Darstellung, sondern Schwächen werden
offen thematisiert. Dieses Vorgehen einer programmbezogenen Organisation, bei der es
vorrangig darum geht, für die Planung, Umsetzung und Evaluation zukünftiger Programme zu
lernen, ist impliziter Bestandteil. 

Das Bundeskriminalamt hat die Vielzahl mittlerweile vorhandener Evaluationsberichte zur
„Reducing Burglary Initiative“ in einem noch lesbaren Umfang zusammengefasst. Der
nachfolgende Bericht thematisiert neben Entwicklungen auf zentraler Programmebene auch
das Vorgehen in exemplarisch dargestellten Einzelprojekten. Darüber hinaus greift er mit dem
Thema Kosten-Nutzen-Analyse im Bereich der Kriminalitätsbekämpfung bzw. in der
Kriminalprävention einen Aspekt auf, dessen weitere Anwendung durch gezielte
Forschungsarbeiten dezidiert gefördert werden sollte.

Carl-Ernst Brisach

Leiter des Kriminalistischen Instituts im Bundeskriminalamt
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Einführung

Der 1. Oktober 1998 markierte einen Meilenstein in der britischen Kriminalpolitik, trat doch
mit dem von New Labour konzipierten „Crime and Disorder Act“ ein Gesetzeswerk in Kraft,
das in einer ganzen Reihe von Regelungsbereichen des britischen Strafjustizsystems zum Teil
bedeutende Änderungen herbeiführte. Thematische Schwerpunkte waren anti-soziales
Verhalten, Kinder- und Jugendkriminalität, rassistisch motivierte Straftaten, Sexualstraftaten
und Drogenkriminalität. Darüber hinaus wurde die Einrichtung und Arbeitsweise lokaler
Partnerschaften zur Verringerung von Kriminalität und Unordnung („Crime and Disorder
Reduction Partnerships“ - CDRPs1) erstmals gesetzlich normiert. 

Am selben Tag verkündete der britische Innenminister den Start der Initiative zur
Bekämpfung von Haus- und Wohnungseinbrüchen („Reducing Burglary Initiative“ - RBI2).
Ausgestattet mit 25 Millionen Pfund war sie ein wichtiger Baustein des neuen umfassenden
Regierungsprogramms zur Senkung der Kriminalitätsraten („Crime Reduction Programme“ -
CRP). Dieses Programm war nicht nur wegen seiner Ausmaße in höchstem Maße
ambitioniert3, sondern auch wegen seiner strikt evaluationsorientierten Ausrichtung. Nicht nur
dass bis dahin vorhandene Forschungserkenntnisse in die Programmplanung und -umsetzung
einfließen sollten, galt es eine in den Ausmaßen bislang nicht erreichte Prozess-, Wirkungs-
und Effizienzevaluation durchzuführen und über Rückkopplungsprozesse sicherzustellen,
dass generiertes Wissen dem Programm direkt wieder zufloss. 

Das Bundeskriminalamt hatte die von der britischen Regierung 1997 eingeleiteten
kriminalpolitischen Entwicklungen in einer Veröffentlichung insbesondere zu Strukturen der
Kriminalitätskontrolle 1998 lediglich unter Planungsaspekten darstellen können.4 Erste
Erkenntnisse aus der „Reducing Burglary Initiative“ wurden 2004 in einem international
ausgerichteten Auswahlband aus dem „Infopool Prävention“ berichtet.5 Da das Home Office
zwischenzeitlich ganz wesentliche Forschungsergebnisse sowohl zur RBI wie auch zum
übergeordneten CRP veröffentlicht hat, erscheint es sinnvoll, Planern wie Praktikern in der
Kriminalprävention bzw. Kriminalitätsbekämpfung in Deutschland weitere interessante
Erkenntnisse zur Verfügung zu stellen. 

Der vorliegende Bericht des Bundeskriminalamtes konzentriert sich dabei auf die „Reducing
Burglary Initiative“, da an diesem Beispiel eine in Strukturen kommunaler
Kriminalprävention integrierte polizeiliche Präventionsarbeit darstellbar ist. Zudem bietet
diese Einbruchsbekämpfungsinitiative für sich allein hinreichend Stoff für die Diskussion
systematischer Planung, Organisation, Umsetzung und Evaluation bundes- oder landesweiter
Programme der Kriminalitätsbekämpfung. Soweit notwendig, werden dabei auch Elemente
des „Crime Reduction Programme“ als Dachprogramm beschrieben, wurde mit seiner
Gestaltung doch der Rahmen für die „Reducing Burglary Initiative“ weitgehend festgelegt. 

                                                
1 ZT. auch „Community Safety Partnerships“ genannt.
2 Ursprünglich „Burglary Reduction Initiative“ genannt.
3 Hamilton-Smith, Niall: The Reducing Burglary Initiative: design, development and delivery. Home Office Research Study 287. London,

Dezember 2004, S. 1.
4 Bässmann, Jörg/Posiege, Petra: Kriminalitätskontrolle in Großbritannien. Aktuelle Entwicklungen aus polizeilicher Sicht.

Bundeskriminalamt Wiesbaden 1998.
5 Bundeskriminalamt (Hg.): Kriminalprävention. Sammlung ausländischer Präventionsprojekte/-programme 2003. Band 24 der Reihe Polizei

+ Forschung. Wiesbaden 2004, S. 35-38.
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Der Bericht basiert ausschließlich auf einer Literaturanalyse. Ein solches Vorgehen erscheint
bezogen auf Großbritannien als tragbar, werden britische Forschungsergebnisse nicht nur
umfassend und zeitnah im Internet veröffentlicht, sondern war es hier ein wichtiges Ziel des
Home Office, über schnelle Rückkopplungsprozesse Programmanpassungen vornehmen und
örtliche Kriminalitätsbekämpfungsprojekte unterstützen zu können. 

Auch wenn nicht alle Elemente bzw. Einzelmaßnahmen der RBI direkt auf die hiesige
Situation übertragbar erscheinen, dürften die dazu gewonnenen Erkenntnisse doch von
einigem Wert für die Gestaltung und Umsetzung von Kriminalitätsbekämpfungsprogrammen
in Deutschland sein, wird hierzulande zu dem Thema doch kaum geforscht. 

Mit diesem Bericht werden nicht alle Fragen abschließend beantworten werden können. Dies
ist bei der Masse vorhandener Materialien auch gar nicht das Ziel. Es werden allerdings
wesentliche, für Planer und Praktiker notwendige Inhalte in hinreichender Tiefe erläutert.
Soweit Fragen bleiben, dürften die auf der Crime Reduction Website des Home Office
vorhandenen Materialien diese beantworten helfen.6 

                                                
6 Vgl.: http://www.homeoffice.gov.uk/crime/burglary/index.html bzw. die zum Thema extra eingerichtete sog. Mini-Site

(http://www.crimereduction.gov.uk/burglaryminisite01.htm)
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Idee und Ziele des übergeordneten „Crime Reduction Programme“

1998 hatte die britische Regierung eine umfassende Überprüfung der Staatsausgaben
(„comprehensive spending review“) im Bereich des Strafjustizsystems durchgeführt. Die
Ergebnisse sollten nicht nur die Gestaltung der Regierungsziele zur Kriminalitätsreduktion,
wie sie im „Public Sector Agreement“ (PSA) des Home Office formuliert werden, sondern
auch die zukünftige Gestaltung von Programmen zur Kriminalitätsbekämpfung in England
und Wales beeinflussen. Das PSA sah vor, Kriminalität und Kriminalitätsfurcht sowie deren
soziale und ökonomische Kosten zu reduzieren, wobei nicht nur das langfristige
Kriminalitätswachstum reduziert, sondern auch Kfz-Kriminalität konkret um 30 Prozent bis
2004, Haus und Wohnungseinbruch um 25 Prozent bis 2005, wobei die Belastung im Jahr
2005 nirgendwo den nationalen Durchschnitt um mehr als das Dreifache überschreiten sollte,
und Raubstraftaten in großen Städten um 14 Prozent bis 2005 verringert werden sollten.

Die programmatische Umsetzung fanden diese Ziele im April 1999 mit dem „Crime
Reduction Programme“, das Homel et al. (2004 a / 2004 b) als das ehrgeizigste, am besten
ausgestattete und umfassendste Unternehmen zur Verringerung von Kriminalität beschreiben,
das jemals in der entwickelten westlichen Welt versucht worden war.7

Das „Crime Reduction Programme“ war ein auf drei Jahre angelegtes und zunächst mit 250
Millionen Pfund, kurz vor Start durch Integration von Geldern zur Videoüberwachung sogar
auf 400 Millionen Pfund aufgestocktes Programm zur Kriminalitätsbekämpfung, mit dem
nicht nur eine nachhaltige Verringerung der Kriminalität erreicht, sondern auch die
Wissensbasis für die Kriminalitätsbekämpfungspraxis verbessert werden sollte.8 Im Rahmen
einer auf validen Informationen aufbauenden Vorgehensweise sollten im Rahmen dieses sog.
„Evidence-Based Policy Programm“ (EBPP)9 neben neuen und vielversprechenden auch
bereits gut erprobte Techniken der Kriminalitätsreduktion zur Anwendung kommen.10

Die drei Kernziele des CRP waren

- eine nachhaltige Kriminalitätsreduktion,

- die Verbesserung und Verbreitung des Wissens bester Praktiken sowie

- eine maximierte Umsetzung wirtschaftlicher („cost effective“) Aktivitäten zur
Kriminalitätsreduktion.11

Daran hatte sich auch die Programmfinanzierung auszurichten. Die 400 Millionen Pfund
ausgewiesener CRP-Mittel durften durch das Home Office nicht für andere Zwecke genutzt
werden. Zudem waren sie durch eine Jahresendflexibilität („end-of-year flexibility“)

                                                
7 Homel, Peter; Nutley, Sandra; Webb, Barry; Tilley, Nick (Homel et al. [a]): Investing to deliver: reviewing the implementation of the UK

Crime Reduction Programme. Home Office Research Study 281. London, Dez. 2004. S. 1 und Homel, Peter; Nutley, Sandra; Webb, Barry;
Tilley, Nick (Homel et al. [b]): Making it happen from the centre: managing for the regional delivery of local crime reduction outcomes.
Home Office Online Report 54/04. London 2005, S. 3. 

8 Homel et al. (a): a. a. O., S. 1. 
9 Zum Begriff vgl. Homel et al. (a): a. a. O., S. 17.
10 Homel et al. (b): a. a. O., S. 3.
11 Homel et al. (a): a. a. O., S. 9.
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geschützt, d.h. am Ende eines Fiskaljahres nicht ausgegebene Mittel konnten in das
nachfolgende Finanzjahr übertragen werden.

Auch wenn aus deutscher Sicht mit schier unglaublichen Mitteln ausgestattet, stellte das CRP
nur eines von mehreren sozialen „Pfadpfinder“-Programmen dar, mit denen die Labour-
Regierung 1997 angetreten war. Darunter befanden sich weitere Programme wie z. B. das
„Nachbarschaftserneuerungsprogramm“ („Neighborhoud Renewal Programme“) oder das
Programm „Sicherer Start“ („Sure Start“), Programme die sich zwar nicht direkt der
Kriminalitätsreduktion widmeten, von denen dennoch auch Auswirkungen auf die
Kriminalität erwartet worden waren. Trotz der aus historischer Sicht hohen Mittelausstattung,
stand das CRP insgesamt für nie mehr als 6,6 Prozent der staatlichen Gesamtausgaben, die in
das Spektrum gebietsgebundener („area based“) Programme geflossen ist - es war nur ein
kleiner „player“ in Bezugnahme auf andere Programme zur selben Zeit.12

Das CRP verband am Ende 20 miteinander verknüpfte Einzelprogramme, die den
nachfolgend genannten fünf Themenbereichen zugeordnet waren:

- Arbeit mit Familien, Kindern und Schulen, damit Jugendliche nicht zu den Tätern von
morgen werden

- Bekämpfung der Kriminalität in den Gemeinden, besonders der am häufigsten verübten
häuslichen Einbruchsdelikte („domestic burglary“)

- Entwicklung von Produkten und Systemen mit größerer Widerstandsfähigkeit gegen
Kriminalität

- Wirksamere Verurteilungsverfahren

- Arbeit mit Straftätern, um Wiederholungstaten zu verhindern.13

Bezogen auf das Thema „domestic burglary“ war die nachfolgend darzustellende „Reducing
Burglary Initiative“ zwar das wichtigste, aber nicht das alleinige Programmelement des CRP.
Daneben existierten:

- Ein sog. „Locks for Pensioners“-Programm. Hier sollten bis zu 150.000 Häuser von
einkommensschwachen Rentnern in Wohngegenden mit hoher Kriminalitätsbelastung
nicht nur sicherheitstechnisch gestärkt, sondern auch bezogen auf die Hausisolierung und
Heizung modernisiert werden. Partner für dieses Projekt, für das bis zu zwölf Millionen
Pfund zur Verfügung standen, war das Ministerium für Umwelt, Transport und die
Regionen. Die geplante Investition in Sicherheitstechnik reflektiert Erkenntnisse aus dem
British Crime Surveys, dass „good security works“. So wurden 1997 15 Prozent der
Haushalte ohne Sicherungstechnik Opfer eines Haus- und Wohnungseinbruchs,
verglichen mit vier Prozent der Haushalte mit einer Sicherungsgrundausstattung („basic
measures“) und drei Prozent mit einem höheren Sicherheitsniveau.14

                                                
12 Homel et al. (b): a. a. O., S. 4.
13 Homel et al. (a): a. a. O., S. 2.
14 Burglary: Practice messages from the British Crime Survey. Home Office Briefing Note 5/01.
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- Die Schaffung eines „Property Crime Reduction Team“ unter Leitung eines
Verantwortlichen der Versicherungswirtschaft und Beteiligung der Zentral- und
Kommunalverwaltung, Polizei, Feuerwehr und Geschäftswelt. Ziel war die Reduktion von
Eigentumskriminalität durch ein besseres Design von Eigentum und Gütern. Der
Bekämpfung wiederholten Einbruchsdiebstahls sollte speziell die Erschließung neuer
Alarmtechnologien dienen.

- Die Einrichtung einer „Distraction Burglary Taskforce“ zur Bekämpfung von Tricktätern
(sog. „Bogus Callers“).15

- Die Anhebung der Minimumstrafandrohung für verurteilte Täter eines dritten als Einzeltat
(„seperate offence“) begangenen Haus- und Wohnungseinbruches zum 1. Dezember 1999.
Durch diese sog. „tougher sentences“ sollten langfristig 17.000 Einbruchsdiebstähle
weniger begangen werden.16

                                                
15 Ausführlich zum Thema Trickdiebstahl: Home Office (Hg.): Tackling Distraction Burglary. A National Distraction Burglary Taskforce

Report. London Februar 2003; vgl. auch http://www.crimereduction.gov.uk/boguscaller1.htm.
16 Home Office (Hg.): The Government's Crime Reduction Strategy, November 1999, S. 19.
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Organisation des „Crime Reduction Programme“

Das CRP war als forschungsbasiertes Programm mit einem signifikanten Evaluationsanteil,
der bis zu zehn Prozent der Programmmittel umfassen sollte, von der Forschungs- und
Statistikabteilung („Research Development and Statistics Directorate“ - RDS) des Home
Office geplant worden, bei der anfänglich auch die Gesamtverantwortung für die Umsetzung
lag. Zur interministeriellen Abstimmung war auf Ministerebene eine Arbeitsgruppe unter
Leitung des Innenministers eingerichtet worden, der ferner das Bildungs- und
Arbeitsministerium, das für Stadtentwicklung zuständige Ministerium für Umwelt, Transport
und die Regionen, das Justizministerium sowie das Schatzamt angehörten. Dem nachgeordnet
hatte - so die Zahlungsvereinbarung („cash settlement“) zwischen Home Office und
Schatzamt - ein ressortübergreifend zusammengesetztes Team unter Federführung des Home
Office die reibungslose Implementation des CRP sicherzustellen.

Zur Rolle des Schatzamtes ist an dieser Stelle anzumerken, dass dieses über das bereits
genannte „cash settlement“ die Gesamtausrichtung des Programms maßgeblich mit
bestimmte. U. a. wurde von ihm die zügige Erstellung von Kriterien für die Auswahl zu
evaluierender Pilotprojekte erwartet. Auch verlangte es ein straffes Programmmanagement
vom Home Office, um über jährliche „reviews“ die Möglichkeit zu eröffnen, erfolgreiche
Programmbestandteile ausweiten und nicht erfolgreiche einstellen zu können.17

Das ursprüngliche Ziel des CRP als eines wesentlich durch die Elemente Forschung und
Entwicklung gekennzeichneten Programms wurde infolge äußerer Einflüsse bereits frühzeitig
revidiert, wechselte doch die Gesamtverantwortung für das strategische Management und
Programmkoordination weg vom RDS hin zu einer zentralen Home Office-Einheit, der
neugeschaffenen Crime Reduction Unit. Damit einher ging die Veränderung des inhaltlichen
Fokus in Richtung Verringerung von Massenkriminalität wie beispielsweise des Haus- und
Wohnungseinbruchs. Dafür verantwortliches Ereignis („event“) war ein kurz vor
Programmstart zu verzeichnender scheinbarer Umschwung des rückläufigen Trends in der
Kriminalitätsbelastung gewesen, der die Politik wohl nervös gemacht hat. Resultat der
daraufhin in höchsten Regierungskreisen geführten Diskussionen war die Entscheidung, die
Prioritäten des CRP auf Initiativen zu refokussieren, die am wahrscheinlichsten einen guten
Ertrag („good return“) bezogen auf die Reduzierung von Kriminalität leisten können. Auch
wenn der Begriff im Einzelnen nicht definiert wurde, war deutlich, dass damit Initiativen aus
dem Bereich der auf Erwerb ausgerichteten Kriminalität („acquisitive crime“) eine neue
Wertigkeit erfahren sollten.18

War die Crime Reduction Unit des Home Office nunmehr verantwortlich für die
Gesamtkoordination des Programms einschließlich seiner finanziellen Aspekte, so
beschränkte sich die Rolle der Forschungs- und Statistikabteilung auf die Verantwortung für
Forschung und Evaluation des Gesamtprogramms mit seinen Teilprogrammen und -projekten. 

Die Stränge Programmumsetzung und Forschung/Evaluation waren organisatorisch streng
getrennt. Auch sollte die Evaluation nicht von den Forschern des Home Office betreut
                                                
17 Homel et al. (a): a. a. O., S.11.
18 Homel et al (a): a.a.O., S. 26.
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werden, die bereits an der Programmentwicklung beteiligt gewesen waren. Das Home Office
stellte den Vertragsmanager für das Evaluationsprogramm und hatte in dieser Funktion auch
die Bereitstellung detaillierter Vorgaben bzw. Anleitungen für die Evaluation zu
gewährleisten. Ein dazu eingerichtetes evaluationsbezogenes Beratungsgremium sollte dabei
unterstützen.

Während die Gesamtverantwortung für das Gesamtprogramm und damit auch für die
„Reducing Burglary Initiative“, die als eine von zunächst zwölf Einzelprogrammen bereits im
ersten Jahr des CRP umgesetzt werden sollte, also beim Home Office lag, waren für Planung
und Umsetzung vor Ort die neuen „Crime and Disorder Reduction Partnerships“ (CDRPs)
verantwortlich. Gerade die RBI war von der Konzeption her, wie nachfolgend noch deutlich
wird, ein Programm, mit dem die Arbeit dieser praktisch zeitgleich eingerichteten
kommunalen Partnerschaften angekurbelt werden sollte.19

Im Ergebnis lässt sich das CRP damit beschreiben als ein von der Konzeption her zentral
gesteuertes Kriminalitätsbekämpfungsprogramm mit lokaler Umsetzung - eine
Zwischenebene war nicht vorgesehen. Das änderte sich Ende 1999, als sich das Home Office
entschloss, die Verbindungen zu seinen neun regionalen Regierungsbüros („Regional
Government Offices“) in England und Wales zu stärken. Dies erfolgte durch die Schaffung
eines Teams sog. „Regional Crime Reduction Directors“ für England und Wales. Allerdings
wurde die damit verbundene Rollenaufteilung zwischen zentralen und regionalen
Verantwortungsträgern nie ausreichend geklärt, was später zu signifikanter Verwirrung und
Frustration auf beiden Seiten führen sollte.20 

Die Lieferung von Beratungs- und Unterstützungsleistungen für die lokalen Projekte lag
zunächst in der Hand des Home Office. Im Verlaufe des Programms wurden die über
entsprechendes Know-how verfügenden Nicht-Regierungsorganisationen Crime Concern und
die National Association for the Care and Resettlement of Offenders (NACRO) beauftragt,
örtliche Sicherheitspartnerschaften in ihrer Planungs- und Umsetzungsarbeit vor Ort zu
unterstützen.21 Ebenfalls diesem Zweck diente eine bereits im Juli 1998 vom Home Office
veröffentlichte umfassende Anleitung für die Organisation des Gesamtprozesses der
Lageanalyse, Planung, Umsetzung und Evaluation von Projekten der Bekämpfung von
Kriminalität und Ordnungsstörungen.22

                                                
19 So auch Hamilton-Smith: a.a.O., S. 1.
20 Homel et al (a): a.a.O., S. VIII.
21 In Ergänzung der Beratungstätigkeit vor Ort wurden Informationsmaterialien in schriftlicher Form erstellt, so z.B. die von Crime Concern

verfasste Broschüre „Setting and using targets“.
22 Hough, Michael / Tilley, Nick: Auditing Crime and Disorder: Guidance for local partnerships. Home Office Crime Detection and

Prevention  Series Paper 91. London, 1998.
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Ausgangslage und Planung der „Reducing Burglary Initiative“

Ausgangspunkt für die „Reducing Burglary Initiative“ war eine Lagedarstellung gewesen,
nach der England und Wales international die Tabellenführung im Bereich des Haus- und
Wohnungseinbruchs („burglary“23) aufwiesen. Die Belastung lag über der der USA und
viereinhalb mal über der Deutschlands. Unter Bezugnahme auf den British Crime Survey
1998 wurden jedes Jahr einer von 20 Haushalten Opfer eines vollendeten oder versuchten
Einbruchs - gleichbedeutend mit 1,6 Millionen Fällen. Ein Fünftel dieser Haushalte wurde
mehr als einmal Opfer eines Einbruchs und Haushalte, bei denen innerhalb der letzten vier
Jahre eingebrochen worden war, trugen ein doppelt so hohes Risiko, erneut heimgesucht zu
werden.24 Nach dem British Crime Survey 2000 entfielen 1999 auf weniger als ein Prozent
der Haushalte in England und Wales 42 Prozent aller Haus- und Wohnungseinbrüche.25

Polizeilich registriert waren etwa eine halbe Million Einbrüche pro Jahr.26 

Auch wenn die Zahl an Einbrüchen innerhalb der letzten fünf Jahre vor Programmstart bereits
um 235.000 Taten zurückgeführt werden konnte, lag die Belastung immer noch zehn Prozent
über der zehn Jahre zuvor. Besorgniserregend waren zudem die vorliegenden Erkenntnisse
zur Kriminalitätsfurcht im Zusammenhang mit Einbruchsdiebstahl, zeigten sich doch
allgemein 20 Prozent der Briten diesbezüglich als sehr besorgt („very worried“). Unter
denjenigen Befragten, die im Vorjahr selber Opfer eines Einbruches geworden waren, stieg
die Rate sogar auf 36 Prozent.27

Das größte Einbruchsrisiko trugen gemäß British Crime Survey Haushalte bestehend aus
Alleinerziehenden mit Kindern und niedrig Verdienenden sowie studentische Haushalte.28

Gerade letztgenannter Punkt sollte Einfluss auch auf die konkrete Präventionsarbeit vor Ort
haben. 

Bezogen auf die konzeptionellen Anforderungen an die RBI, die eher ganzheitliches
Kriminalitätsbekämpfungsprogramm denn reines Kriminalpräventionsprogramm war, musste
kein völliges Neuland betreten werden, lagen doch umfassende Erfahrungen aus zwei
vorangegangenen Kriminalitätsbekämpfungsprogrammen des Home Office vor. 1985 hatte
das Home Office unter Federführung seiner Präventionsabteilung mit der „Five Towns
Initiative“ ein erstes, auf 18 Monate Dauer angelegtes Präventionsprogramm gestartet, das
darauf abzielte, durch vernetzte Zusammenarbeit in fünf Städten jeweils Präventionsprojekte
für den lokalen Kontext zu entwickeln. Das Programm wurde hinsichtlich der Schaffung
präventionsfördernder Strukturen positiv bewertet, auch wenn die Evaluatoren eine Reihe von

                                                
23 Schlüsselelemente des „burglary“ sind gemäß Home Office (Simmons, Jon / Dodd, Tricia: Crime in England and Wales 2002/2003. Home

Office Statistical Bulletin 07/03, S. 51) „...(as defined by the Theft Act 1968) ... entry (or attempted entry) to a building as a trespasser
with intent to steal property from it, and actually stealing (or attempting to steal) or vandalising property while inside. Recorded crime
figures include burglaries of all buildings, reported to and recorded by the police, although they make the distinction between domestic
and non-domestic ones“.

The BCS (Anm. des Autors: British Crime Survey) covers domestic burglaries only, which means break-ins (regardless of intent) to all
inhabited dwellings, included inhabited caravans, houseboats and holiday homes, as well as sheds and garages connected to the main
dwelling (i.e. by a connecting door)“.

24 The Government's Crime Reduction Strategy: a.a.O., S. 16.
25 Burglary: Practice messages from the British Crime Survey. Home Office Briefing Note 5/01.
26 Prevention of Crime, Harnessing what works. ICPC-Conference Montreal, 3.-6.10.1999. Internetinformation des ICPC.
27 The Government's Crime Reduction Strategy: a.a.O., S. 16.
28 The Government's Crime Reduction Strategy: a.a.O., S. 16; Burglary: Practice messages from the British Crime Survey. Home Office

Briefing Note 5/01.



18

Schwachpunkten identifizierten, wie z. B. unzureichende Fähigkeiten der Praxis bezogen auf
die Identifizierung von Kriminalitätsproblemen und die Evaluation von Präventionsarbeit.

Die Erfolge der „Five Towns Initiative“ hatten 1988 zur Schaffung des „Safer Cities
Programme“ geführt, eines Programms zur Verminderung von Kriminaltität und
Kriminalitätsfurcht durch die Arbeit lokaler Partnerschaften und gezielter lokaler Projekte.
Über dieses Programm wurden mit Finanzierung des Home Office mehr als 3.700
verschiedene Maßnahmen in 20 Städten in England, Wales und Schottland eingeführt. Unter
anderem die aus der Evaluation des 1998 beendeten Programms gewonnenen und diskutierten
Erfahrungen sollten unter der neuen britischen Regierung dazu führen, die Arbeit der seit
mehr als einer Dekade existieren und deutschen Präventionsräten und
Sicherheitspartnerschaften durchaus vergleichbaren freiwilligen kommunalen
Sicherheitspartnerschaften („Community Safety Partnerships“) auf eine fundierte gesetzliche
Grundlage zu stellen.29 

So verpflichtet der 1998 verabschiedete „Crime and Disorder Act“ die nunmehr „Crime and
Disorder Reduction Partnerships“ (CDRPs) genannten Partnerschaften dazu, auf einer breiten
öffentlichen Unterstützung basierende dreijährige Kriminalitätsbekämpfungsstrategien zu
entwickeln und auch umzusetzen. Konkret führen Sektionen 5 und 6 des Gesetzes dazu aus,
dass Polizei und Kommunalverwaltung („local councils“) zusammen

- einen Audit zu kriminalitäts- und ordnungsbezogenen Problemen durchführen und dessen
Ergebnisse veröffentlichen

- einen auf dem Auditverfahren aufbauenden lokalen Konsultationsprozess einleiten

- Umsetzungsschritte überwachen („monitor“) und

- diesen Prozess in dreijährigem Abstand wiederholen.30 

Doch nicht nur bezogen auf Präventionsstrukturen war aus dem „Safer Cities Programme“
gelernt worden. Ekblom hatte aus den Ergebnissen von „Safer Cities“ den Schluss abgeleitet,
dass die einbruchsbezogene Programmwirkung am größten und am wirtschaftlichsten ist,
wenn sich Präventionsaktivitäten auf die am stärksten viktimisierten Gegenden und/oder
Populationen konzentrieren, Investitionen in Form höherer Ausgaben auf Haushalte im
Zielgebiet gebündelt wurden und Interventionen zur Einbruchsreduktion in umfassendere
Kriminalitätsbekämpfungsprogramme im Zielgebiet eingebunden waren.31

Bezogen auf die Programminhalte sollten sich staatliche Investitionen nachfolgend vor allem
auf identifizierte Risikopopulationen konzentrieren. So sah die RBI in ihrer ursprünglichen
Planung vor, Nachbarschaftsbezirken mit hoher Einbruchskriminalität über einen Zeitraum
von drei Jahren (1999 bis 2002) und auf drei Förderphasen („rounds“) verteilt, etwa 50
Millionen Pfund in 500 örtliche Projekte der Einbruchsbekämpfung zu investieren.32 Aus der

                                                
29 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 5, 13; vgl. auch Gilling, Daniel: Multi-Agency Crime Prevention in Britain: The problem of combining

situational and social strategies. In: http://www.popcenter.org/Library/CrimePrevention/Volume%2003/08%20gilling.pdf.
30 Hough/Tilley a.a.O., S. 2.
31 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 5.
32 Home Office (Hg.): Reducing Crime and Tackling its Causes. A briefing note on the Crime Reduction Programme. 1999.
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Literatur ist nicht ersichtlich, wann und warum der Programmumfang und damit auch der
Finanzansatz letztlich auf 25 Millionen Pfund gekürzt wurde, wobei darin Evaluations- und
Gemeinkosten allerdings nicht enthalten waren.33 

Mit dem genannten Finanzansatz sollte die RBI folgende Hauptziele erreichen: 

- Verringerung des Einbruchsproblems durch Konzentration von Präventions- und
Bekämpfungsmaßnahmen auf die am stärksten belasteten Gebiete.

- Evaluierung der Wirtschaftlichkeit („cost effectiveness“) unterschiedlicher
Bekämpfungsansätze

- Gewinnung von Erkenntnissen darüber, was wo am besten wirkt („what works best
where“).

Zusätzlich sollte die Praxis, die natürlich immer einem allgemeinen Trend folgt („mainstream
practice“) Möglichkeiten zur Überprüfung des eigenen Handelns vermittelt bekommen, in
dem darüber informiert wird, welche Maßnahmen im lokalen Kontext wirken.34

Bezüglich der Finanzierungsbedingungen für Projekte waren Forderungen des Schatzamtes zu
berücksichtigen, die dieses in einer interministeriellen Arbeitsgruppensitzung für das „Crime
Reduction Programme“ im Oktober 1998 präsentiert hatte. Projekte sollten demnach dann
eine Finanzierung erhalten, wenn sie

- eine vernünftige Chance bieten, Beweise im Hinblick auf die wirtschaftliche
Kriminalitätsreduktion zu generieren,

- einen signifikanten Beitrag für den Fundus an abgesicherten Informationen erbringen, um
vergleichende Wirtschaftlichkeitsanalysen unterschiedlicher Techniken zur
Kriminalitätsreduktion zu ermöglichen

- unproduktive Duplikationen bestehender Projekte oder Evaluationen vermeiden

- Bezüge zu anderen Regierungsinitiativen identifizieren.35

Phase I der RBI wurde im November 1998 mit der Einladung an CDRPs gestartet, sich mit
Aktionsplänen zur Einbruchsbekämpfung um Mittel zu bewerben. Voraussetzung war
zunächst einmal, dass sich die Aktionspläne auf Wohngegenden mit 3.000 bis 5.000
Haushalte bezogen, deren Einbruchsrate über drei Jahre mindestens das Doppelte des
nationalen Durchschnitts (Anm.: diese lag bei 27 Einbrüchen auf 1.000 Haushalte) betrug.
Kleinere Gebiete konnten sich bewerben, soweit dort wenigstens 100 Einbrüche pro Jahr
registriert waren. Neben diesen Lagedaten wurde von den Projekten verlangt, dass
verlässliche Einbruchsdaten für die letzten drei Jahre zur Verfügung standen, nach denen
beispielsweise zwischen verschiedenen Einbruchsformen und Versuchen differenziert werden
konnte. Im Hinblick auf die Polizeiorganisation und genutzte Computersysteme durften keine

                                                
33 Hamilton-Smith:a.a.O., Fußn. 4, S. 1.
34 Kotz, Jenny / Pease, Ken / Stephens, Marcia: Explanatory note for online reports OLR 40/04 to 43/04. Home Office Online Report 39/04.

London 2004, S. 4.
35 Homel et al (a): a.a.O., S. 13.
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gravierenden Veränderungen für 1999 geplant sein, die Vorher-Nachher-Datenvergleiche ggf.
erschwert hätten. 

Die Forscher bzw. Evaluatoren wurden erstmals in einem Workshop Mitte Dezember 1998
auf ihre Aufgabe vorbereitet. Zu diesem Zeitpunkt war sich wohl kaum jemand des
Arbeitsaufwandes bewusst, der innerhalb einer nur kurzen Zeitraumes abzuarbeiten war.
Auch wurde deutlich, dass erst wenig getan worden war, um Institutionen, denen die
Umsetzung der Initiative obliegen sollte, auf ihre Aufgaben einzustimmen.36

In nachfolgender Tabelle wird der äußerst straffe Zeitplan für Phase I-Projekte dargestellt.
Auf die Probleme, die sich daraus ergeben haben, wird noch eingegangen werden.

Tabelle 1: 
Zeitplan für die Projektauswahl von Phase I-Projekten (SDPs)

November 1998 Einladung an Polizeipräsidenten und kommunale Spitzen zur Abgabe von
Projektvorschlägen 

31. Dezember 1998 Abgabetermin 

Ende Januar 1999 Projektauswahl

Ende März 1999 Ministerielle Genehmigung

1. April 1999 Projektstart
37

Von den 125 Projekten, die sich in Phase I um Mittel beworben haben, durchliefen 63
erfolgreich den Auswahlprozess. Von Beginn an durch eine intensive Evaluation begleitet,
sollten bei diesen sog. strategischen Entwicklungsprojekten („Strategic Development
Projects“ - SDPs) gewonnene Erkenntnisse in die Gestaltung der Programmphasen II und III
einfließen. Die genehmigten Fördermittel von jeweils etwa 60.000 Pfund mussten in der
Regel innerhalb eines Jahres in die Umsetzung der Aktionspläne investieren werden.38 

An die einzelnen SDPs waren folgende Anforderungen gestellt worden: 

- Erstellung eine Lageanalyse und darauf aufbauende Formulierung anspruchsvoller
Reduktionsziele,

- die Zusammenarbeit mit örtlichen Partnern und Beratern regionaler Unterstützungsteams
zur Entwicklung einer strategischen und innovativen Herangehensweise an das
Einbruchsproblem,

- die Umsetzung der Strategie, womit konkret ein Mix erprobter und innovativer Taktiken
gemeint war,

                                                
36 Homel et al (a): a.a.O., S. 34.
37 Homel et al (a): a.a.O., S. 33.
38 CRIME REDUCTION PROGRAMME: BURGLARY REDUCTION INITIATIVE. Prospectus for strategic development projects. Home

Office 1998 (URL: http://www.homeoffice.gov.uk/crimprev/burg981.htm).
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- die Zusammenarbeit mit einem Team unabhängiger Evaluatoren zur Untersuchung, was
wie und warum gewirkt hat und welche Erfahrungen gewonnen wurden.

Phase II wurde im Oktober 1999 und damit nur kurz nach Erscheinen des ersten Berichtes
über die Umsetzung der Phase I-Projekte und vor Veröffentlichung der Vielzahl noch zu
erwartender Evaluationserkenntnisse begonnen. Die Entscheidung für den Start von Phase II
vor Abschluss von Phase I wird in erster Linie dem schon genannten Vorkommnis scheinbar
steigender Kriminalitätsraten und dem daraus entstehenden politischen Handlungsdruck im
Jahr 1999 zugeschrieben. Phase II sollte ursprünglich weitere 350 bis 400 Projekte mit einer
Abdeckung von etwa 1,5 Millionen Haushalten in mit Einbruch hochbelasteten Gebieten
(ebenfalls mindestens das Doppelte des nationalen Durchschnitts) umfassen. Aus ersten
Erfahrungen in Phase I war gelernt worden, so dass der neue Abschnitt mit einer
Seminarreihe für interessierte Polizeien bzw. lokale Partnerschaften begonnen wurde, um
diese im Hinblick auf die zu erstellende Lage- bzw. Problemanalyse und die Fertigung eines
ordnungsgemäßen Angebotes zu schulen. Das Home Office hatte zudem dafür gesorgt, dass
sich Projektbewerber externes Know how bei den beiden darauf spezialisierten NGOs Crime
Concern und NACRO einholen konnten. 

Von den 173 Bewerbungen bzw. abgegebenen Projektangeboten („bids“) in Phase II wurden
nachfolgend 161 berücksichtigt. Diese deckten einen Bereich von fast 600.000 Haushalten ab
und standen gleichzeitig für eine Einbruchsbelastung von fast 44.000 Einbrüchen im Jahr
zuvor.39

Phase III wurde im April 2000 eingeleitet. Der Zugang zu Fördermitteln wurde erstmals in
der Weise erleichtert, dass Projektangebote an keinen festen Termin mehr gebunden waren;
einziges Kriterium war die Abgabe der Angebote vor Ende Januar 2001. Ferner wurde nur
noch eine Einbruchsbelastung gefordert, die den nationalen Durchschnitt um das
Eineinhalbfache übertreffen musste. Auch bestand im Unterschied zu den beiden vorherigen
Phasen nicht mehr die Pflicht, zugewiesene Projektmittel innerhalb eines Jahres investieren zu
müssen.40 In Phase II wie in Phase III ausgewählte Projekte konnten für jeden
Einbruchsdiebstahl der letzten drei Jahre 100 Pfund beantragen.41

Die 23 ausgewählten Phase III-Projekte konnten erstmals teilweise von Beginn an von einem
weiteren Informationsangebot des Home Office profitieren. Im Oktober 2000 wurden die
ersten sog. „Toolkits“ der neuen, vom Crime Reduction College gehosteten „Crime Reduction
Website“ (http://www.crimereduction.gov.uk/toolkits/index.htm) im Internet freigeschaltet.
Diese Website deckt über „burglary“ hinaus mittlerweile eine Vielzahl von Themen ab. 

                                                
39 Homel et al (a): a.a.O., S. 35.
40 Ebd.
41 Homel et al (a): a.a.O., S. 33.
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Evaluation der „Reducing Burglary Initiative“

Die Erforschung der „Reducing Burglary Initiative“ ist nur aus dem Gesamtkontext des
„Crime Reduction Programme“ zu verstehen. Unabhängige Evaluationen aller
Programmbestandteile sollten dazu beitragen, die zukünftige Regierungsprogrammatik auf
diejenigen Aspekte stützen zu können, die unter Wirkungsaspekten als erfolgreich bewertet
werden. Als wirkungslos oder im Vergleich zu anderen Interventionsmöglichkeiten
unwirtschaftlich bewertete Programmbestandteile sollten hingegen eingestellt und somit keine
Zukunft im britischen Strafjustizsystem haben.42

Eine Prozess-, Wirkungs- und Effizienzevaluation der RBI als Gesamtprogramm wie der
geförderten lokalen Teilprojekte erfolgte durch drei unabhängige Evaluationskonsortien.
Zuständig für jeweils 21 Projekte, die nach regionalen Kriterien gruppiert worden waren,
hatten diese Konsortien nicht nur ihre eigenen Zugänge zu den Daten zu entwickeln, sondern
waren auch hinsichtlich der zu nutzenden Forschungsmethoden unabhängig, solange die
allgemeinen Vorgaben des Home Office erfüllt wurden. Auf die Nachteile dieses Verfahrens
wird noch einzugehen sein. Aber bereits an dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass auf der
Basis der Analyse der Evaluationsliteratur zur RBI davon auszugehen ist, dass die
auftragsübergreifende Zusammenarbeit der Forscher nicht immer ganz reibungslos verlief.43

Das für die Evaluation der Projekte im Norden Englands zuständige sog. „Northern
Consortium“ umfasste die Universitäten von Liverpool, Huddersfield, Hull sowie Matrix
MHA, eine Forschungs- und Beratungsinstitution, deren Auftrag die
Wirtschaftlichkeitsanalyse der Projekte war. Geführt von der Universität in Liverpool bestand
das Forscherteam aus zwölf Außendienstarbeitern. Diese bearbeiteten jeweils zwei SDPs
sowie zusätzliche Sachthemen, wie beispielsweise geografische Informationssysteme (GIS),
Geokodierung, Datenqualität, statistische und mathematische Modellbildung, wiederholte
Opferwerdung, täterorientiertes Vorgehen, Politikanalyse sowie Synergie und Verdrängung.44

Obwohl die SDPs im Norden Englands (Anm.: diese Aussage dürfte auf die anderen
Konsortien übertragbar sein) bezogen auf verschiedenste Kriterien höchst unterschiedlich
waren, stellten sie keine nach wissenschaftlichen Aspekten repräsentative Auswahl von
Wohngebieten oder Einbruchsbekämpfungsprojekten dar. Sie reflektierten eher die
Kriminalitätsprobleme und Gebietscharakteristika der erfolgreichen Projektanträge und waren
in diesem Sinne eine verzerrte Auswahl.45

                                                
42 Reducing Crime and Tackling its Causes: a.a.O.
43 Ein Indiz dafür ist die Kritik von Hope et al. an Bowers und Johnson im Zusammenhang mit deren Aussagen zu sog. „anticipatory

benefits“; vgl. Hope et al.: a.a.O., S. 19 (dortige Fußn. 15).
44 Hirschfield, Alex: The impact of the Reducing Burglary Initiative in the north of England. Home Office Online Report 40/04. London

2004, S. 1.
45 Hirschfield: a.a.O., S. 2.
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Die Forscher haben nicht allein Veränderungen der Kriminalitätsraten untersucht, sondern
eine ganze Reihe von Fragestellungen zu beantworten versucht, um insgesamt ein tieferes
Verständnis der Projektmechanismen zu gewinnen. Fragen bezogen sich u.a. auf

- Spezifische Einbruchsbekämpfungsinterventionen

- Managementstil

- Kontextbezogene Faktoren wie beispielsweise die Art des Projektgebietes

- Art und Zeitpunkt von Öffentlichkeitsarbeit

- Einbeziehung der Bevölkerung

- Zahl der Projektpartner.

Die zur Beantwortung notwendigen Daten wurden aus einer Vielzahl polizeilicher und
außerpolizeilicher Quellen gewonnen, wobei je nach Fragestellung unterschiedliche
Methoden qualitativer und quantitativer Art zum Einsatz kamen.46

Das aus den Universitäten Keele, Manchester und Leicester bestehende sog. „Midlands
Consortium“ betreute 21 SDPs in den Bereichen Ost- und Mittelengland, Yorkshire und
Humber. Interessant erscheint der Forschungsansatz, kam doch mit dem Zeitreihenansatz
(„time-series design) ein - so der Evaluationsbericht - neues Evaluationsverfahren zur
Anwendung. Dieses Design entstand aus der Kritik gängiger Evaluationsverfahren
beispielsweise mit randomisierten Experimental- und Kontrollgruppen wie auch infolge der
vom Home Office geschaffenen Faktenlage heraus, die den Evaluatoren keinen Einfluss bei
der Projektauswahl eingeräumt hatte. Der in der ökonometrischen Literatur vorkommende
Zeitreihenansatz zeichnet sich durch die Analyse von Zeitreihen als Einzelfallstudie für jedes
SDP aus. Unter Analyseaspekten bildet jede gebietsbezogene Zeitreihe ihre eigene
Kontrollgruppe. Bei diesem Forschungsdesign wird die Kontrolle von außen kommender
Einflüsse dadurch sichergestellt, dass der hypothetische Trend einer Entwicklung ohne
Einflussnahme durch das Projekt abgeschätzt wird. Analyseeinheit sind insofern niemals
Menschen, Gruppen oder Gebiete, sondern die monatliche Zahl an Einbrüchen im
Projektgebiet.

Zur Erstellung von Trends bzw. Vergleichen wurde die Zahl an Einbrüchen im eigentlichen
Zielgebiet („target area“) - regelmäßig bestehend aus einem oder zwei aneinander grenzenden
Streifenbezirken („beats“) - erhoben. Einbruchsdaten wurden zusätzlich aus einem die „beats“
umgebenden Raum, der Pufferzone („buffer zone“) gewonnen, sollen doch insbesondere dort
Verdrängungseffekte auftreten. Alle anderen „beats“ der zuständigen Polizeiinspektion
(„Basic Command Unit“) dienten als Vergleichsgebiet. 

                                                
46 Im Detail dazu: Hirschfield: a.a.O., S. 2 ff.
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In nachfolgender Grafik 1 sind die evaluationsrelevanten Räume am Beispiel des für den
Süden Englands zuständigen sog. „Southern Consortium“ dargestellt. Diesem Konsortium
gehörten unter Leitung der Criminal Policy Research Unit der South Bank University noch
die Universitäten von Bristol, Cardiff und Kent sowie die Forschungs- und
Beratungsinstitution Matrix MHA an.

47

Bowles und Pradiptyo (2004) haben die unterschiedlichen Verfahren der Bestimmung von
Zielgebieten, Pufferzonen und Referenzgebieten in ihrer ökonomischen Betrachtung der RBI
wie in Tabelle 1 dargestellt zusammengefasst. Wenn sie ein wesentliches Hindernis der
Vergleichbarkeit der Daten der Evaluationskonsortien darin sehen, dass das „Northern
Consortium“ keine Referenzgebiete ausgewiesen hat bzw. ihnen entsprechende Daten nicht
vorlagen (zu weiterer Kritik, vgl. Seite 107)48, könnte das im Widerspruch zu Kodz et al.
(2004)49 stehen, für die der wesentliche methodische Unterschied der Evaluationsverfahren
darin lag, dass das „Midlands“-Konsortium das schon angesprochene Zeitreihen-
Evaluationsdesign („interrupted time-series evaluation design“) zu verwenden. Spätestens
hier wird deutlich, wie die Beauftragung unterschiedlicher Forscher bzw. Forschergruppen
mit zwar definierten, aber unabhängig voneinander zu lösenden Teilaufgaben die Lesbarkeit
und Interpretation der Ergebnisse erschweren kann.

                                                
47 Millie, Andrew / Hough, Mike: Assessing the impact of the Reducing Burglary Initiative in southern England and Wales. Home Office

Online Report 42/04. London 2004, S. 7.
48 Bowles / Pradiptyo: a.a.O., S. 13.
49 Kodz et al., S. 3.
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Tabelle 2: 
Datengewinnung der Konsortien

Zielgebiet („target“) Pufferzone („buffer“) Referenzgebiet
(„reference)

"Southern"* Ja Ja Ja

"Midlands"** Ja Ja Ja

"Northern"*** ja Ja Nein

*Zielgebiet = SDP; Pufferzone = SDP umschließende Streifenbezirke („beats“); Referenzgebiet =
Polizeiinspektion („Basic Command Unit - BCU“) o.ä. - SDP

**Zielgebiet = SDP; Pufferzone = polizeiliche Streifenbezirke unmittelbar an das Zielgebiet angrenzend

***Zielgebiet = SDP; Pufferzone = BCU - SDP
50

Ziel der Programmgestalter war es gewesen, die 63 SDPs aus Phase I von Beginn an einer
intensiven Evaluation zu unterziehen, um die Ergebnisse bzw. Erfahrungen („lessons learnt“)
für die Gestaltung der Programmphasen II und III nutzen zu können. Von den Projekten
wurden insoweit die Kooperation mit den im November 1998 eingesetzten
Evaluationskonsortien verlangt. Über die Evaluationen sollten sowohl „best practices“ als
auch Kosteneffekte („value for money“) identifiziert werden, um die wirksamsten und
wirtschaftlichsten Reduktionsansätze weiterempfehlen zu können. Diesem Ziel diente u.a.
auch die zeitnahe Publikation von Forschungsergebnissen auf der neugeschaffenen „Crime
Reduction Website“ des Home Office.

Im Gegensatz zu dem bezüglich der Phase I-SDPs betriebenen Aufwand wurden lediglich
fünf der Phase II- und Phase III-Projekte evaluiert.51 So wurde die Evaluation der Phase III-
Projekten auch von Seite der Programmverantwortlichen als „light touch“-Evaluation
bezeichnet.52

Über die Erkenntnisse zu einer Vielzahl an in Teilprogrammen enthaltenen Einzelprojekten
und Interventionen hinaus ging es dem Home Office von Beginn an darum, die Erfahrungen
zum CRP als Gesamtprogramm zu erheben und zu analysieren, um für zukünftige
Regierungsprogramme zu lernen. Auch wenn ein sog. „implementation review“ des CRP von
Beginn an geplant gewesen war, zog sich die Auftragsvergabe bis Anfang 2001 hin. Die
Herausforderung für das Home Office hatte darin bestanden, die Unabhängigkeit der
Forschung sicherzustellen. Wegen des Ausmaßes des CRP war nämlich ein Großteil der
Forscher- und Evaluationsgemeinde in Großbritannien bereits in irgendeiner Form in das
Programm eingebunden. Aus diesem Grunde wurde der damalige Direktor für

                                                
50 Entnommen aus Bowles und Pradiptyo: a.a.O., S. 13.
51 Homel et al (a): a.a.O., S. 36.
52 The Reducing Burglary Initiative. Home Office, 02.04.2001 (URL: http://www.crimereduction.gov.uk).
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Kriminalprävention des Justizministeriums von New South Wales in Australien federführend
beauftragt, die Arbeiten eines kleinen Forschungsteams zu leiten.53  

Mit dem „review“ sollten drei Forschungsfragen geklärt werden:

(1) in welchem Ausmaß wurde der Fundus an durch Evaluation abgesicherter Information im
Rahmen des CRP angewendet und erweitert?

(2) Wie und in welchem Maße gelang es Innovation anzuregen?

(3) Wie und in welchem Maße führte das CRP zu erhöhten Aktivitäten der
Kriminalitätsbekämpfung?

Ökonomische Aspekte

Ein Ziel des „Crime Reduction Programme“ und damit auch der „Reducing Burglary
Initiative“ war wie schon mehrfach genannt die ökonomische Bewertung von
Kriminalitätsbekämpfungsansätzen. Jede einzelne CRP-Intervention, sollte seitens der
Evaluatoren einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung („cost-effectiveness analysis“ - CEA54)
unterzogen werden, wobei es Aufgabe des Home Office war, die abschließende vergleichende
Kosten-Nutzen-Analyse („cost-benefit analysis“ - CBA) durchzuführen. 

Erleichtert werden sollte den Evaluatoren die Arbeit durch eine vom Home Office publizierte
Anleitung für Evaluatoren.55 Damit sollten Fehler der Vergangenheit vermieden werden,
waren die wenigen Versuche detaillierter Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen56 doch
typischerweise behindert worden durch unvollständige Angaben zu Input-Kosten57 sowie den
Mangel an eindeutig beschriebenen Ergebnissen („outputs"58) und Wirkungen („outcomes"59).
So hatten Gesamtkosten einer Intervention in der Vergangenheit beispielsweise deshalb nicht
ermittelt werden können, weil Kostenanalysen retrospektiv erstellt wurden, anstatt
notwendige Daten routinemäßig über die Implementationzeit hinweg zu erheben. 60

Mit der Anleitung für Evaluatoren sollte daher ein Basiswissen für die Durchführung
ökonomischer Bewertungen von Interventionen vermittelt werden. Thematisiert wurden
methodische Prinzipien einschließlich notwendiger Grundbegriffe, Schlüsselprobleme bei der

                                                
53 Homel et al (a): a.a.O., S. VIII.
54 Die Übersetzung „Wirtschaftlichkeitsbetrachtung“ - Synonym wäre „Wirtschaftlichkeitsanalyse“ - wurde dem „Wörterbuch Business

English“ von Hamblock/Wessels, Erftstatt 2004, entnommen. Wörtlich könnte man „cost-effectiveness analysis“ auch mit „Kosten-
Wirksamkeits-Analyse“ übersetzen. Kuntze verwendet den Begriff „Kosten-Wirkungs-Analyse“ o.a. „Effektivitätsanalyse“ (vgl. Kuntze,
Gerhard: Evaluation und (Kriminal-)Prävention. In: Die Kriminalpolizei. Heft 2/2005, S. 60-62).

55 Dhiri, Sanjai / Brand, Sam: Analysis of Costs and Benefits: guidance for evaluators, Home Office. London 1999. 
56 Verwiesen wird diesbezüglich auf die Veröffentlichungen von Goldblatt und Lewis, „Reducing Offending: An assessment of research

evidence on ways of dealing with offending behaviour", Home Office Research Study 187, 1998, sowie von Welsh und Farrington,
„Value for Money? A Review of the Costs and Benefits of Situational Crime Prevention", British Journal of Criminology, Vol 39, S. 345-
368.

57 „Inputs“ werden in der Anleitung des Home Office definiert als alle zusätzlichen menschlichen, technischen und finanziellen Ressourcen,
die für ein Projekt notwendig sind (Dhiri / Brand: a.a.O., S. 12).

58 „Outputs“ werden eng definiert als die direkten Produkte des Implementationsprozesses (Dhiri / Brand: a.a.O., S. 12).
59 „Outcomes“ werden definiert als die Konsequenzen einer Intervention. Sie beziehen sich auf die angegebenen Ziele einer Intervention

(Dhiri / Brand: a.a.O., S. 12).
60 Dhiri / Brand: a.a.O., S. 8.
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Erfassung von Input-Kosten und Outcomes sowie die Durchführung von Kosten-Nutzen-
Vergleichen.

Da die Durchführung von Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen und Kosten-Nutzen-Analysen in
der Kriminalprävention bzw. Kriminalitätsbekämpfung in Deutschland bislang praktisch
keine Anwendung findet61, sollen diese Instrumente nachfolgend kurz erläutert werden. Die
Beispielfälle wurden dabei der Anleitung für Evaluatoren entnommen.

Wirtschaftlichkeitsanalysen werden in aller Kürze beschrieben als der Vergleich alternativer
Kostenströme zur Erreichung weitgehend ähnlicher Leistungen oder Wirkungen. Die am
wenigsten teure Alternative zur Herstellung definierter Outcomes ist dabei die
wünschenswerteste Option. Wirtschaftlichkeitsanalysen dienen damit also der Auswahl
verschiedener Handlungsalternativen. Als CRP-relevante Wirkungen wurden dabei
insbesondere Verringerungen von Kriminalität und Ordnungsstörungen sowie Rückfällen
(„reoffending“) genannt. Diese sollten quantifizierbar sein, so das Home Office.

In nachfolgendem Tabelle 3 wird eine stilisierte Wirtschaftlichkeitsanalyse an einem
Einbruchsbeispiel verdeutlicht.

Tabelle 3: 
Stilisiertes Beispiel einer Wirtschaftlichkeitsanalyse („cost-effectiveness analysis“ - CEA)

Angenommen seien zwei Initiativen (B1 und B2) zur Bekämpfung des Haus- und
Wohnungseinbruchs 

Kosten B1 = ₤120.000

Kosten B2 = ₤100.000

Outcome B1 = Verhütung von 100 Einbrüchen

Outcome B2 = Verhütung von 60 Einbrüchen

Daraus ergeben sich Durchschnittskosten pro verhütetem Einbruch von 1.200 Pfund (₤120.000/100)
bei B1 und 1.667 Pfund (₤100.000/60) bei B2. Je verhütetem Einbruch ist B1 damit wirtschaftlicher
als B2

62

In nachfolgender Tabelle 4 sind exemplarisch die zusammenfassenden Informationen
dargestellt, die für eine Wirtschaftlichkeitsanalyse aufzuzeichnen sind. Das Beispiel stellt eine
dreijährige Intervention zur Bekämpfung von Kfz-Kriminalität mit all ihren Anlaufkosten im
ersten Jahr dar. Die Intervention endet zum Ende des dritten Jahres, hat allerdings einen
fortlaufenden Effekt auch noch im vierten Jahr. Die letzte Spalte zeigt die Gesamtkosten der
Intervention unter Trennung von Anlauf- und laufenden Kosten bzw. Kosten des öffentlichen

                                                
61 Albrecht hat zu letzterem erst jüngst festgestellt, „dass es praktisch keine ökonomischen Analysen des Ermittlungs- und Strafverfahrens

gibt, die der Erklärung und der Planung zugrunde gelegt werden können“ (vgl. Albrecht, Hans-Jörg: Rechtstatsachenforschung zum
Strafverfahren. Empirische Untersuchungen zu Fragestellungen des Strafverfahrens zwischen 1990 und 2003. Bd. 29 der Reihe Polizei +
Forschung des Bundeskriminalamtes, Wiesbaden 2005, S. 230.

62 Dhiri / Brand: a.a.O., S. 13.
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und nicht-öffentlichen Sektors. Die Durchschnittskosten der Verhütung eines Kfz-Deliktes
durch die hier dargestellte Intervention liegen bei ₤200 (₤88.000 / 440). 

Tabelle 4: 
Stilisierte CEA-Tabelle der Ergebnisse einer Intervention zur Bekämpfung von
Kfz-Kriminalität

Kosten (₤) und Auswirkungen 1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr Gesamt

Einstandskosten

A. Anlaufkosten

davon:

Öffentl. Bereich

Andere

55.000

45.000

10.000

0 0 0 55.000

45.000

10.000

B. Laufende Kosten

davon:

Öffentl. Bereich

Andere

10.000

9.000

1.000

11.000

9.000

2.000

12.000

9.000

3.000

0 33.000

27.000

6.000

Gesamtkosten (A+B) 65.000 11.000 12.000 0 88.000

Wirkungen 
(z.B. Zahl verhüteter Kfz-Delikte)

100 150 140 50 440

63

Kosten-Nutzen-Analysen („cost-benefit analysis“ - CBAs) gehen über
Wirtschaftlichkeitsanalysen in der Form hinaus, dass sie den Nutzen bzw. die Wirkungen
einer Intervention monetär erfassen. Sobald geldwerte Aussagen zu „inputs“ und „outcomes“
und damit zu Kosten und Nutzen (im Sinne von Wirkungen) vorliegen, können direkte
Vergleiche gezogen werden.64 Ein derartiges Verfahren setzt natürlich voraus, dass
Kriminalität in Geldwerte übersetzt werden kann, d.h. Aussagen dazu vorhanden sind, welche
Kosten Opfern bzw. der Gesellschaft insgesamt z. B. durch einen Wohnungseinbruch
entstehen. Dieses Kernproblem der ökonomischen Betrachtung von Kriminalität konnte
bislang weder aus Sicht der Wissenschaft noch aus Sicht der Praxis zufriedenstellend gelöst
werden. Dennoch liegen zumindest für Bereiche der schwereren Kriminalität zum Teil

                                                
63 Dhiri / Brand: a.a.O., S. 32.
64 Nach Welsh und Farrington handelt es sich bei CEAs um unvollständige CBAs: Es werden keine Versuche gestartet, den monetären Wert

hervorgebrachter Programmeffekte („benefits“) zu schätzen. Bewertet werden lediglich die eingesetzten Mittel („costs“). CBAs
monetarisieren darüber hinaus auch den Nutzen und vergleichen diesen mit den entstandenen Kosten (vgl. Welsh, Brandon / Farrington,
David: Assessing the Economic Costs and Benefits of Crime Prevention. In: Welsh, Brandon / Farrington, David P./Sherman, Lawrence
(Hg): Costs and Benefits of Preventing Crime, Westview Press 2001, S. 5.
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Kostenberechnungen vor, die bezogen auf den Haus- und Wohnungseinbruch in England (und
Wales) allerdings erst ein Jahr nach Start des CRP veröffentlicht wurden (vgl. Seite 104).65

In nachfolgender Tabelle 5 wird eine stilisierte Kosten-Nutzen-Analyse an einem
Einbruchsbeispiel verdeutlicht.

Tabelle 5: 
Stilisiertes Beispiel einer Kosten-Nutzen-Analysen („cost-benefit analysis“ - CBA)

Basierend auf dem Beispiel in Tabelle 1 sei angenommen, dass die der Gesellschaft durch eine Haus-
und Wohnungseinbruch entstehenden Durchschnittskosten („average cost“) 1.500 Pfund betragen,
dann ergibt sich für Intervention B1 

Input-Kosten = ₤120.000

Gesamtoutcome = Verhütung von 100 Einbrüchen

Wert des Outcome (Nutzen) = 100 x ₤1.500 = ₤150.000

Daraus ergibt sich:

Nutzen / Kosten-Verhältnis: ₤150.000/₤120.000 = 1,25 : 1

Ökonomischer Nettonutzen: ₤150.000 - ₤120.000 = ₤30.000

Für B1 übertrifft der Nutzen die Kosten um ₤30.000

Die selber Kalkulation für Intervention B2 kommt zu folgenden Ergebnissen:

Nutzen / Kosten-Verhältnis: ₤90.000/₤100.000 = 0,9 : 1

Ökonomischer Nettonutzen: ₤90.000 - ₤100.000 =  -₤10.000

Bei B2 übertreffen die Kosten den Nutzen um ₤10.000.

Der Vollständigkeit halber sei auch das Beispiel zur Kfz-Kriminalität für die gedachte
Gesamtprojektdauer fortgeschrieben. In Ergänzung zu Tabelle 4 zeigt Tabelle 6 nunmehr die
Berechnung kumulierter Nettoeffekte derselben Intervention. Dieses Mal wurden die
Auswirkungen in monetärer Form dargestellt (willkürlich auf ₤300 pro verhütetem Kfz-Delikt
festgelegt), so dass auch hier Kosten und Nutzen direkt verglichen werden können. Die letzte
Spalte zeigt, dass der Gesamtnutzen über den Gesamtkosten liegt, so dass der Intervention ein
Nettonutzen zugeschrieben werden kann. Die letzte Zeile zeigt, wie der Nettonutzen über die
Zeit zunimmt. Im dritten Jahr hat der kumulierte Nettonutzen die akkumulierten Kosten
übertroffen.

                                                
65 Eine ausführliche Darstellung der bei der Monetarisierung von Kosten und Nutzen entstehenden Probleme findet sich bei Merkle, Andrea:

Evaluation Videoüberwachung in Stuttgart - Rotebühlplatz -, Phase 1. Hg.: Fachhochschule Villingen-Schwenningen-Hochschule für
Polizei. 2002, S. 91-110.
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Tabelle 6: 
Stilisiertes Beispiel der Ergebnisse einer CBA66

Kosten (₤), Auswirkungen und
Nutzen (₤)

1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr Gesamt

Einstandskosten

A. Anlaufkosten 55.000 0 0 0 55.000

B. Laufende Kosten 10.000 11.000 12.000 0 33.000

Gesamtkosten (A+B) 65.000 11.000 12.000 0 88.000

Wirkungen 100 150 140 50 440

Nutzen 30.000 45.000 42.000 15.000 132.000

Kumulierter Nettonutzen (₤) - 35.000 - 1.000 29.000 44.000 44.000

                                                
66 Cost-benefit analysis (Kosten-Nutzen-Analyse).
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Charakteristika der Einzelprojekte

Charakteristika der einzelnen SDPs können nachfolgend nur ansatzweise dargestellt werden,
geben die zusammenfassenden Evaluationsberichte der drei Konsortien diesbezüglich doch
nur beschränkt bzw. keine Auskunft. Ein Bild der Projekte ergibt sich allerdings auch aus der
Betrachtung der Projektbeispiele ab Seite 34 des Berichtes.

Der Auswertebericht zu den vom nördlichen Konsortium evaluierten 21 SDPs führt aus, dass
diese nicht nur hinsichtlich soziodemografischer und gemeindespezifischer Charakteristika
variierten, sondern auch hinsichtlich ihrer organisatorischen Strukturen und
partnerschaftlichen Vereinbarungen. Neben kleinen Teams mit einfachen Strukturen fanden
sich auch große Organisationen mit diversen Arbeits- und Unterarbeitsgruppen. Knapp die
Hälfte der betreuten Projekte wurden gemeinsam von der Polizei und der Kommune geführt,
neun allein durch die Polizei und zwei ausschließlich durch die Kommune.

Die Projekte deckten ein weites Spektrum hochbelasteter Gemeinden und Wohngebiete ab.
Einige Gebiete waren ärmlich, jedoch mit stark zusammenhaltender Bevölkerung, andere
betrafen eine eher reiche Population. Einige Gebiete waren mit Problemfamilien und einer
Konzentration von Tätern nachweislich durch weniger Kohäsion gekennzeichnet. Viele
Gebiete hatten einen hohen Studentenanteil. 

Eine Modus operandi-Analyse offenbarte, dass als „opportunistisch“ klassifizierte Täter
häufig über Hausrückseiten Zugang zu den Tatobjekten erhielten. Das wurde ihnen häufig
durch für englische Wohnsiedlungen typische schmale Durchgänge an den Hausrückseiten
(„alleyways“) erleichtert. Neben diesem Tätertyp waren in vier Projekten Einschleichtäter für
eine substanzielle Zahl an Straftaten verantwortlich. Wiederholte Viktimisierung wurde
ebenfalls als Problem angesehen, so dass darauf hin ausgerichtete Maßnahmen weit verbreitet
waren (siehe dazu den allerdings auf der Basis der Ergebnisse des „Midlands“-Konsortiums
erstellten Abschnitt „Verhinderung wiederholter Viktimisierung“ auf Seite 98).67

Im Bericht des südlichen Evaluationskonsortiums wird ausgeführt, dass von den evaluierten
20 SDPs68 elf den Anforderungen bezogen auf die Größe des Projektgebietes (3.000 bis 5.000
Haushalte) vollständig und drei den Anforderungen fast entsprachen. Sechs Projekte wiesen
eine Einbruchsbelastung auf, die unterhalb des geforderten Standards des Doppelten der
nationalen Durchschnittsbelastung (27 Einbrüche auf 1.000 Haushalte) lagen. Für ein weiteres
Projekt galt diese Anforderung nicht, bezog es sich doch auf eine sog. „virtual community“
von Mehrfamilienhäusern in einem sozial schwachen Setting. (Anmerkung: Das Beispiel
eines sich an eine „virtual community“ richtenden Projekts ist auf den Seite 56-59
beschrieben.) Ein Projekt umfasste lediglich 193 Haushalte, da es sich lediglich auf eine
einzelne Straße mit einem identifizierbaren Einbruchsproblem bezog. Das von der Zahl
abgedeckter Haushalte her größte Projekt betraf hingegen mehr als 56.000 Haushalte. Hier
hatte das ursprüngliche Projektgebiet mit 1.662 Haushalten die diesbezügliche Home Office-
Vorgabe nicht erfüllen können, wobei die Einbruchsbelastung mit 132 Delikten auf 1.000
Haushalte immens war. Hier war das Projektgebiet auf zwei Drittel der Stadt ausgeweitet

                                                
67 Hirschfield: a.a.O., S. 2.
68 Anm.: Das südliche Konsortium hat die Zahl der evaluierten SDPs von 21 auf 20 reduziert, in dem zwei Projekte innerhalb desselben

lokalen Zuständigkeitsbereiches zusammengeführt wurden; vgl. Millie / Hough: a.a.O.: S. 1.
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worden, da die zu vollziehende Einzelintervention verbesserter Auswertearbeit auf dieses
große Gebiet angewendet werden konnte. Derartige Veränderungen wurden - so der
zusammenfassende Bericht - nicht sanktioniert.69

                                                
69 Millie / Hough: a.a.O., S. 1.
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Darstellung ausgewählter Einzelprojekte

Nachfolgend werden ausgewählte, vom Home Office publizierte Teilprojekte der RBI jeweils
einzeln kurz dargestellt. In den Originalpapieren des Home Office erfolgt die Beschreibung
dieser SDPs nach einer von Paul Ekblom entwickelten Systematik, wie sie auch im Rahmen
des Europäischen Netz Netzes für Kriminalprävention („European Crime Prevention
Network“ - EUCPN) als Ausgangspunkt für eine best practice-Sammlung diskutiert wurde.
Diese sog. „5Is“ (Intelligence-Intervention-Implementation-Involvement-Impact) stellt auf
der einen Seite den Rahmen eines Wissensmanagementsystems dar70, ist auf der anderen Seite
allerdings auch Strukturmodell systematischer Kriminalprävention, ähnlich dem im
englischen Sprachraum viel genutzten SARA-Verfahren71 oder den in Deutschland zur Zeit
vorhandenen Modellen des Landespräventionsrates Niedersachen („In 7 Schritten zum
erfolgreichen Präventionsprojekt“)72 und der Polizei (14 „Arbeitsschritte zur Evaluation“).73

                                                
70 So Paul Ekblom in einem für das EUCPN erstellten Papier (Stand: Februar 2003).
71 Scanning-Analysis-Response-Assessment
72 vgl. http://www.beccaria.de.
73 Zentrale Geschäftsstelle Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bundes (Hg.): Eine Arbeitshilfe für die Evaluation. Stuttgart

2003.
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Einbruchsreduktionsprojekt Bacup74

Dieses SDP wurde durch ein Team der Gemeindeverwaltung in Zusammenarbeit mit der
Polizei umgesetzt. Im Managementteam waren alle Institutionen vertreten, die auf lokaler
Ebene in die Kriminalitätsbekämpfung eingebunden waren. Der für die Umsetzung von
Maßnahmen verantwortliche Projektkoordinator war zugleich Mitglied des
Managementteams.

Das über die Laufzeit (April 1999 bis März 2000) mit 100.750 Pfund aus dem RBI-Etat
finanzierte Projekt wurde einer unabhängigen Prozess-, Wirkungs- und Effizienzevaluation
durch die Universitäten von Liverpool, Huddersfield und Hull als Teil des „Northern
Consortium“ unterzogen.

Konzeptioneller Ansatz

Das Zielgebiet dieses Einzelprojektes umfasste einen stark kriminalitätsbelasteten Bereich.
Die Einbruchsrate war zum Zeitpunkt der Beantragung von RBI-Mitteln die höchste des
Bezirks und wurde infolge des starken Anstiegs zunehmend mit Sorge betrachtet. Der
Zustand der Häuser (sowohl Mietwohnungen / sozialer Wohnungsbau als auch
Eigentumswohnungen) im Zielgebiet reichte von gepflegt bis heruntergekommen, wobei das
Wohngebiet insgesamt unter einer schlechten Reputation und hohen Fluktuation an
Einwohnern litt. Trotzdem wird der Zustand der Gemeinde zum Zeitpunkt der
Problemanalyse als stark und zusammenhaltend beschrieben. 

Nach Auswertungen u.a. von modi operandi wurden technische Präventionsmaßnahmen der
Zielhärtung („target hardening“) als geeigneter Lösungsansatz herausgearbeitet, war doch die
häufigste Zugangsart für Einbrecher schlecht gesicherte Hintertüren und Fenster im
Erdgeschossbereich gewesen. Fälle von Einschleichdiebstahl („sneak-in burglary“) ließen
zudem Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit als geeignet erscheinen. 

Obwohl weder täter- noch brennpunktbezogene Auswertungen vorgenommen worden waren,
ging man davon aus, dass es sich bei den Tätern um drogenabhängige Anwohner
(Anmerkung: diese Erkenntnis ging auf Erhebungen der Bewährungshilfe zurück) handelte
und verstärkte repressive Bekämpfungsmaßnahmen („police crackdown“) im Zielgebiet
erfolgversprechend sein würden.

Projektziele waren die Verringerung von Haus- und Wohnungseinbrüchen innerhalb eines
Jahres um mindestens 25 Prozent sowie die Verringerung wiederholter Viktimisierung um 50
Prozent.

Auf der Basis der Problem- und Ursachenanalyse wurden folgende Einzelinterventionen
geplant:

(1) Polizisten besuchten alle Häuser im Zielgebiet, um u.a. Informationen darüber zu
gewinnen, welche Anwohner bzw. Täter für Störungen/Belästigungen („nuisance“)

                                                
74 Home Office (Hg.): Reducing Burglary Initiative Project Summary. Bacup. In: Supplement 5 to Findings 204. London 2003
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verantwortlich waren. In repressiver Hinsicht wurde gegen bekannte Täter u.a. in Form
von Durchsuchungen zielgerichtet vorgegangen. Daneben wurde die sichtbare Präsenz
(„high visibility policing“) u.a. durch berittene Polizei erhöht, um neben vermehrten
Festnahmen auch die täterseitige Furcht vor Entdeckung zu erhöhen. Ferner sollten mit
der Maßnahme gegenüber der Öffentlichkeit verdeutlicht werden, dass die Polizei gegen
örtliche Täter vorgeht, und auswertungsrelevante Informationen erhoben werden.

(2) Über einen Zeitraum von drei Wochen wurden zwei stark viktimisierte Häuser mit
elektronischen Überwachungskameras ausgestattet, u.a. um Täter bei der Ausführung der
Tat festnehmen zu können.

(3) Allen Häusern im Zielgebiet wurden technische Sicherungsmaßnahmen angeboten, die in
Form von Schlössern für Türen und Fenster sowie neuen rückwärtigen Türen installiert
wurden. Zuständig für die Maßnahme, die den täterseitigen Aufwand erhöhen sollte, war
der Projektkoordinator.

(4) Über eine lokale Bürgerinitiative wurde nach Ideen für weitere sicherheitsbezogene
Verbesserungen im Zielgebiet gesucht. Implementiert wurden zwei Maßnahmen: (a) die
Installation von gegenüber Vandalismus gesicherter Beleuchtung für Wohnungen in einer
Straße sowie (b) die Ausweitung von Gärten durch Nutzung von Brachen auf der
rückwärtigen Hausseite zweier Straßen. Letztgenannte Maßnahme sollte u.a.
Fluchtmöglichkeiten erschweren.

Ergebnisse/Erfahrungen

Die o. g. Einzelinterventionen werden aus Sicht der Evaluatoren wie folgt bewertet:

zu (1): Der repressive „police crackdown“ markierte mit einem zeitgleichen Start von
Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit den Start des Projektes. Von ursprünglich geplanten
vier Wochen wurden die Eingriffsmaßnahmen, die - so die Idee - lediglich Kurzzeiteffekte
haben würden und die Grundlage für die präventionsorientierten Maßnahmen der Zielhärtung
bilden sollten, infolge positiver Ergebnisse auf zwei Wochen gekürzt. Die täglich eingesetzten
zusätzlichen Polizeikräfte summierten sich innerhalb dieses Zeitraumes auf 273
Mannstunden. Es kam zu insgesamt 44 Festnahmen. Obwohl offizielle Zahlen dies nicht
belegen, gehen die Evaluatoren davon aus, dass sich die Berichterstattung über Kriminalität
bzw. die Anzeigeerstattung („crime reporting“) über formelle und informelle Netzwerke als
Ergebnis der Intervention vermehrt hat („have multiplied“). Auch wenn diese Art der
Intervention als einfach zu wiederholen eingeschätzt wird, galt es der Sensibilität der aus der
Bevölkerung erhaltenen Informationen und dem Informantenschutz Rechnung zu tragen. Das
geschah, in dem die Polizei jeden Haushalt im Zielgebiet aufsuchte und insoweit theoretisch
jeder Bürger auch polizeilicher Informant sein konnte.

Zu (2): Im Anschluss an den „crackdown“ und parallel zu Maßnahmen der Zielhärtung
wurden zwei Wohnhäuser für die Dauer von 42 Tagen videoüberwacht. Mangels feststellbarer
Kurzzeiteffekte wurde die Videoüberwachung als nicht kosteneffizient bewertet. Noch zur
Verfügung stehende Mittel wurden deshalb auf den Bereich der technischen
Präventionsmaßnahmen übertragen.
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Zu (3): Alle Haushalte waren im Vorfeld schriftlich eingeladen worden, sich nach dem Motto
„wer zuerst kommt, mahlt zuerst“ um Mittel zur sicherungstechnischen Nachrüstung von
Fenstern und Türen zu bewerben. Priorisiert wurden Haushalte, bei denen bereits
eingebrochen worden war. So überwies die Polizei alle Einbruchsopfer an den
Projektkoordinator, der die Haushalte innerhalb von drei Tagen aufsuchte, die
Wohnungen/Häuser begutachtete und einen Termin für die Arbeiten vereinbarte. 

Die Maßnahme wurde auch auf einem lokalen Marktstand vorgestellt. Anwohner konnten
dort die Bewerbungsunterlagen für einen Sicherheitscheck ausfüllen. Je schneller Anwohner
antworteten, desto größer war ihre Wahrscheinlichkeit, bei der Nachrüstung von
Sicherungstechnik berücksichtigt zu werden.

Die Evaluatoren kommen zu dem Schluss, dass die Wohnungen/Häuser, die von der
Maßnahme profitierten, nicht unbedingt diejenigen mit dem größten Risiko waren. Auch
mögen wohl gerade die am meisten gefährdeten Haushalte nicht auf das Einladungsschreiben
geantwortet haben, so dass das Projekt seine Ressourcen - so die Bewertung - nicht im best
möglichen Sinne eingesetzt hat. 

Insgesamt wurden im Rahmen der Projektlaufzeit 194 Häuser (9 Prozent aller Häuser im
Projektgebiet) sicherungstechnisch nachgerüstet. 36 konnten mangels ausreichender Mittel
nicht mehr berücksichtigt werden und wurden auf eine Warteliste gesetzt.

Zu (4): Von den gemeinsam mit der lokalen Bürgerinitiative entwickelten Maßnahmen der
Installation von gegenüber Vandalismus gesicherter Beleuchtung für Wohnungen sowie der
Ausweitung von Gärten durch Nutzung von Brachen profitierten insgesamt 48 Haushalte.
Durch den überragenden Erfolg der unter (3) genannten Umsetzung der technischen
Sicherungsmaßnahmen an Türen und Fenstern waren weitere Maßnahmen in Zusammenarbeit
mit der Bürgerinitiative nicht realisierbar.

In einer Gesamtbewertung wird das Projekt als effizient hinsichtlich der Mobilisierung der
Bevölkerung bewertet. Das positive Feed-back der Bevölkerung wird u.a. damit erklärt, dass
diese es nur mit einer Person zu tun hatte, dem Projektkoordinator, der zugleich Maßnahmen
der technischen Prävention in den Haushalten umsetzte.

Das eigentliche Projektziel, die Verringerung von Haus- und Wohnungseinbrüchen innerhalb
eines Jahres um mindestens 25 Prozent, wurde mit 18 Prozent (n=132) nicht erreicht. Auch
wenn die Erreichung des zweiten Ziels, die Verringerung wiederholter Viktimisierung um 50
Prozent, nicht formal überprüft wurde, berichtete das zuständige Team, dass in keinem der
sicherungstechnisch nachgebesserten Objekte nachfolgend ein Einbruchsdiebstahl bekannt
wurde. Signifikante Rückgänge wurden bereits zu Projektbeginn registriert, als Maßnahmen
der Zielhärtung den täterorientierten Maßnahmen folgten. Das Projektteam geht davon aus,
dass noch größere Erfolge hätten erzielt werden können, wenn die Nachrüstung von Objekten
nicht nach dem Motto „wer zuerst kommt, mahlt zuerst“ erfolgt wäre.

Ein gewichteter Verdrängungsquotient („Weighted Displacement Quotient“) wird mit 1,03
angegeben, was bedeutet, dass im Zielgebiet und im Vergleichsgebiet ähnliche
Veränderungen der Einbruchsquote gemessen wurden. Positive geographische und
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funktionale Effekte („diffusion of benefits“) über das eigentliche Zielgebiet hinaus im
gesamten Polizeiabschnitt („Basic Command Unit“) erzielt.

Mit dem Projekt hoffte man zudem das Image des Wohngebietes zu verbessern und die hohe
Fluktuation unter den Bewohnern zu beenden. Auch ohne formale Überprüfung wird auf der
Basis von Aussagen des zuständigen Verantwortlichen der Wohnungsverwaltung davon
ausgegangen, dass es gelungen ist, dieses Ziel zu erreichen. Das Projekt wurde zudem als
Katalysator für weitere kommunale Aktivitäten bewertet.

Vorweggenommene Erfolge („anticipatory benefits“) werden dem Projekt ebenfalls
zugeschrieben, gingen Einbrüche doch bereits von 34 im Dezember 1998 gegenüber sechs im
Januar 1999 zurück.

Bei geschätzt 65 verhinderten Einbrüchen wird das Projekt als kosteneffizient bewertet. Jedes
investierte Pfund führte zu Einsparungen von 3,24 Pfund.

Nach Projektende stieg die Zahl an Einbruchsdiebstählen von drei im Mai 2000 auf 17 im
Oktober 2000 an. Dennoch gab es Indizien für die Nachhaltigkeit des Projektes. So wurden
u.a. weniger Reparaturen bei den nachgerüsteten Objekten festgestellt.
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Einbruchsreduktionsprojekt Fordbridge, Solihull75

In diesem SDP riefen Polizei und lokale Verwaltung eine sogenannte „Fokus-Gruppe“ unter
der Schirmherrschaft eines leitenden Polizeibeamten und der örtlichen Hausverwaltungen ins
Leben. Einbezogen wurden darüber hinaus Regierungsmitarbeiter, lokale Autoritäten,
altgediente Polizeibeamte und ausgewählte Kommunalpolitiker.

Das mit 60.000 Pfund aus dem RBI-Etat finanzierte Projekt wurde durch die South Bank
University und Mitarbeiter des „Southern Consortium“ evaluiert

Konzeptioneller Ansatz

Das SDP-Projekt wurde in Fordbridge in einem stark urbanisierten Gebiet durchgeführt.
Obwohl der Stadtteil alles in allem als wohlhabend eingestuft wurde, entstand für die
Verantwortlichen des Projektes der Eindruck von signifikanten sozialen und wirtschaftlichen
Problemen. Die Arbeitslosenquote belief sich im Problemgebiet auf 9,7 Prozent, während sie
in der näheren Umgebung nur mit 5,5 Prozent und im gesamten Stadtteil sogar nur mit 4,4
Prozent beziffert war. 

Des Weiteren prägte eine hohe Anzahl an allein erziehenden Elternteilen das Bild im
Projektgebiet. Über 40 Prozent der Kinder wuchsen in Familien mit nur einem
Halbtageseinkommen oder sogar ganz ohne selbst erwirtschaftetem Einkommen auf. Die
Mehrzahl der Bewohner wohnte zur Miete. Obwohl dicht besiedelte Wohnanlagen das Gebiet
charakterisierten, fanden sich auch Reihenhäuser und seniorengerechte Bungalows sowie
Mehrfamilienhäuser.

Das Zielgebiet hatte sich über die Jahre hinweg zu einem kriminellen Brennpunkt entwickelt.
Untersuchungen ergaben, dass bei 3.557 Haushalten insgesamt 316 Einbrüche (8,9 Prozent)
verübt wurden, was dem Dreifachen des nationalen Durchschnitts entsprach. Hinzu kam ein
hohes Maß an Autodiebstählen und Jugendkriminalität. Schließlich herrschte unter den
Anwohnern eine große Angst vor Repressalien durch die Täter bei der Anzeige eines
Verbrechens.

Bezogen auf Einbruchsdelikte war festgestellt worden, dass Einbrecher in den meisten Fällen
ungesicherte rückwärtige Fenster oder Türen als Zugang nutzten.

Folgende Interventionsprinzipien wurden geplant und eingesetzt:

(1) Verbesserung der Sicherheitsmerkmale von Häusern und Wohnungen

(2) Installation von Toren an Durchgängen („alley gating“)

(3) Installation von elektrischen Zugangssystemen an den Haupteingängen von
Mehrfamilienhäusern

                                                
75 Home Office (Hg.): Reducing Burglary Initiative Project Summary. Fordbridge, Solihul. In: Supplement 2 to Findings 204. London 2003.



39

(4) Verbesserung der Straßenbeleuchtung

(5) Einrichtungen für Heranwachsende und freier Zugang zu Freizeiteinrichtungen

(6) Streetworker-Initiativen.

Ergebnisse / Erfahrungen

Zu (1): Der Sicherheitsstandard anfälliger Wohnungen und Einzäunungen wurde
insbesondere dann verbessert, wenn es sich bei den Anwohnern um älteren Personen handelte.
Die Maßnahmen beinhalteten die Installation von 123 Schlössern und Verriegelungen an
Türen, 284 schließbaren Griffen an Fenstern, 132 Nachtleuchten, 115 Verriegelungen für
holzgerahmte Fenster, 50 Verriegelungen für holzgerahmte Türen und 50 Türketten etc. zur
Abschreckung.

Zu (2): Durchgänge wurden in der Vergangenheit oftmals von Einbrechern dazu genutzt, die
Rückseite der Wohnanlagen zu erreichen. Um Abhilfe zu leisten, wurde die Installation von
Toren angeordnet. So verringerte man gleichzeitig die Fluchtmöglichkeiten, obwohl im
vorliegenden Fall die Qualität der Tore zu bemängeln war. Insgesamt wurden 44 Tore auf 19
Wohnanlagen verteilt.

Zu (3): Durch diese Maßnahmen sollte eine Abschreckung potentieller Täter bewirkt werden.
Wohnungen wurden so sicherer und Wohnanlagen an sich für Einbrecher unattraktiver. Die
genannten Sicherheitsvorkehrungen brachten die Verantwortlichen an vier zweistöckigen
Blocks mit jeweils vier Wohnungen und an diversen Hochhäusern an.

Zu (4): An Kriminalitätsbrennpunkten und gefährdeten Stellen wurde verbesserte
Beleuchtung angebracht. Dies beinhaltete das Aufstellen von acht Laternen, verteilt auf sechs
Straßenzüge.

Zu (5): Um den Jugendlichen des Viertels einen geeigneten Treffpunkt zu bieten, errichtete
man einen vollständig ausgerüsteten Basketball-Court (Beleuchtung, Sitze usw.). Alle
Heranwachsenden des Viertels erhielten freien Zugang zum örtlichen Freizeitzentrum. So
sollte ein Fernhalten der jungen Leute von der Straße erreicht werden. Letztendlich nutzten
200 Personen das neue Programm wöchentlich.

Zu (6): Durch diese Intervention stellten die Initiatoren einen Kontakt zwischen der
Kommune und den dort ansässigen Jugendlichen her. Streetworker unterhielten sich auf der
Straße mit den Heranwachsenden und boten sich an, ihnen bei Notwendigkeit mit ihrem Rat
zur Seite zu stehen.

Erklärtes Ziel des SDP-Programms war es gewesen, Wohnungseinbrüche im Projektgebiet so
weit zu reduzieren, bis der nationale Durchschnitt nicht mehr überschritten wird. Dieser lag
seiner Zeit bei 27 Einbrüchen pro 1.000 Haushalte (2,7 Prozent). Bereits nach dem ersten Jahr
ereichte das Projekt eine Einbruchsreduktion im Zielgebiet von 43 Prozent (n= -119), eine
Reduktion von 19 Prozent im Referenzgebiet (n= -402) und eine Reduktion von 34 Prozent
(n= -204) in der Pufferzone. Auch wenn das eigentliche Projektziel nicht ganz erreicht werden
konnte, wurde ein dauerhafter Abwärtstrend eingeleitet.
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Das Projekt beanspruchte für sich, 117 Einbrüche während der Durchführungsperiode
verhindert zu haben. Bei national geschätzten Kosten  von 2.300 Pfund pro Einbruch wird das
Projekt als kosteneffizient eingestuft. Nach dem Berechnungsmodell sparte man durch jedes
investierte Pfund 3.24 Pfund ein.
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Einbruchsreduktionsprojekt Ladybarn/Greater Manchester76

Dieses SDP wurde in partnerschaftlicher Zusammenarbeit zwischen den kommunalen Ämtern
für Wohnen und Gemeindesicherheit und der Polizei als der eigentlich treibenden Kraft
realisiert. Einem Sergeant der Polizei war neben seinen Regelaufgaben die Funktion des
Projektkoordinators übertragen worden. Die Zusammenarbeit wird als effektiv beschrieben,
was darauf zurückgeführt wird, dass auf den guten Arbeitsbeziehungen vorheriger Projekte
aufgebaut werden konnte. Obwohl das Projekt - wie noch dargestellt wird - darauf abzielte,
Einbrüche bei Studentenhaushalten zu verhüten, beteiligte sich die örtliche Universität kaum
an den Arbeiten. Universitätsangehörige nahmen lediglich an einem Arbeitstreffen teil.

Das über zwei Jahre mit (inflationsbereinigt) fast 89.000 Pfund aus dem RBI-Etat finanzierte
Projekt wurde einer unabhängigen Prozess-, Wirkungs- und Effizienzevaluation durch die
Universität von Liverpool als Teil des „Northern Consortium“ unterzogen.

Konzeptioneller Ansatz

Das Zielgebiet des Projektes beschränkte sich auf einen polizeilichen Streifenbezirk („beat“)
mit einem Anteil von fast 10 Prozent Studenten, 18 Prozent neuen Einwanderern und 15
Prozent Farbigen („non white“). Der Streifenbezirk wurde wegen seiner hohen Belastung mit
Haus- und Wohnungseinbrüchen (128 auf 1.000 Haushalte; monatlicher Durchschnitt
["mean"]: 36,7 Delikte) und der hohen Zahl viktimisierter Studentenhaushalte als
Modellprojekt ausgewählt. 

Der hohe Anteil an Studenten wurde als Garant für einen jährlichen Zuzug neuer potentieller
Einbruchsopfer bewertet. Täter hatten infolge von Mieterwechseln die Möglichkeit, von Jahr
zu Jahr ihnen bereits bekannte Adressen heimsuchen zu können. Als einbruchsfördernd sah
man die Lebensstile (Anwesenheitszeiten und Ferien) der Studenten und deren nur geringe
Bindung zur sonstigen Bevölkerung an, die Tätern ein größeres Maß an Anonymität sicherte.
Während die Mehrheit der Bewohner des Zielgebietes der Polizei nur geringes Vertrauen
entgegenbrachte, wurden die Beziehungen zwischen studentischer Population und Polizei
(Greater Manchester Police) als besser bezeichnet. Studentenwerksvertreter waren in die
Arbeit der lokalen Präventionspartnerschaft eingebunden und hatten zudem exzellente
Verbindungen zu zwei Verbindungsbeamten an der Universität.

Das Präventionsziel der Kriminalitätsreduktion von wenigstens 20 Prozent im Zielgebiet
sollte über fünf Programmziele bzw. Stränge („strands“) erreicht werden:

(1) Öffentlichkeitsarbeit zur Sensibilisierung der Bevölkerung im Hinblick auf die Installation
technischer Sicherungen

(2) Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen an Häusern und Wohnungen

(3) Installation von technischen Sicherungen („target hardening“)

(4) Anbringung von Wegtoren („alley gates“)

                                                
76 Home Office (Hg.): Reducing Burglary Initiative Project Summary. Ladybarn. In: Supplement 6 to Findings 204. London 2003.
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(5) Einsatz täterorientierter Strategien („disrupting offending behaviour“).

Ergebnisse/Erfahrungen

Zu (1) und (2):

Die Öffentlichkeitsarbeit wurde unter Einsatz von fünf Polizeibeamten über einen Zeitraum
von vier Wochen betrieben. Insgesamt 419 Haushalten wurden eine Sicherheitsüberprüfung
offeriert und Präventionsmaterialien/-literatur ausgehändigt. Im Ergebnis konnten 341
Sicherheitsüberprüfungen durchgeführt werden. Anwohnern wurde gleichzeitig angeboten,
sich in einem in der Nachbarschaft eingesetzten Präventionsmobil („crime prevention van“)
über Möglichkeiten des Einbruchsschutzes zu informieren. Von dem Angebot machten nur 13
Anwohner in der Form Gebrauch, dass nachfolgend auch ein Sicherheitscheck durchgeführt
wurde. Der Einsatz des Präventionsmobils wurde dennoch gerade im Hinblick auf die jährlich
zu wiederholende Ansprache neu hinzugezogener Studenten als sinnvoll erachtet. 

Einziges Hindernis im Zusammenhang mit der Maßnahme der Öffentlichkeitsarbeit war die
späte Beschaffung des Präventionsmobils.

Zu (3):

Lediglich neun der Sicherheitsüberprüfungen hatten die Empfehlung zusätzlicher technischer
Einbruchsschutzmaßnahmen notwendig gemacht. Das Problem schien eher darin zu liegen,
dass vorhandene Einrichtungen seitens der Anwohner nicht adäquat genutzt wurden.
Nachdem ursprünglich auch die Ausgabe von Geräten zur Kennzeichnung von Gegenständen
(„property marking packs“) geplant war, erschien diese Maßnahme nach den Ergebnissen der
Sicherheitsüberprüfungen nur noch in einigen Fällen notwendig. Insgesamt wurden 17
Objekte (0,54 Prozent aller Haushalte im Zielgebiet) nachgerüstet.

Infolge von Planungsmängeln im Hinblick darauf, durch wen zusätzliche Sicherheitstechnik
zu installieren ist, kam es bei der Umsetzung der Maßnahme zu Verzögerungen.

Zu (4):

Der am stärksten viktimisierte Block des Zielgebietes wurde mit insgesamt sieben Wegtoren
abgesichert. 

Im Vorfeld nicht gesehene rechtliche Aspekte der Anbringung führten zu Verzögerungen bei
der Umsetzung der Maßnahme.

Zu (5):

Die Polizei ging davon aus, dass die hohe Zahl studentischer Haushalte mit ihrer großen Zahl
wertvoller mobiler Gegenstände Täter aus angrenzenden polizeilichen Zuständigkeitsgebieten
(„sub-divisions“) anlocken würde. Wesentliches Merkmal hinsichtlich der täterorientierten
Vorgehensweise war insofern der zuständigkeitsüberschreitende Informationsaustausch und,
was die Polizei angeht, die Herstellung engerer Verbindungen zu den
Untersuchungshäftlingsheimen und Resozialisierungseinrichtungen.
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Im Zusammenhang mit der Markierung von Gegenständen war die Unterbindung des Handels
mit gestohlenen Gegenständen geplant. Taktiken zur Reduktion von Märkten („Market
Reduction Approach [MRA]“ bzw. „market disruption techniques“) wurden letztlich jedoch
nicht umgesetzt.

In der Zeit der Durchführung des Projektes wurden im Zielgebiet eine Vielzahl an
täterorientierten Operationen u.a. zur Bekämpfung von Kfz-Kriminalität, von schwerem
Einbruch sowie von Haus- und Wohnungseinbruch durchgeführt, deren Effekte auf das
Projekt jedoch nicht eingeschätzt werden konnten.

In einer Gesamtbewertung wurde das Projekt als erfolgreich bewertet. In den zwei Jahren vor
Projektstart waren 881 Einbrüche registriert worden (36,7 pro Monat). Die Zahl ging auf 513
(21,4 pro Monat) zwei Jahre nach Projektstart zurück. Das Ziel einer 20-prozentigen
Reduktion wurde mit brutto („reduced gross burglary“) 368 Delikten weniger (- 41,6 Prozent)
erfüllt. Die Nettoreduktion (= Summe aller Reduktionen abzüglich der Verdrängungseffekte)
wird mit 308 Delikten (- 34,9 Prozent) angegeben.

Auf der Basis der modellierten, d.h. inflationsbereinigten Projektkosten in Höhe von fast
89.000 Pfund ergab sich ein überaus wirtschaftliches Nutzen-Kosten-Verhältnis von 7,14
(7,14 Pfund Ersparnis auf jedes investierte Pfund).
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Einbruchsreduktionsprojekt Rochdale77

In dem betroffenen Gebiet dieses SDP hatte sich bereits 1996 die so genannte „Safer Cities
Initiative“ etabliert, die eine der Grundlagen für eine starke Partnerschaft bestehend aus
Polizei, Stadträten sowie Siedlungs- und Opferinitiativen bildete. Projektleiter waren im
vorliegenden Fall ein Polizist und ein Sicherheitsbeauftragter der Kommune.

Das mit 60.000 Pfund aus dem RBI-Etat finanzierte Projekt wurde durch die Liverpool
University und Mitarbeiter des „Northern Consortium“ evaluiert.

Konzeptioneller Ansatz

Das Projekt bezog sich auf ein Gebiet außerhalb des Rochdaler Stadtzentrums, das von starker
sozialer Benachteiligung, erheblicher sozialer Desintegration sowie hoher Kriminalitätsrate
unter den Bewohnern geprägt war.

In den vier Jahren vor der Durchführung des Projektes eskalierte die Lage zusehends, bis eine
fünf mal höhere Durchschnittszahl an Wohnungs- und Gebäudeeinbrüchen als im restlichen
England erreicht wurde. 

Dabei wurden insbesondere zwei Brennpunkte ausgemacht, die in ihrer Bebauungsstruktur
deutlich voneinander differierten. Der erste, bestehend aus drei dicht besiedelten
Wohnanlagen, setzte sich zu einem Fünftel aus Mietwohnungen zusammen, während der
andere in erster Linie Reihenhäuser mit eingestreuten Doppelhaushälften beherbergte. Beide
Gebiete waren stark von ethnischen Minderheiten geprägt (36 Prozent), deren Muttersprache
nicht Englisch war. Es handelte sich insbesondere um Asiaten, Pakistanis und Bangladeshis. 

Im ersten Brennpunkt konzentrierten sich die Einbrüche in besonderem Maße auf eine
Wohnanlage, der sich umliegend ein Industriegebiet anschloss. Im zweiten Brennpunkt waren
die Einbruchsdelikte weit verstreut, so dass kein besonders gefährdeter Wohnbereich
ausgemacht werden konnte.

Insgesamt suchten Kriminelle mit besonderer Vorliebe neuere Häuser oder Blocks heim,
wobei der bevorzugte Zugangsort das rückwärtige Fenster im Erdgeschoss war. Die lokale
Kriminalstatistik legte in diesem Zusammenhang dar, dass die Straftäter in den meisten Fällen
Ortsansässige selbst waren.

Folgende Interventionsprinzipien wurden geplant und eingesetzt:

(1) Informationsoffensive gegen Wohnungseinbrüche, Verteilen von Broschüren über
Präventions- und Sicherheitsmaßnahmen 

(2) Spezifische Ratschläge und fachmännische Beratung bei Einbruchsopfern

(3) Intensive Arbeit mit wiederholten Einbruchsopfern

                                                
77 Home Office (Hg.): Reducing Burglary Initiative Project Summary. Rochdale. In: Supplement 1 to Findings 204. London 2003.
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(4) Förderung aktiver Nachbarschaftshilfe („Homewatch“)

(5) Herstellen einer Verbindung zwischen Drogenmissbrauch und Wohnungseinbruch.

Ergebnisse/Erfahrungen

Zu (1): Alle Haushalte im SDP-Gebiet erhielten die Informationsbroschüre über
Wohnungseinbrüche. Aus Personalmangel konnten nicht alle Haushalte persönlich aufgesucht
werden, weshalb man sich auf besonders gefährdete Orte in den Brennpunkten beschränkte
(ca. 400).

Zu (2): Alle von Einbruch betroffenen Personen wurden binnen einer festgelegten Frist
persönlich besucht und bezüglich Einbruch und Gegenmaßnahmen individuell beraten. Diese
Intervention stellte sich als besonders erfolgreich heraus. Wiederholte Opfer erhielten von der
SDP finanzierte Sicherheitseinrichtungen. Aufgrund des hohen Ausländeranteils richtete man
zusätzlich zur Überwindung der Sprachbarrieren spezielle Kontaktbüros ein. 

Zu (3): Um Nachbarschaftshilfe explizit zu etablieren, wurden spezielle „Homewatch
Meetings“ abgehalten. Darüber hinaus informierten die jeweiligen Hausverwaltungen und
Eigentümer bei ihren Besuchen die Bewohner über die Funktionsweise des Prinzips.

Zu (4): Die verbindliche Teilnahme an einem Bewährungshilfsprogramm für ehemals
inhaftierte Drogenabhängige fand wenig Zulauf (nur sechs registrierte Fälle). Des Weiteren
stellte sich heraus, dass der Polizei für dieses Unternehmen die rechtliche Grundlage fehlte.
So wurde dieses Projekt lediglich auf freiwilliger Basis durchgeführt.

In den zwei Jahren vor der Verwirklichung des Projektes waren insgesamt 753 Einbrüche
registriert worden; der monatlicher Durchschnitt lag bei 31,4. In den zwei Jahre nach den
Maßnahmen wurden in dem betroffenen Areal nur noch 398 Delikte dieser Art verübt (16,6
pro Monat). Eigentliche Maßgabe war eine Reduktion von 10 Prozent, stattdessen verringerte
man die Zahl an Einbrüchen  um 355, also um 47,1 Prozent. Bei einem Vergleich mit einem
Referenzgebiet errechnete sich folglich eine Netto-Reduktion von 34,4 Prozent, das sind 262
verhinderte Einbrüche im Projektgebiet Rochdale.

Bei Berücksichtigung modellierter Kosten wird das Projekt, dem zugeschrieben wird, 262
Einbrüche netto (bei national geschätzten Kosten von 2.300 Pfund pro Einbruch) verhindert
zu haben, als außerordentlich kosteneffizient eingestuft. Nach dem Berechnungsmodell
wurden durch jedes investierte Pfund 13,84 Pfund eingespart.
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Einbruchsreduktionsprojekt Stirchley (Birmingham)78

Während die Hauptverantwortung für das SDP bei Polizei und Stadtrat lagen, wurden über
eine Lenkungsgruppe auch die Bewährungshilfe und Bürger eingebunden. Für das
Projektmanagement war ein Sergeant der Polizei verantwortlich.

Die Projektkosten lagen bei insgesamt 80.400 Pfund, wobei es sich zu zwei Drittel um
Sachkosten handelte. Das mit 60.000 Pfund aus der RBI geförderte Projekt wurde durch die
South Bank University evaluiert.

Konzeptioneller Ansatz

Das Stirchley-Projekt wurde in einem Polizeibezirk („beat“) fünf Kilometer entfernt vom
Zentrum Birminghams durchgeführt. In den drei Jahren vor 1999 war die nationale
Einbruchsrate in dem Bezirk mit 217 bis 241 Straftaten pro Jahr um mehr als das Doppelte
überschritten worden. Auf zwei Brennpunkte innerhalb des Bezirkes entfielen allein 25
Prozent aller registrierten Einbrüche. 

Brennpunkt 1 bestand aus einigen leeren Häusern sowie einigen kleinen Gewerbebetrieben.
Die meisten Häuser grenzten in Blocks rückseitig aneinander; einige an Parkland und einen
Kanal. Die Häuser in Brennpunkt 2 waren in einer langen Reihe formiert, wobei sich nach
hinten eine Parklandschaft anschloss. Einbrecher hatten in mehr als 80 Prozent der Taten in
den beiden Brennpunkten die Rückseite der Häuser als Zugang genutzt. Ein Netz von
Durchgängen, angrenzendes offenes Land und ein Kanaldamm boten den Tätern ideale
Möglichkeiten des Zugangs und der Flucht. Nicht nur die Häuser selber waren anfällig für
Einbrüche, auch die äußere Einfriedung war entweder nicht vorhanden, unvollständig oder
ineffektiv (z.B. schlechte Zäune und Tore). Fehlendes Miteinander schmälerte den Erfolg von
Aktivitäten einzelner Hausbesitzer weiter.

Folgende Interventionsprinzipien wurden geplant und eingesetzt:

- Schaffung bzw. Verbesserung der Einfriedung von Hausblocks durch Installation von sog.
"alleygates" (Methode 1) sowie durch Anbringung von Zäunen (Methode 2)

- Verringerung des Werts potentieller Diebesgüter und Erhöhung des Risikos des Besitzes
und Verkaufs dieser Güter durch Markierung der Gegenstände (Methode 3), Verbreitung
von Informationsmaterialien und Anbringung von Aufklebern an Fenstern zur
Abschreckung potentieller Täter

- Information potentieller Opfer/Nachbarn mittels eines Newsletters (Methode 4) zu
allgemeinen Möglichkeiten der Kriminalprävention. 

Im Zuge der durchgeführten Wirkungsevaluation wurden über drei Jahre Entwicklungen in
den Brennpunkten mit dem Rest des Polizeibezirks („beat“) als Puffer für
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Verdrängungseffekte und dem Rest des übergeordneten Polizeiabschnitts („operational
command unit“) verglichen.

Ergebnisse/Erfahrungen

Methode 1: Durch die Anbringung von 62 Toren wurden 583 Häuser geschützt.

Methode 2: Durch die Installation von 420 m Palisadenzaun wurden ca. 90 Häuser geschützt.

Methode 3: 400 Markierungssätze (UV-Stift, Aufkleber, Anleitung) wurden an örtliche
Bewohner verteilt; die Hälfte der Haushalte hat die Aufkleber sichtbar an Fenster oder Türen
angebracht.

Methode 4: 400 Newsletter wurden viermal durch Freiwillige verteilt.

Ein bedeutsamer Projektbestandteil war die Gewinnung der Unterstützung der Anwohner,
was durch Versammlungen und die Verbreitung des Newsletters gelang.

Ziel war, bezogen auf die Brennpunkte Reduktionen von 50 Prozent und bezüglich des
Bezirks („beat“) von 10,5 Prozent zu erreichen. Das erste Ziel wurde nach einem Jahr
Umsetzung mit 53 Prozent erfüllt, wobei der Rückgang im Bezirk nur bei sieben Prozent lag.
Im darauffolgenden Projektjahr wurde auch das zweite Projektziel mit einem Rückgang von
45 Prozent gegenüber dem Jahr vor Projektstart erreicht. Während im ersten Projektjahr
verzeichnete Anstiege im Puffergebiet auf Verdrängungseffekte hindeuten, kam es nach
Abschluss der situativen Schutzmaßnahmen (Anbringung von Toren) im zweiten Jahr auch
im Puffergebiet zu einem Rückgang der registrierten Einbrüche. Die Evaluatoren gehen
insoweit von einer Streuung der positiven Effekte („diffusion of benefits“) aus.

Bei Berücksichtigung modellierter Kosten wird das Projekt, dem zugeschrieben wird, 21
Einbrüche (bei national geschätzten Kosten von 2.300 Pfund pro Einbruch) verhindert zu
haben, als kosteneffizient bewertet. Nach einem Berechnungsmodell wurden durch jedes
investierte Pfund 1,72 Pfund eingespart.
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Einbruchsreduktionsprojekt Stoneferry (Hull)79

Im vorliegenden Fall wurde das SDP durch einen Koordinator einer Einheit für kommunale
Sicherheit der Gemeindeverwaltung federführend betreut. Unterstützung hatte er durch einen
abgeordneten Polizisten, der zeitgleich weitere Projekte zu betreuen hatte. In einer
Steuerungsgruppe waren Wohnungsverwaltung, Polizei, Opferhilfe und Nachbarschaftshilfe
vertreten. Zudem war beabsichtigt, Bürger in die Arbeit der Steuerungsgruppe einzubinden.

Das mit fast 70.000 Pfund aus dem RBI-Etat finanzierte Projekt wurde einer unabhängigen
Prozess-, Wirkungs- und Effizienzevaluation durch die University of Keele („Midlands
Consortium“) unterzogen. 

Mit zusätzlichen ca. 70.000 Pfund sollte das Projekt bis März 2002 fortgeführt werden. Davon
sollten 20.000 Pfund auf den Vollzeit-Projektkoordinator, 10.000 Pfund auf die
Öffentlichkeitsarbeit und 38.800 Pfund auf Maßnahmen der Zielhärtung entfallen.

Konzeptioneller Ansatz

Stoneferry „qualifizierte“ sich dadurch für eine RBI-Förderung, dass die Belastung mit Haus-
und Wohnungseinbrüchen im Projektgebiet auf der Basis polizeilicher Daten den nationalen
Durchschnitt um das drei- bis vierfache übertraf. Gemessen worden waren 96 Einbrüche pro
Tausend Haushalte in den beiden Jahren vor Projektstart.

Das Projektgebiet umfasste etwa 4.600 Haushalte mit ca. 15.400 Einwohnern. Die Bebauung
bestand aus niedrigen Häusern (Reihenhäuser, freistehende Häuser sowie für Senioren
gebaute Bungalows), die z.T. im Eigentum ihrer Bewohner wie auch der Gemeinde standen.

Auswertungsergebnisse hatten gezeigt, dass insbesondere Senioren verwundbar waren.
Kriminalitätsfurcht war angestiegen, weil in einem Fall ein Einbruch zum Tode des Opfers
geführt hatte. Auch hatte sich gezeigt, dass Häuser von Senioren mit größerer
Wahrscheinlichkeit einen niedrigeren Sicherheitsstandard hatten bzw. die Bewohner
Außentüren unverschlossen oder offen ließen und sich Bargeld im Haus befand.

Häufigster modus operandi hinsichtlich des Zugangs zu den Objekten war die gewaltsame
Öffnung rückwärtiger Türen und Fenster. „Einschleich"diebstahl („sneak-in burglary“)
machte etwas mehr als ein Zehntel der Fälle aus. Ein zunehmendes Problem betraf Fälle, in
denen Bewohner auf Klopfen die Tür öffneten und dann aus dem Weg gedrängt wurden (sog.
„push-by thefts“). Von den Tätern nahm man an, dass sie aus einer Nachbarsiedlung kamen
und ihnen die guten Zugangswege wie Fluchtrouten bekannt waren.

Das Projekt zielte u.a. auf die Verringerung der hohen Einbruchsbelastung wie auf die
Verbesserung des einbruchsbezogenen Engagements der Bewohner ab.

                                                
79 Home Office (Hg.): Reducing Burglary Initiative Project Summary. Stoneferry, Hull. In: Supplement 10 to Findings 204. London 2003.
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Interventionsprinzipien wurden lediglich aus dem Bereich der situativen Kriminalprävention
gewählt und betrafen die Zielhärtung („target hardening“) bei Einbruchsopfern und
verletzbaren Bürgern sowie die Kennzeichnung von Gegenständen.

Ergebnisse/Erfahrungen

Maßnahmen der Zielhärtung sollten sich anfangs insbesondere an Einbruchsopfer richten. Da
sich zeigte, dass wenig Interesse in der Zielgruppe bestand, wurde die Maßnahme auf
verletzbare Bürger insgesamt - insbesondere Senioren  - ausgedehnt.

Briefe mit der Projektbeschreibung wurden an alle Einwohner versandt. Für die Überprüfung
der Objekte sowie die Installation zusätzlicher Sicherungstechnik wurde eine kommunale
Sicherheitsinitiative (PRISE - Preston Road Initiative for a Saver Environment) genutzt, die
Beschäftigung für junge Arbeitslose anbot.

Material- und Arbeitskosten wurden über das Projekt finanziert.

Installiert wurden im Wesentlichen Fensterschlösser, Türketten, Fensteralarme und
Türpiepser („door beeper“); letztere sollten vor allem den Einschleichdiebstahl verhindern
helfen.

"Push-by thefts“ sollten zusätzlich dadurch verhindert werden, dass ältere und schwache
Personen einen sog. „Oma-Stiefel“ („granny boot“) erhielten. Dabei handelte es sich um einen
Keil an einem Stock, mit dem im Notfall die Eingangstür schnell blockiert werden konnte.

Die Kennzeichnung von Gegenständen sollte von Beginn an allen 4.600 Haushalten im
Projektgebiet angeboten werden. Mit der Umsetzung wurde ein Privatfirma beauftragt, mit
der bereits kooperiert worden war. Obwohl die Maßnahme unentgeltlich angeboten wurde,
gab es in der Bevölkerung nur wenig Reaktionen. Das wurde z.T. darauf zurückgeführt, dass
die Betroffenen, mehrheitlich Eigentümer ihres Hauses, z.T. eigene Sicherheitsmaßnahmen
getroffen hatten. Zum Teil mag auch die unentgeltliche Bereitstellung, mangelndes Vertrauen
gegenüber den die Markierungen vornehmenden Personen und auch die Angst vor
Stigmatisierung einer ganzen Gegend für Irritationen gesorgt haben. In der zweiten
Projektphase wurde die Aktion daher durch ein extensives Marketing begleitet.

Bereits im Vorfeld des Projektes (September 1999) war ein Wettbewerb unter Schülern zur
Findung eines Logos ausgeschrieben worden. Diese Maßnahme half, den Bekanntheitsgrad
des Projektes in der Bevölkerung zu verbessern. Zur besseren Identifikation wurde dem
Projekt auch ein Name gegeben („Home Watch 2000“), weil das Zielgebiet innerhalb der
Bürgerschaft unter verschiedenen Namen bekannt war.

Wenig Erfolg hatte der Mobilisierungsansatz, der ursprünglich vorsah, lokale
Nachbarschaftshilfen im Projektgebiet zu initiieren. Nachdem Anwohner noch an einer
diesbezüglichen Versammlung vor Projektstart teilgenommen hatten, beschränkte sich die
Beteiligung später auf Polizisten und Bedienstete der Einheit für kommunale Sicherheit.
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Nachdem in den ersten drei Monaten nur bei drei Haushalten Maßnahmen der Zielhärtung
umgesetzt wurden (bei gleichzeitig 43 Einbrüchen), stieg die Zahl solcher Haushalte im Juli
auf 55, im August auf 77 und im September auf 81. Im Oktober 2000 waren es 34 Haushalte.

Die Wirkungsevaluation basierte auf den Daten dreier Jahre und bezog das Zielgebiet („SDP-
area“), die angrenzenden Räume („buffer area“) im Hinblick auf Verdrängungen
(„displacement“) sowie den Rest des örtlichen Zuständigkeitsbereiches der zuständigen
Polizeiabteilung („Police Operational Command Unit“) mit ein. 

Das Projekt wird im Ergebnis als wirkungsvoll und kosteneffizient bewertet. Sowohl im
Zielgebiet als auch in den angrenzenden Räumen gab es monatliche Einbruchsreduktionen.
Statistisch signifikante Reduktionen anderer Formen von Erwerbskriminalität („acquisitive
crime“) wurden hingegen weder im Zielgebiet noch in den angrenzenden Räumen
nachgewiesen.
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Einbruchsreduktionsprojekt Yew Tree, Sandwell80

Die vorliegende Initiative wurde von der lokalen Polizei, unter Beteiligung von Wohnungs-
und Stadtplanungsamt, dem Gesundheitsamt, der Gemeinde (in Form von "Neighbourhood
Watch") und einem Berater durchgeführt. Die Hauptverantwortung lag bei zwei
Polizeibeamten. Das Projekt profitierte von einer bereits im Vorfeld aktiven und von
Zusammenhalt geprägten Gemeinde.

Das mit 222.000 Pfund, davon 60.000 Pfund aus dem RBI-Etat, budgetierte Projekt wurde
durch die South Bank University und Mitarbeiter des „Southern Consortium“ evaluiert.

Konzeptioneller Ansatz

Zielgebiete waren zwei wirtschaftlich benachteiligte Wohnanlagen in suburbanem Umfeld mit
insgesamt 2.420 Haushalten, deren fast 6.100 Bewohner sich zum größten Teil aus der
unteren und mittleren Einkommensschicht rekrutierten. Neben der weißen britischen Mehrheit
war auch eine indische Minderheit betroffen. Räumlich war das Projektgebiet durch eine viel
befahrene Bundesstraße und einen Kanal von anderen Bebauungen isoliert. 

In der Vergangenheit hatten die häufigen Fälle von asozialem Verhalten und Probleme im
Bereich der öffentlichen Ordnung bereits zur Installation von Überwachungskameras geführt.
Die niedrigen Sicherheitsstandards, besonders in einer der Wohnanlagen, begünstigten bereits
seit deren Errichtung Wohnungseinbrüche. Im Durchschnitt der drei Jahre vor Projektstart
wurden im Zielgebiet auf der Basis polizeilicher Daten jährlich 162 Delikte dieser Art verübt.
Dabei wurden 25 Haushalte 1998 zum wiederholten Male Opfer eines Einbruchsdeliktes. 

Insgesamt suchten Täter mit besonderer Vorliebe neuere Privathäuser mit unter
Sicherheitsaspekten qualitativ schlechten Fenstern heim. Bevorzugter Zugangsort war jeweils
das rückwärtige Fenster im Erdgeschoss. Vor allem der dicht bewachsene, rückwärtige Raum
begünstigte die Taten. Diebesgut wurde dort gelagert und mäßig beleuchtete Trampelpfade
boten sich als Fluchtweg an. Flache Zäune und Fenster mit eklatanten Sicherheitsmängeln
boten keine oder nur sehr geringe Abschreckung, so dass die Polizei das Gebiet insgesamt als
„Einbrecherparadies“ bezeichnete.

Aus Strafverfolgungsmaßnahmen („police crackdowns“) stammende Täterdaten offenbarten,
dass etwa die Hälfte von ihnen im Zielgebiet lebte. Die Täter waren primär junge Weiße
zwischen 14 und 35 Jahren, wobei das Durchschnittsalter bei 22 Jahren lag. Die Polizei ging
davon aus, dass einige der Täter zu Maßnahmen der Einschüchterung griffen, so dass Delikte
zum Teil nicht angezeigt wurden. Alle festgenommenen Täter waren polizeibekannt mit
Vorerfahrungen in den Bereichen Diebstahl und Umgang mit Diebesgut.

Vor Projektstart gab es wachsende Besorgnis in der Bevölkerung und bei
Verantwortungsträgern über den schlechten Ruf der Gegend. Starke Polizeipräsenz und
Strafverfolgungsaktionen waren Maßnahmen, mit denen in dem Gebiet bereits im Jahr vor
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dem Projektstart gearbeitet worden war. Dennoch stiegen die Einbruchszahlen vor
Projektstart wieder an.

Im Rahmen eines Vorgehens, das als „crackdown and consolidation“-Ansatz beschrieben ist,
wurden die nachfolgenden Interventionsmaßnahmen geplant und eingesetzt:

(1) Überwachung bekannter Täter und sichtbare Polizeipräsenz

(2) Markierung von gefährdetem Eigentum

(3) Einbeziehung der Bevölkerung

(4) Verbesserung der Umgebung

(5) Jugendarbeit

(6) Sonstiges.

Ergebnisse/Erfahrungen

Zu (1): Polizeibeamte erhielten die Anweisung, eine so genannte „Nulltoleranz“-Marschroute
gegenüber bekannten potentiellen Tätern zu verfolgen, in dem diese Anhalte- und
Durchsuchungsmaßnahmen, Wohnungsdurchsuchungen, Kautionsvollstreckungen unterzogen
wurden und Räumungsanordnungen („eviction orders“) sowie Anordnungen im Bereich
unsoziales Verhalten („anti-social behaviour orders - ASBOs“) verhängt wurden. Idee war es,
potenzielle Täter so aus dem Gebiet zu entfernen und ihnen zugleich ein größeres
Festnahmerisiko deutlich zu machen. 

Dieses als "police crackdown" beschriebene Verfahren stellte die Fortsetzung des eher
repressiven Vorgehens vor Beginn des Projektes dar. Bekannte Täter wurden u.a. auf der
Basis vorhandener polizeilicher Erkenntnisse und vorheriger Verurteilungen identifiziert.

Um zu vermeiden, dass andere Prioritätensetzungen zum Abzug von Personal aus dem
Projekt führten, erfolgte eine feste Personalzuweisung zweier Polizeibeamte über die Dauer
von fast 18 Monaten. Sie konnten sich mit dem Zielgebiet vertraut machen und nachfolgend
Probleme schneller und einfacher identifizieren. Einsatzräume und -zeiten richteten sich nach
den analysierten Brennpunkten und Tatzeiträumen. Über die feste Personalzuweisung hinaus
wurden zwölf weitere Polizeibeamte zwischen April und Juni 1999 in dem Gebiet eingesetzt.

Das repressive Vorgehen war abhängig von der Bereitschaft der Bevölkerung, mit der Polizei
zusammen zu arbeiten bzw. Informationen zu übermitteln. Hilfreich war diesbezüglich die
feste Zuweisung der beiden Polizeibeamten, konnten diese der Bevölkerung doch nun Schutz
anbieten.

Die Gesamtmaßnahme führte im Ergebnis zur Überwachung von 17 auffälligen Personen, von
denen 15 angeklagt wurden. Von diesen waren elf Personen über die Projektzeit mehrfach in
Haft. Drei erhielten Räumungsanordnungen bzw.  Anordnungen im Bereich unsoziales
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Verhaltens, gegen sieben liefen Kautionsauflagen und gegen drei sog.
Überwachungsanordnungen („supervision orders“).

Die Räumungsanordnungen wurden allerdings als problematisch eingeschätzt, erhöhten sie
doch nicht nur das Risiko der räumlichen Verdrängung („displacement“), sondern auch das
der mangelnden Kontrolle durch Behörden. Das von unterschiedlichen Gerichten
unterschiedlich betriebene Kautionsverfahren wurde ebenfalls als problematisch angesehen.

Zu (2): Gefährdetes Eigentum sollte durch so genannte „SmartWater-Kits“ gekennzeichnet
werden. Dabei bot die Polizei jedem Haushalt Hilfestellung bei den Markierungsarbeiten an.
Die Maßnahme sollte die Furcht der Anwohner vor einem Einbruch senken, ein
Wiedererkennen gestohlener Güter ermöglichen und damit auch die Strafverfolgung
erleichtern sowie gleichzeitig Täter abschrecken.

An den Fenstern angebrachte Aufkleber sollten darauf hinweisen, dass man sich an der
Kennzeichnungsaktion beteiligt hatte. Die dazu geplante Öffentlichkeitsarbeit durch
Gaststätten, örtliche Geschäfte und Gemeindezentren fand allerdings nicht statt.

Zum Ende des Projektes waren 55 Prozent (1.325) aller Haushalte in die
Kennzeichnungsaktion eingebunden. Nur ein Gegenstand wurde durch die Aktion
wiederaufgefunden.

Die Polizei bewertete die Intervention, die auch als Maßnahme zur Verbesserung ihres Profils
im Projektgebiet gedacht war, als unter Zeit- und Budgetaspekten betrachtet äußerst
kostenintensiv. Das ursprüngliche Ziel einer Abdeckung aller Haushalte hatte sich auch
infolge der Personalknappheit als zu ambitioniert erwiesen. Analysen von Kriminalitätsdaten
zeigten auf, dass ein ähnlicher Effekt mit der Eingrenzung auf verletzbare oder bereits
viktimisierte Haushalte hätte erreicht werden können. Dazu kamen Erkenntnisse, dass Täter
sich dem Ansatz anpassten, wurden doch auch sie mit den „SmartWater-Kits“ entsprechend
„fortgebildet“.

Zu (3): Durch Einbeziehung der Bevölkerung wurde ein ganzes Bündel an Zielen verfolgt,
wie beispielsweise die Sensibilisierung bzw. Bewusstseinsschärfung, ein verbessertes
Anzeigeverhalten durch mehr Information, die Ausweitung bereits bestehender informeller
sozialer Kontrolle, die Verbesserung des Informationsaustausches durch verbesserte
Zusammenarbeit zwischen Polizei und Bevölkerung und letztlich die Verringerung von
Kriminalitätsfurcht. Die Maßnahme beinhaltete u.a. das Verteilen von so genannten
„Präventions-Packs", die unter anderem Nachbarschaftshilfe propagierende Broschüren
enthielten und an alle Betroffenen ausgeteilt wurden. Anwohner wurden zu
Informationsveranstaltungen eingeladen und Richtfunk („radio links“) sollte durch eine
mobilisierte Anwohnerschaft genutzt werden.

Die Verbreitung der „Präventions-Packs“ war bereits vor Projektstart in der Planung weit
fortgeschritten. Die Maßnahme wurde als sinnvolle Vorbereitung der bereits beschriebenen
Kennzeichnungsaktion gesehen. Erreicht wurden alle Haushalte im Zielgebiet. 
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Allerdings wurde die Zahl an Nachbarschaftshilfeinitiativen mangels Interesse der
Bevölkerung wie auch mangels ausreichender polizeilicher Ausrichtung lediglich von 14 auf
15 erhöht.

Richtfunk wurde mangels ausreichenden Vertrauens bei den Bürgern nie genutzt.

Zu (4): Im Rahmen der umgebungsbezogenen Maßnahmen war die Erstellung einer
„Brennpunkt-Karte“ vorgesehen, die alle möglichen Fluchtwege, schlecht beleuchtete Orte
und besonders gefährdete Objekte aufzeigte. 

Probleme gab es im Anschluss allerdings bei den Absprachen mit der Kommune, wie auf
erkannte Probleme zu reagieren sei. Aus diesem Grunde kam es unter Hinzuziehung von
Freiwilligen auch lediglich dazu, den dichten Bewuchs auf den erkannten Zu- und
Abgangswegen im rückwärtigen Raum der Tatobjekte zu lichten und beispielsweise
Dornensträucher als Ersatz für uneinsehbare Büsche zu pflanzen.

Eine zweite Maßnahme betraf die Auflegung eines „Secured by Design“-Projektes, um
Bauvorgaben für Neubauten im Projektgebiet zu erstellen. Die Zusammenarbeit mit
Entwicklern bezüglich der möglichen Anwendung der ansonsten in Großbritannien stark
genutzten „Secured by Design“-Initiative81 verlief allerdings nicht reibungslos.

Zu (5): Um ein Abrutschen jugendlicher Bewohner des Gebietes in die Kriminalität zu
verhindern, riefen die Verantwortlichen diverse Initiativen ins Leben. So erhielten
Heranwachsende beispielsweise die Möglichkeit, in dem Wohngebiet einen eigenen Garten
anzulegen. Für dieses projektfinanzierte „garden scheme“ war ein Künstler beauftragt
worden, mit den Teenagern das Vorgehen zu besprechen. Nachdem 60 Jugendliche an einem
ersten Treffen teilgenommen hatten, beteiligten sich 25 an den weiteren
Umsetzungsmaßnahmen. Ein Vater konnte für die Betreuung einer Fußballmannschaft
gewonnen werden. An den wöchentlichen Trainings nahmen jeweils 20 bis 40 Jugendliche
teil. Auch wurden spielorientierte Sommerangebote für Kinder geschaffen, an die sich
verschiedene weitere Aktivitäten anschlossen.

Zu (6): Alle wiederholt vom Wohnungseinbruch betroffenen Haushalte wurden in einer
polizeilichen Datenbank erfasst. Die Initiative wurde allerdings gestoppt, nachdem die
angezeigte Einbruchskriminalität stark zurückgegangen war.

Des Weiteren publizierte man alle im Rahmen des Projekts organisierten
Interventionsmaßnahmen in der lokalen Presse.

In den beiden Jahren vor Projektstart sank die Einbruchsrate im Projektgebiet bereits um vier
und 39 Prozent (= 67 Taten). Ein starker Rückgang wurde zum Projektstart selber
verzeichnet, ging die Zahl der Einbrüche doch von 30 im März 1999 über 13 im April auf
zwei im Mai 1999 zurück. Im ersten Projektjahr wurden Einbrüche im Projektgebiet abermals
um merkliche 29 Prozent reduziert. Neben räumlichen Verdrängungseffekten ("geographic
displacement") und nicht unerheblichen deliktischen Verlagerungseffekten ("functional

                                                
81 vgl.: http://www.securedbydesign.com.
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displacement") wurde im positiven Sinne auch eine Ausbreitung der Reduktionseffekte über
das Projektgebiet hinaus ("dispersal of benefits") festgestellt.

Bei preisindexierten modellierten Projektkosten von etwa 183.000 Pfund führten die geschätzt
123 verhüteten Einbrüche (bei durchschnittlichen Einbruchskosten von 2.300 Pfund) über die
Dauer von zwei Jahren zu einem Kosten-Nutzen-Verhältnis von 1,38. Damit wurden für jedes
investierte Pfund 1,38 Pfund eingespart.

Aus dem Projekt wurde u.a. gelernt, 

- wie wichtig ein erfahrenes, begeistertes und dem Projekt vollständig verschriebenes
Projektmanagement für den Projekterfolg ist,

- dass Projektziele klar zu definieren und regelmäßig zu überwachen sind,

- dass kriminalpräventive Aktivitäten zu einer räumlichen Verdrängung von Kriminalität
führen können,

- dass die Verantwortungsübertragung an erfahrene Partnerinstitutionen dabei hilft, das
Vertrauen der Öffentlichkeit zu erlangen, 

- dass uniformierte Präsenz ebenfalls dazu beitragen kann, das Vertrauen der Öffentlichkeit
zu gewinnen,

- dass ein repressives Vorgehen („crackdown“) wirksam zur Erzielung schneller Erfolge
sein kann, die durch längerfristige gemeindebasierte Interventionen nachfolgend
konsolidiert werden können. 
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Einbruchsreduktion in Hotels82

Nachfolgend wird ein Einbruchsreduktionsprojekt beschrieben, das als eines von 247 RBI-
Projekten zwischen Oktober 2000 und März 2002 in einer sog. virtuellen Gemeinde („virtual
community“) vmtl. in Cornwall durchgeführt wurde.83 Das Projekt ist ein gutes Beispiel
dafür, welche Konsequenzen eine mangelhafte Vernetzung im Hinblick auf den Projekterfolg
oder - wie hier - den Projektmisserfolg haben kann. 

Konzeptioneller Ansatz 

Evaluationsbezogenes Ziel dieses Projektes war es, das Ausmaß des Einbruchsproblems im
Zielgebiet zu bestimmen, die Eignung von Interventionen zu untersuchen und die Umsetzung
bzw. Umsetzungsschwierigkeiten dahingehend zu erforschen, wie Leitlinien für ähnliche
Projekte in der Zukunft aussehen sollten. Neben der Analyse der örtlichen Kriminalstatistiken
kamen halbstrukturierte Interviews mit für das Projekt wichtigen Gruppen sowie strukturierte
Face-to-Face-Interviews mit Hoteliers und Pensionsbesitzern zur Anwendung.

Bezogen auf Hotels beinhaltet der Begriff „burglary", der normalerweise als Haus- und
Wohnungseinbruch („burglary [dwelling]“) und sonstigen Einbruch („burglary [other]“)
übersetzt werden kann, folgende Fallgestaltungen: (1) Einbruch in einen Raum/ein Zimmer
oder den Teil des Hotels, der durch den Besitzer oder einen längerfristigen Gast genutzt wird
sowie (2) Einbruch in ein zum Tatzeitpunkt leeres oder nicht bewohntes bzw. nicht
bewohnbares Gästezimmer.

Zwischen April 1999 und März 2002 wurden 1.226 schwere Diebstahlsdelikte bei einem
Gesamtbestand an 450 Hotels registriert. Im Durchschnitt waren das 2,7 Einbrüche pro Hotel.
50 Prozent der Delikte ließen sich als Einbruch klassifizieren; ein weiteres Viertel betraf
sonstige Diebstähle, bei denen es sich zum Teil ebenfalls um Einbrüche gehandelt haben
kann.

Wiederholte Einbrüche sind im kommerziellen Sektor durchaus geläufig und Hotels stellen
hier keine Ausnahme dar. So waren 14 Hotels innerhalb der letzten drei Jahre wenigstens
zehnmal Opfer eines sonstigen Einbruchs. 35 Prozent aller Einbrüche wurden in nur 14 (= 3
Prozent) der Hotels registriert, wobei in sechs Hotels 17 Prozent aller sonstigen Einbrüche
begangen wurden.

Allerdings waren Hoteliers nicht überzeugt davon, dass Kriminalität allgemein und Einbruch
im Besonderen ein Problem darstellten. Für sie wurde der Tourismus insbesondere durch
Verkehrsstaus, Abfall, Vandalismus, öffentliche Ordnungsprobleme und Alkoholmissbrauch
beeinträchtigt. Drogenmissbrauch war das einzige von vielen genannte Delikt aus dem
Bereich der schweren Kriminalität.

                                                
82 Mawby, Rob / Jones, Carol: Evaluation of a hotel burglary project. Home Office Online Report 16/04. London 2004.
83 Das Projektgebiet wurde im Evaluationsbericht von Mawby / Jones nicht genannt, lässt sich jedoch aus dem Bericht von MSR Limited

(Hg.): Crime and Disorder Audit 2004: Carrick. Ivybridge, 2004, ableiten.
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Eine nicht unerhebliche Besorgnis im Zusammenhang mit dem Projekt war die ggf. negative
Publicity gegenüber der Tourismusbranche. So könnten beispielsweise Touristen, die die
Stadt als unsicher wahrnehmen, vor Besuchen zurückschrecken.

Projektziel war es, das Ausmaß an Einbrüchen bzw. schwerem Diebstahl in Hotels durch
Maßnahmen der technischen Prävention („target hardening“) und Bewusstseinsschärfung
beim Personal zu reduzieren. Zielgruppe war die aus Hotels bestehende virtuelle Gemeinde.

Vier miteinander verbundene Maßnahmen sollten umgesetzt werden:

(1) Eine Konferenz, Video- und Informationsmaterialien zur Schärfung des
Problembewusstseins von Hoteliers und Vorbereitung der weiteren Interventionen.

(2) Nicht vernetzte Alarmanlagen, die Hotels, die einem hohen Einbruchsrisiko unterliegen
zeitweilig zur Verfügung gestellt werden sollten.

(3) Ein nach Viktimisierung abgestuftes Vorgehen: 

- Hotels mit mehr als vier Einbruchsdelikten sollten die sog. Gold-Klassifizierung
erhalten. Ihnen würde eine präventionsbezogene Untersuchung, ein Aktionsplan und
eine angemessene Finanzierungshilfe für die technische Sicherheit bis zu einer Höhe
von 2.000 Pfund offeriert werden.

- Hotels mit ein bis drei Einbruchsdelikten sollten die sog. Silber-Klassifizierung
erhalten. Ihnen sollte die präventionsbezogene Untersuchung in Form einer
Selbstbewertung übersandt werden. Auf der Basis einer danach erstellten Bewertung
sollten sie zwischen 100 und 500 Pfund zur Ausführung von Verbesserungen erhalten
können.

- Hotels ohne bisherige Einbruchsdelikte würden in einer Bronze-Klassifizierung
lediglich präventionsbezogene Informationsmaterialien erhalten.

(4) Eine präventionsbezogene Fortbildung integriert in ein Hotelmanagementtraining am
lokalen College. 

Ergebnisse/Erfahrungen 

Die Maßnahmen wurden wie folgt umgesetzt:

Zu (1): An der Konferenz nahmen lediglich 70 der mehr als 400 identifizierten Hotels und
Pensionen teil, was nicht nur darauf zurückgeführt wird, dass sie zum Zeitpunkt der
Osterferien (März 2002) durchgeführt wurde. Ein weiterer Grund dürfte mangelndes Interesse
gewesen sein, so die Erkenntnisse aus einer Befragung. Insbesondere wurden zeitliche
Gründe, in Einzelfällen allerdings auch nicht vorhandenes Problembewusstsein genannt. Die
Teilnehmer der Konferenz haben diese allerdings als im Hinblick auf das dabei zum Projekt
und zum Einbruch bzw. zur Einbruchsprävention erlangte Wissen als positiv eingeschätzt. 

Das Video war zur Konferenz noch nicht fertig und musste nachfolgend versandt werden.
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Zu (2): Zwei Arten von Stand-alone Alarmsystemen standen im Projektgebiet zur Verfügung.
Die Systeme sind entgegen der Planung nur in drei Hotels zum Einsatz gekommen.

Zu (3) 13 Hotels im Projektgebiet erhielten die Gold-Klassifizierung, vier Hotels die Silber-
Klassifizierung. Vier Hotels, eines davon mit 20 berichteten sonstigen Einbrüchen, nahmen
die Finanzhilfe nicht in Anspruch. Sechs Hotels, die als „Gold“ oder „Silber“ hätten
klassifiziert werden müssen, haben ebenfalls keine Förderung erhalten.

Es gelang im Rahmen der Projektarbeit nicht, die Finanzierungsmöglichkeiten für
Präventionsmaßnahmen hinreichend bekannt zu machen, zeigte sich in einer Befragung doch,
dass nur 36 Prozent der Hoteliers davon wussten. Die nur geringe Nutzung der
Finanzierungsmöglichkeiten wird zudem damit erklärt, dass die Hoteliers zum Teil
annahmen, nur die großen Hotels seien angesprochen gewesen. 

Die Polizei nahm die geringe Nutzung des Angebotes zum Anlass, eine neue Analyse
hochrisikobelasteter Hotels durchzuführen. Zwölf Hotels, die im Verlauf der letzten drei Jahre
74 Einbrüche gemeldet hatten, erhielten nachfolgend insgesamt 4.370 Pfund für
Präventionsmaßnahmen. 

Das abgestufte Verfahren (Gold, Silber, Bronze) kritisieren die Evaluatoren insofern, als es
große Hotels bevorzugt, haben diese doch mehr Zimmer und unterliegen damit einer größeren
Diebstahlswahrscheinlichkeit.

Zu (4): Die präventionsbezogene Fortbildung verzögerte sich bis über das eigentliche
Projektende hinaus und begann erst im September 2002. Nachdem ursprünglich nur 13
Hoteliers angaben, davon gewusst zu haben, bekundeten später 32 Prozent der von den
Evaluatoren über die Maßnahme informierten Hoteliers Interesse an einer Teilnahme. 

Obwohl der ursprüngliche Projektantrag eine partnerschaftliche Zusammenarbeit mit anderen
Akteuren beinhaltete, existierten keine funktionierenden Kooperationsstrukturen
beispielsweise mit der Tourismusbranche oder den für Tourismus verantwortlichen Stellen in
der Stadtverwaltung. Selbst für den Vorsitzenden eines eng eingebundenen Hotelverbandes
war das Projekt eher ein polizeiliches als ein Gemeinschaftsprojekt. Entscheidend war jedoch,
dass die beiden wichtigsten Organisationen, die Hotels im Projektgebiet repräsentierten, nicht
eingebunden worden waren. Der Polizei wurden sie erst bekannt, als das Projekt bereits lief.
Vernetzungsdefizite wurden dadurch noch verschärft, dass keine Vertreter der Tourismus-
und Hotelbranche in den lokalen „Crime and Disorder Reduction Partnerships“-
Arbeitsgruppen mitarbeiteten.

Diskussionen mit Schlüsselpersonen der Tourismusindustrie bestätigten nicht nur die
mangelhafte Vernetzung mit der Polizei, sondern auch das in der Branche fehlende
Verständnis für den Tourismus betreffende Kriminalitäts- und Ordnungsprobleme. Aber auch
der Bezirksrat verfügte über keine formelle Strategie zum Thema Kriminalität und Tourismus.

Die Projektwirkung wurde anhand der Zahl der seit März 2001 erzielten Verbesserungen
gemessen. Eine Befragung führte zu Tage, dass 26 Prozent angaben, die Sicherheit ganz
allgemein im Zuge des Projekts verbessert zu haben. Die Maßnahmen umfassten den Einsatz
von Videoüberwachung im Rezeptionsbereich sowie in öffentlich zugänglichen
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Hotelbereichen, zusätzliche Steckplätze für an der Rezeption zurückgegebene Schlüssel, das
Anbringen von Wertbehältnissen sowie mehr sicherheitsbezogene Informationen für Gäste.

Auf die Frage, warum das Projekt nicht so erfolgreich wie erhofft gewesen sei, verwiesen die
in das Projekt involvierten Schlüsselpersonen aus der Tourismusbranche sowohl auf das
mangelnde Interesse der Hoteliers als auch auf Mängel im Projekt.
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Einbruchsbezogene Fallstudien aus anderen CRP-Teilprogrammen

Es war bereits darauf hingewiesen worden, dass die „Reducing Burglary Initiative“ zwar ein
überaus wichtiges, jedoch nicht das alleinige Programmelement war, das im Rahmen des
„Crime Reduction Programme“ zur Anwendung kam.

Der Vollständigkeit halber sollen nachfolgend zwei weitere Fallstudien vorgestellt werden,
die nicht nur beispielhaft für den „Rest“ an programmatischen Aktivitäten stehen, sondern
zumindest in einem Fall auch deutlich machen, dass man um Innovation im Bereich der
Einbruchsbekämpfung bemüht war.

Während die erste Fallstudie beleuchtet, wie dem trickreichen Eindringen in die Wohnungen
und Häuser von Senioren begegnet werden kann, geht es bei der zweiten Fallstudie darum,
das „Geschäftsmodell“ des Einbruchs in der Form zu bekämpfen, gezielt gegen die Märkte für
Einbruchsgut vorzugehen.  
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Initiative zur Bekämpfung des Einschleich- bzw. Trickdiebstahls in Wohnungen in
Leeds84

Die „Leeds Burglary Distration Initiative (LBDI)“ wurde als Präventionsprojekt im Rahmen
der nationalen Initiative zielgerichteter Polizeiarbeit („Targeted Policing Initiative“ - TPI) des
Home Office zwischen April 2001 und April 2003 umgesetzt. 

Im Sinne eines „multi agency“-Ansatzes waren neben der Polizei und städtischen
Einrichtungen gleichberechtigt eine Reihe weiterer Institutionen (z. B. Senioreneinrichtungen)
beteiligt. Während einer Steuergruppe die Aufsicht über das Projekt oblag, war für das
Tagesgeschäft ein Projektkoordinator verantwortlich, bei dem es sich um einen pensionierten
Chief Superintendent der zuständigen West Yorkshire Police handelte.

Die Gesamtkosten aller Projektinterventionen in Leeds lagen bei etwa 600.700 Pfund, von
denen das Home Office 88 Prozent finanzierte. Das Home Office setzte zudem im Jahr 2000
auf nationaler Ebene eine ressortübergreifende „Distraction Burglary Taskforce“ ein.

Die Prozess-, Wirkungs- und Effizienzevaluation erfolgte durch die Universität von Leeds.

Konzeptioneller Ansatz

"Burglary distraction“ (wörtlich: Einbruchsablenkung) oder auch „burglary artifice“
(wörtlich: Einbruchslist), so der im Süden Englands verwendete Begriff, ist trotz
Kategorisierung als Einbruch eher eine Form des Einschleich- bzw. Trickdiebstahls.
Kennzeichen ist die bewusste Überlistung oder Täuschung eines Wohnungsinhabers, um
Zugang zur Wohnung zu bekommen und dort einen Diebstahl zu begehen. Gelingt dies nicht,
wenden die Täter z. T. Gewalt an. Modi operandi sind allerdings nicht einheitlich. 

Die Einbruchslist wurde in der britischen Öffentlichkeit in den vergangenen Jahren infolge
des räuberischen Vorgehens gegen verletzbare und ältere Bürger als Problem wahrgenommen.

Forschungsergebnisse zeigen, dass das Durchschnittsalter der Opfer in West Yorkshire 77
Jahre betrug. 72 Prozent waren über 75 Jahre, 57 Prozent sogar über 80 Jahre alt. Mehr als
zwei Drittel der Opfer waren weiblich. Auf der Basis von Daten des British Crime Survey
(BCS) wird angenommen, dass „burglary distraction“ landesweit zwischen vier und acht
Prozent der 561.000 selbstberichteten „burglary with entry“ ausmacht.

Vorliegende Täterinformationen, die auf polizeilichen Auswertungen wie Täterbefragungen
beruhten, zeichneten das Bild eines überörtlichen und organisiert vorgehenden, nicht
deliktsperseveranten Täters, der sich unter Vorspiegelung falscher Tatsachen (z. B.
angeblicher Gasableser, Fensterputzer, Sozialarbeiter etc.) Zugang zu ausgewählten Objekten
verschafft.

                                                
84 Lister, S. / Wall, D. / Bryan, J.: Evaluation of the Leeds Burglary Distration Initiative. Home Office Online Report 44/04. London 2004.

Zum Problem insgesamt Distraction Burglary Taskforce: Tackling Distraction Burglary. A National Distraction Burglary Taskforce
Report; sowie http://www.crimereduction.gov.uk/boguscaller1.htm. 
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Präventionsziel des Projektes war die Reduktion dieser Deliktsform im innerstädtischen
Bereich von Leeds. Unterziele betrafen u. a. 

- die Identifizierung von und Zielhärtung bei den am meisten gefährdeten Opfern,

- die Schaffung eines sozialen Netzwerkes um die Zielgruppe potenzieller älterer Opfer
herum,

- einen Anstieg der Berichterstattung über vollendete und versuchte Delikte einer
Einbruchslist,

- die Verbesserung der Lebensqualität der Gruppe der Senioren durch Reduktion von
Kriminalitätsfurcht und das Angebot eines Unterstützungsnetzwerkes, um deren soziale
Isolation zu durchbrechen.

Im Rahmen des Projektes wurden eine Vielzahl repressiver („law enforcement“) wie
präventiver Maßnahmen geplant und umgesetzt, von denen sich die präventiven Maßnahmen
fast ausschließlich an die Zielgruppe der über 65-Jährigen richtete. 

Neben neuen Maßnahmen wie z. B. ein Video zur Schulung von Polizeibeamten im Hinblick
auf die Vernehmung von lebensälteren Opfern („Catch the Bogeyman“) kamen auch bewährte
Maßnahmen wie z. B. das „Ringmaster messaging system", ein telefonisches Warnsystem für
mehr als 80 Seniorenorganisationen, Gemeindegruppen und
Nachbarschaftshilfeorganisationen, zum Einsatz. Über die Unterbreitung von
Präventionsempfehlungen hinaus wurden opferseitig die Häuser bzw. die Wohnungen von
Senioren auf der Basis einer Schwachstellenanalyse im Bereich der Eingangstür technisch
nachgerüstet. Mit Gartenpflegeaktionen für Senioren ging es darum, das Anwesen aus
Tätersicht weniger verfallen und damit angreifbar aussehen zu lassen.

Ergebnisse/Erfahrungen

Nachdem die Zahl an „burglary distraction“ im Vorfeld des im April 2001 gestarteten
Projekts in Leeds und im größeren Gebiet der West Yorkshire Police angestiegen war, sank
sie während der ersten sechs Projektmonate zunächst. Danach wurde ein erneuter Anstieg mit
einem Höhepunkt im Sommer 2002, 15 Monate nach Projektstart, verzeichnet. Ein Großteil
des Anstiegs wird einem durch Öffentlichkeitsarbeit ausgelösten gesteigerten
Anzeigeverhalten der Bevölkerung und effektiveren Aufzeichnungspraktiken der Polizei
zugeschrieben. Während der letzten neun Projektmonate sanken die Fallzahlen auf ein
vergleichsweise niedriges Niveau nach Auslaufen der Finanzierung.

Hinsichtlich der kriminalitätsreduzierenden Wirkungen wird das Projekte nicht als
kosteneffektiv bewertet. Auf der Basis der Gesamtkosten mussten pro verhütetem Delikt
4.172 Pfund aufgewendet werden, verglichen zu den Durchschnittskosten eines „burglary“
von 2.300 Pfund. 

Unabhängig davon erbrachte das Projekt eine Reihe positiver Ergebnisse („good practice“),
die in dem Evaluationsbericht z. T. umfassend beschrieben und nachfolgend auszugsweise
dargestellt werden:
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(1) Bereich Vernetzung („partnerships“):

- Im Vorfeld bereits existierende Freiwilligenstrukturen wurden in die Projektumsetzung
umfassend eingebunden.

- Expertenwissen von Senioren wurde über einen klinischen Psychologen und den
Freiwilligensektor eingebracht.

- Ein breites Spektrum verschiedenster Organisationen wurde mobilisiert. Diese schlossen
sich zu strategischen Allianzen im Hinblick auf die Dienstleistung für Senioren
zusammen.

(2) Bereich Interventionen:

- Innovative Methoden der Vermittlung von Präventionsempfehlungen wurden entwickelt
(z. B. Theatervorführungen für Senioren, Präventionsvideos für Senioren ["Beat the
Bogeyman"] und Helferorganisationen ["Beware the Bogeyman"]).

- Präventionsbotschaften wurden im Rahmen von sozialen und Freizeitangeboten
hinsichtlich des Verhaltens an der Haustür verbreitet. Ziel war die Sensibilisierung
gegenüber Personen, die an der Haustür Dienste/Waren anbieten („doorstep caller“). 

- Erreicht wurde ein guter Zugang zu den Medien im Hinblick auf die Förderung und
Unterstützung der Projektziele.

- Ein im Bereich Vernehmung speziell geschulter Kriminalbeamter wurde über das Projekt
finanziert. Er suchte Opfer zumindest zweimal auf, wobei er ein detailliertes
Vernehmungsprotokoll erst im Rahmen des zweiten Besuchs fertigte (Anm.: Das
Erinnerungsvermögen der Opfer wird als zu diesem Zeitpunkt besser als unmittelbar im
Anschluss an die Tat beschrieben). Aufgabe des Beamten war es auch, die Opfer an
Hilfeeinrichtungen zu vermitteln und präventionsbezogen zu beraten. Im Verlauf des
Projekts veränderte sich der Fokus des Beamten in Richtung einer mehr proaktiven und
täterorientierten Vorgehensweise. Seiner Arbeit werden über die Projektlaufzeit u. a. die
Verhaftung von 20 Tätern sowie 18 Verurteilungen zugeschrieben.

- Ein polizeilicher Tatortbeamter wurde ebenfalls projektfinanziert, um eine schnellere,
bessere und in stärkerem Maße auswertungsbasierte („intelligence led“) Spurensuche zu
ermöglichen.

- Ein Registrierungsverfahren auf freiwilliger Basis wurde eingeführt, um die
Vertrauenswürdigkeit der am Projekt teilnehmenden Organisationen gegenüber den
Bürgern zu dokumentieren.

Im Rahmen der aus dem Projekt abgeleiteten Schlussfolgerungen wird u.a. empfohlen, den
Fokus nicht allein auf die große Zielgruppe der Senioren insgesamt einzustellen. Die Mittel
sollten auf Personen über 75 Jahre konzentriert werden, da deren Opferrisiko generell größer
und diese Gruppe zudem für die Polizei schwieriger zu erreichen ist. Dennoch sollten
Verletzbarkeit (Vulnerabilität) und hohes Alter nicht synonym gebraucht werden. 
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Bekämpfung des Einbruchsdiebstahls durch Maßnahmen, die gegen die Märkte für
Diebesgut gerichtet sind85

Zwischen 1999 und 2002 haben die Polizeibehörden in Stockport und Kent (im
Evaluationsbericht lediglich als Nordstadt und Südstadt bezeichnet) erstmalig Konzepte
erprobt, die auf die Bekämpfung der Eigentumskriminalität durch Zerschlagung der Märkte
für Diebesgut abzielten. Als Teil der sog. „Targeted Policing Initiative“ (TPI) wurden die
Initiativen und deren externe Evaluation durch das Home Office finanziert.

Das Projekt in Stockport wurde durch einen von der Kommune gestellten Projektmanager
verantwortlich geleitet. Eingebunden waren ferner u.a. die Polizei, der Stadtrat und die
Abteilung für Handelsstandards. Eine Lenkungsgruppe bestand aus dem polizeilichen
Abschnittsleiter und der für Fragen der Politikplanung verantwortlichen Person des Stadtrates.
Drei Arbeitsgruppen widmeten sich den Themen Marketing, taktisches Vorgehen und
Austausch von Auswertungsergebnissen.

Das Projekt in Kent wurde durch Sergeants der Polizei geleitet. Die Projektverantwortung lag
bei einem Exekutivgremium unter Beteiligung des Vorsitzenden der lokalen Handelskammer,
des polizeilichen Abschnittsleiters und einem kommunal Verantwortlichen für lokale
Sicherheit. Ein Exekutivgremium und eine breiter angelegte „multi-agency“-Gruppe trafen
sich lediglich zu Beginn der Projektarbeit regelmäßig. Befragungen (Täter, Geschäftsleute
und Besucher eines Einkaufszentrums) wurden in Kent durch ein externes
Marktforschungsunternehmen durchgeführt.

Konzeptioneller Ansatz

Einbruch und der Gesamtbereich der Diebstahlskriminalität machen in Großbritannien den
Großteil der registrierten Kriminalität aus. Traditionelle tatort- und täterorientierte
Ermittlungsmethoden haben dabei nur einen begrenzten Nutzen. Aus diesem Grunde wird die
auswertungsbasierte Polizeiarbeit („intelligence-led policing“) in ihrer Spezialform der
Taktiken zur Reduktion von Märkten („Market Reduction Approach - MRA“) als wertvolle
Ergänzung bewertet.

Die 1998 von Sutton publizierte Theorie des MRA besagt, dass Märkte für Diebesgut einen
erheblichen Einfluss auf die Entscheidungsfindung der Täter haben. Daraus wird gefolgert,
dass mit der Bekämpfung der Märkte eine Wirkung im Hinblick auf die Tatmotivation und
damit auch auf die relevante Erwerbskriminalität erzielbar sein sollte. MRA-Strategien zielen
zuallererst darauf ab, Dieben und Hehlern die Einschätzung zu vermitteln, dass der Transport,
die Lagerung und der Verkauf gestohlener Güter wenigstens so risikoreich ist, wie der
Diebstahl selbst. Zudem soll der Kauf, der Handel und der Konsum gestohlener Ware für alle
Beteiligten erschwert werden. Sutton hat fünf verschiedene Distributionsketten identifiziert,
gegen die vorgegangen werden kann:

                                                
85 Home Office (Hg.): Targeting the markets for stolen goods - two targeted policing initiative projects. Home Office Development and

Practice Report 17. London 2004.
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1. vom Dieb zur kommerziellen Verkaufsstelle

2. von der kommerziellenVerkaufsstelle zum Konsumenten

3. vom Dieb zum Konsumenten 

4. vom Dieb zu einem Netz von Freunden oder Bekannten

5. vom Dieb zum lokalen Hehler.

Unter Einbindung von polizeilichen Auswertekräften und eines Wissenschaftlers
konzentrierte sich das Projekt in Stockport auf die Erhebung und Auswertung von Daten der
örtlichen Märkte für gestohlene Waren. Dieser strategische Wechsel weg von traditionellen
polizeilichen Arbeitsmethoden erforderte eine erhebliche Koordination und kostete Zeit.
Fortschritte machte das Projekt mit der 16 Monate nach Start vollzogenen Ernennung eines
polizeilichen „Operations Manager“ für die Koordination von Auswertungs- und
Ermittlungstätigkeit. Von diesem Zeitpunkt an waren zwei Sergeants und zehn Constables mit
den Auswertemaßnahmen befasst. Diskrete Polizeioperationen erbrachten die notwendigen
Informationen, um Akteure im Bereich der Beschaffungskriminalität in „Network Charts“
miteinander zu verlinken. In der Anfangszeit wurden polizeiliche Maßnahmen nicht
systematisch gegen die verschiedenen Distributionsketten gerichtet; Einsätze („crack downs“)
erfolgten eher ad hoc und auf einer täterbezogen niedrigen Hierarchieebene. Mit zunehmender
Projektdauer wurde das Vorgehen verbessert, so dass auch gegen Täter auf höherer Ebene
vorgegangen werden konnte.

Folgende Maßnahmen wurden in Stockport umgesetzt:

(1) Informationssammlung durch 

- stärkere Kontrolle und Überprüfung von „Second hand“-Händlern

- Überprüfung des Gebrauchtanzeigenmarktes in Zeitungen

- Täterbefragungen bezüglich des Funktionierens relevanter Marktplätze

- Abschöpfung polizeilicher Routinequellen der Informationsgewinnung (u.a. einsitzende
Täter).

(2) Öffentlichkeitsarbeit (Mitteleinsatz: 32.000 Pfund)

- zur Ermutigung der Bevölkerung, relevante Informationen über die landesweite
„Crimestoppers“-Hotline anzuzeigen

- zur Bewusstseinsvermittlung, dass der Kauf gestohlener Güter unmoralisch und
zudem mit strafrechtlichen Risiken verbunden ist.

(3) Arbeit mit drogenabhängigen Beschaffungstätern, die Freiheitsstrafen unter einem Jahr
verbüßen (Mitteleinsatz: 33.000 Pfund).
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Wie das Projekt in Stockport wurde auch in Kent die Auswertung örtlicher Märkte für
Diebesgut intensiviert, wobei sich das Vorgehen systematischer an Suttons
Distributionsketten orientierte. Im Einzelnen wurden folgende Maßnahmen umgesetzt:

(1) Informationssammlung durch 

- Täterbefragungen

- Befragungen lokaler Geschäftsleute/Einwohner

- Befragungen im Rahmen polizeilicher und kommunaler Surveys

- Abschöpfung polizeilicher Routinequellen der Informationsgewinnung.

(2) Projekt zur Gewinnung der Mitarbeit von „Second Hand“-Läden

(3) Projekt zur Gewinnung der Mitarbeit von Wirten, um über dubiose Verkaufsaktivitäten zu
berichten

(4) hehlerbezogene Auswerte- und Überwachungsaktionen

(5) interne und externe Öffentlichkeitsarbeit (letztere durch eine externe PR-Agentur;
Mitteleinsatz: mehr als 200.000 Pfund)

(6) Kennzeichnung bzw. Markierung beweglicher Gegenstände (Mitteleinsatz: 48.000 Pfund).

Ergebnisse/Erfahrungen

Die einzelnen Projektbestandteile waren unterschiedlich erfolgreich. Während die
Täterbefragungen Erkenntnisse (z.B. über die Verbindung zum Drogenhandel) und
Anregungen für polizeiliches Handeln haben liefern können, war es von Einzelerfolgen
abgesehen schwierig, die „Crimestoppers“-Aktion zu bewerten. Weniger erfolgreich waren
hingegen die Einbindung von Wirten im Hinblick auf deren Anzeige verdächtiger
Handelsaktionen von Straßenhändlern sowie die Auswertung von Gebrauchtanzeigen in der
Presse (von einer Ausnahme abgesehen). Die Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit hatten
innerhalb der Bevölkerung, wie auch bei den Einzelhändlern eine Sensibilisierung zur Folge.
Hinsichtlich der Maßnahmen zur Kennzeichnung bzw. Markierung beweglicher Gegenstände
wurden insgesamt kaum Anhaltspunkte dafür gefunden, dass diese Maßnahme abschreckend
auf potentielle Diebe/Einbrecher wirkt.

Die Projekte haben über ihre Laufzeit in Stockport zu 240 und in Kent zu 140 Festnahmen
(„arrests“) geführt, von denen die meisten wegen Einbruchs und weniger wegen des Umgangs
mit Diebesgut/Hehlerei erfolgten. Mit zunehmender Projektdauer wurde eine Entwicklung hin
zu insgesamt wenigeren, aber bedeutenderen Festnahmen festgestellt.

Kernfrage war jedoch, ob der gewählte Ansatz der Markreduzierung
kriminalitätsreduzierende Wirkung entfalten kann. Dies wurde am Beispiel des Haus- und
Wohnungseinbruchs sowie des sonstigen Einbruchs mit einem Vorher-Nachher-Design über
eine Zeit von 57 Monaten in Stockport und 66 Monaten in Kent gemessen und mit anderen
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Polizeiabschnitten der jeweiligen Polizeibehörden verglichen. Das Projektgebiet in Kent
erzielte eine signifikante Reduktion der monatlich registrierten Haus- und
Wohnungseinbrüche in der Zeit nach Anwendung der Strategien, wobei behördenweit
ähnliche Erfolge registriert wurden. Es ist daher fraglich, ob der Effekt dem MRA
zugerechnet werden kann. Für andere Formen des Einbruchs war das Bild deutlicher. Hier
wurden signifikant größere Rückgänge im Projektgebiet erzielt. 

Bezogen auf Haus- und Wohnungseinbrüche im Projektgebiet von Stockport wurden im
Vergleich zur Gesamtbehörde ebenfalls keine substanziellen Rückgänge erzielt. Wird
allerdings nicht der gesamte Projektzeitraum, sondern nur der nach Ernennung des
polizeilichen „Operations Manager", d.h. nach Effektivierung des Projektes herangezogen,
dann liegen die Rückgänge für Haus- und Wohnungseinbruch bei 9,4 Prozent verglichen zu
7,1 Prozent behördenweit.

Auch wenn die Projekte aus mehreren Gründen insgesamt nicht die erwarteten quantitativen
Effekte auf die registrierte Kriminalität erbrachten, werden sie wegen der gewonnenen
Erkenntnisse im Zusammenhang mit der Informationserhebung und -analyse, der
Beschaffenheit der Märkte sowie der „multi-agency“-Zusammenarbeit als positiv bewertet.  

Der Evaluationsbericht liefert weitere Detailinformationen, mehrere Fallstudien, eine
Zusammenfassung von Projekterfahrungen („lessons learnt“) sowie einen „good practice
guide“.86

                                                
86 Weitere Informationen zum MRA: http://www.crimereduction.gov.uk/burglaryminisite07.htm; Sutton, Mike: Handling stolen goods and

theft: A market reduction approach. In: Home Office Research Study 178. London 1998; Sutton, Mike / Schneider, Jaqueline /
Hetherington, Sarah: Tackling Theft with the Market Reduction Approach. In: Home Office Crime Reduction Research Series Paper 8.
London 2001.
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Evaluationsergebnisse auf Programmebene

In diesem Abschnitt sollen bislang publizierte Forschungsergebnisse auszugsweise vorgestellt
werden. Entgegen dem bisher für diesen Bericht gewählten Verfahren, zunächst das „Crime
Reduction Programme“ als rahmensetzend und die „Reducing Burglary Initiative“ als
ausfüllend, konkretisierend zu beschreiben, werden vor allem die einbruchsbezogenen
Forschungsergebnisse, wie sie aus der RBI hervorgegangen sind, vorgestellt. Eine auch nur
ansatzweise vollständige Darstellung des „Crime Reduction Programme“ mit all seinen
Teilprogrammen würde den Rahmen dieser Arbeit sprengen.

Die Darstellung wird zunächst prozessorientiert und im Anschluss wirkungsbezogen erfolgen.
Diese Reihenfolge entspricht dem Prozedere bei Evaluationen, reflektiert in diesem Falle
allerdings nicht die Chronologie bisheriger Home Office-Veröffentlichungen zum Thema.
Während ganz im Sinne der Zielsetzung des Programms frühzeitig, nämlich bereits im Jahre
1999 eine erste Zusammenstellung von Programmerfahrungen87 und 2003 aus einer Analyse
von Phase I-Projekten programmweite Aussagen zu kriminalitätsreduzierenden Effekten
abgeleitet88 sowie erste Fallstudien89 veröffentlicht wurden, gefolgt von den
Abschlussberichten der drei eingesetzten Evaluationskonsortien90 und einer Gesamtbewertung
aus ökonomischer Sicht91, liegt die zusammenfassende Beurteilung von Design, Entwicklung
und Umsetzung der RBI insgesamt erst seit Dezember 2004 vor92. Anschließend wurde
ebenfalls noch Ende 2004 sowie Anfang 2005 die abschließende Bewertung zum „Crime
Reduction Programm“ als Dachprogramm veröffentlicht.93

Bevor nun detaillierter auf die Evaluationsergebnisse eingegangen wird, soll kurz der
finanzielle Aufwand der Evaluation der RBI dargestellt werden. Bei einem Gesamtbudget von
etwa 25 Millionen Pfund lag der Evaluationsanteil bei ca. drei Millionen Pfund. Dieser Betrag
lag über dem 10-prozentigen Evaluationsanteil, der für das „Crime Reduction Programm“
insgesamt festgelegt worden war und entsprach fast der Summe, den die Phase I-Projekte
erhielten. Tatsächlich waren die Evaluationen der Einzelprojekte im nachhinein mit etwa
18.000 Pfund pro Gebiet nicht besonders teuer, so der abschließende Bericht über
prozessbezogene Evaluationsergebnisse der RBI.94

                                                
87 Tilley, Nick / Pease, Ken / Hough, Mike / Brown, Rick: Burglary Prevention: Early lessons form the Crime Reduction Programme. Crime

Reduction Research Series Paper 1. Home Office London, 1999.
88 Kodz, Jenny / Pease, Ken: Reducing Burglary Initiative: early findings on burglary reduction. Research Findings 204. Home Office,

London 2003.
89 Vgl. die „Supplements“ zu den Home Office Findings 2004.
90 Hirschfield: a.a.O.; Hope, Tim u.a.: Strategic Development Projects in the Yorkshire and the Humber, East Midlands and Eastern regions.

Home Office Online Report 41/04. London 2004; Millie / Hough: a.a.O.
91 Bowles, Roger / Pradiptyo, Rimawan: Reducing Burglary Initiative: an analysis of costs, benefits and cost effectiveness. Home Office

Online Report 43/04. London 2004
92 Hamilton-Smith: a.a.O.
93 Homel et al (a + b): a.a.O.
94 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 20.
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Design- und Entwicklungsaspekte (Phase I)

Eine Gesamtbetrachtung von Design, Entwicklung und Umsetzung der RBI wurde Ende 2004
veröffentlicht und basiert als programmorientierte Längsschnittanalyse auf den Ergebnissen
des südlichen Evaluationskonsortiums zu 20 Phase I-Projekten95 sowie einer Auswertung von
fast 100 Phase II-Projekten durch das Home Office. Letztgenannte prozessorientierte
Untersuchung erfolgte unter Nutzung von halbstrukturierten Interviews von
Projektverantwortlichen, einer nicht-teilhabenden Beobachtung von Projektaktivititäten sowie
der Anwesenheit in Treffen der Projektkomitees.96

Die Autoren dieses Gesamtberichtes stellten sich die Frage, ob bzw. inwieweit
Programmdesign und -entwicklung die Gesamtauswirkung der „Reducing Burglary Initiative“
behindert haben. Auch wenn die eigentlichen Programmziele in unterschiedlichen Ausmaßen
erreicht wurden, gab es eindeutige Hemmnisse auf dem Weg zum Erfolg, die zunächst
insbesondere an Hand der Gestaltung von Phase I beschrieben werden sollen.

Ein konkurrenzorientiertes Bietverfahren versprach dem Home Office anfänglich einen guten
Hebel, über den sich die Arbeitsprogramme der lokalen Partnerschaften kontrollieren ließen.
Die Begeisterung für die Antragstellung war auf deren Seite zunächst auch groß, wobei sich
dies weniger auf die Hoffnung auf Mittelgewährung bezog. Was vielmehr lockte, war die
damit verbundene Ehre, Projekte starten zu können, die als bahnbrechend angesehen wurden.
Die Entscheidung, Phase II vor Veröffentlichung der Ergebnisse der Phase I-Projekte zu
starten, hinterließ bei einigen Mittelempfängern allerdings den Eindruck betrogen worden zu
sein. So konnte man in Phase II größere Summen erhalten, die an geringere Bedingungen
geknüpft und zudem an keine Evaluation gebunden waren. Doch auch für Phase II
beschreiben die Evaluatoren negative Konsequenzen aus dem noch immer
wettbewerbsorientierten Bietverfahren. Am häufigsten waren dies zu niedrige
Kostenschätzungen der Projekte, die einen Erfolg im Bietverfahren sicherstellen sollten. Auch
wurden die Kostenansätze für Personalressourcen und Verwaltung typischerweise auf ein
Minimum begrenzt.97

Die wenige in Phase I zur Verfügung stehende Zeit zur Vorbereitung von Antragsunterlagen
dürfte direkte Auswirkungen auf die Projektqualtität gehabt haben. Für die Abgabe von
Anträgen bzw. Geboten („bids“) waren lediglich sechs Wochen angesetzt. Da die
Weihnachtszeit 1998 in diesen Zeitraum fiel, stand effektiv noch weniger Zeit zur Verfügung.
Der behördeninterne Dienstweg verschärfte das Problem, so dass der Arbeitsebene für die
Erstellung der Gebote z.T. nur noch wenige Tage blieben. Hinzu kam ein schlechtes Timing,
waren doch zeitgleich zur Unterbreitung der RBI-Projektvorschläge die nunmehr gesetzlich
vorgeschriebenen lokalen Kriminalitätsaudits der CDRPs zu finalisieren.98

                                                
95 vgl. dazu Millie / Hough: a.a.O.
96 Hamilton-Smith: a.a.O., S. viii
97 Ebd.
98 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 16.
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Die Höhe des Zuschusses von lediglich 60.000 Pfund sowie die an Gebote geknüpften
Bedingungen dürften einige Gebiete davon abgehalten haben, sich um Mittel zu bewerben.
Auch hinsichtlich der Zementierung der Vernetzung innerhalb lokaler Partnerschaften wurde
der Betrag als zu gering angesehen. Das Home Office erkannte die Probleme selber und
gewährte vielen der Phase I-Projekte daher zusätzliche Mittel.99

Ein wirkliches Problem dürfte der enge Zeitrahmen zwischen Angebot und Umsetzung
gewesen sein. Nur sehr wenigen der Phase I-Projekte gelang es, die Umsetzung von
Maßnahmen termingerecht im April 1999 zu beginnen. Auch 70 Prozent der befragten
Manager von Phase II-Projekten berichteten über anfängliche Verzögerungen. Letztlich war
die Erwartung unrealistisch, dass die Umsetzung von Projekten kurz nach der Gewährung der
beantragten Zuschüsse beginnen könne. Damit geriet nicht nur der ursprüngliche Zeitplan für
die Ausgabe der Zuschüsse ins Rutschen. Die Projekte bekamen auch Schwierigkeiten, über
die geplante Projektlaufzeit hinaus eine nachhaltige Arbeit sicherzustellen. So waren sie doch
zum Ende hin häufig gerade richtig „ins Laufen“ gekommen, ohne allerdings schon
überzeugende Argumente für Anschlussfinanzierungen offerieren zu können.

Der enge Zeitrahmen stellte unter Personalaspekten ein Problem dar. Phase II-Manager
berichteten, dass kurzfristige Arbeitsverträge bei der Suche von Personal, das über bestimmte
Qualifikationen verfügen soll, nachteilig seien. Verfügte das Personal über das Potenzial, sich
geforderte Fertigkeiten anzueignen, war die dafür vorhandene Zeit sehr beschränkt. Zum
zweiten war die für Kurzprojekte hohe Fluktuationsrate beim Personal gerade wegen der
Kürze der Projekte ein Problem.100

Stand Projektverantwortlichen häufig nur eine sehr kurze Zeit für Ausarbeitung ihres
Angebotes zur Verfügung, so dauerte es nachfolgend zum Teil Monate bis zur
Finanzierungszusage. Diese Verzögerungen waren für Projektverantwortliche frustrierend und
erschwerten es ihnen, die Dynamik ihrer Projekte aufrechtzuerhalten.101 

Mit den Projektzuschüssen sollten innovative und über bisherige Planungen hinausgehende
Interventionen angestoßen und nicht lediglich neue Finanzierungsquellen für die gängige
Praxis offeriert werden. So sinnvoll es aus Sicht des Home Office sein mag,
Doppelfinanzierungen längst geplanter „mainstream“-Aktivitäten zu vermeiden, wäre dies im
Nachhinein doch ggf. der bessere Weg gewesen, so die Evaluatoren. Dies hätte zumindest die
Chancen erhöht, dass Projekte auf lokaler Ebene mehr Unterstützung finden und dort Priorität
genießen. So lassen denn auch Befragungen von Projektpersonal durch das südliche
Evaluationskonsortium annehmen, dass wohl einige der Projekte die Vorgabe ignoriert hatten
nur Projektvorschläge einzureichen, die über die bisherigen Planungen hinausgingen. 20
Prozent der ursprünglich geplanten 121 Initiativen wären auch ohne die zentralen Gelder
umgesetzt worden, wobei das Tempo der Umsetzung nun vermutlich ein wenig höher war.

Was jedoch weder das Home Office noch die Projekte in Phase I erwartet hätten, war die
Tatsache, dass Innovationen unerwartete Probleme bereiten können; Innovation,
Wirtschaftlichkeit und schnelle Ergebnisse passen tendenziell nicht zusammen.

                                                
99 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 17.
100 Ebd.
101 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 18.
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Ironischerweise wurde mit der Entwicklung der RBI in Richtung „mainstream“-Programm in
den Phasen II und III das Umfeld für Innovationen besser, standen doch nun größere
Projektbudgets zur Verfügung, die auch flexibler als in Phase I eingesetzt werden konnten.
Dies führte zu einer größeren Umsetzung innovativer Interventionen.102

Mit der RBI hatten Mittel lediglich dann gewährt werden sollen, wenn Angebote ein
systematisches Vorgehen aufzeigten und Interventionen auf einer soliden Problemanalyse
basierten und eine darauf aufbauende umsetzbare Lösung aufzeigten. Diese Annahme stellte
sich bereits 1999 als fragil heraus. Projektmanager auf lokaler Ebene fehlte häufig die Zeit,
Ressourcen und Kapazitäten, um Probleme systematisch und detailliert zu erheben. Häufig
fand sich anstelle von Ergebnissen strukturierter und systematischer Untersuchungen lediglich
praktisches Polizeiwissen in den Problemanalysen.103

Eine ziemliche Neuigkeit war das Angebot einer zentralen Beratung durch das Home Office
an die lokalen Partnerschaften in Phase I. Dazu war im Home Office ein vierköpfiges
Beratungsteam gebildet worden. 66 der insgesamt 125 CDRPs, die in Phase I Angebote
eingereicht hatten, wurden von jeweils einem zweiköpfigen Team, bestehend aus einem
Berater und einem Forscher, aufgesucht. Ziel dieser Maßnahme war es nicht nur, bei der
Anreicherung der Projektvorschläge zu unterstützen, sondern auch die bisherigen Angaben
auf Schlüssigkeit zu überprüfen. Mit der Maßnahme wurde nicht nur praktische Hilfe
geleistet, sondern vor allem auch die Bedeutung der Phase I für das Home Office deutlich
gemacht.

Bezogen auf das Kernziel der RBI, die reduktionsbezogene Wissensbasis zu verbessern und
generiertes Wissen in zukünftige Programme einfließen zu lassen, war das Programm nicht so
erfolgreich wie erhofft. Dafür werden verschiedene Gründe verantwortlich gemacht,
beginnend bei unzureichender Kontrolle über die Inhalte der Phase I-Projekte, über
Implementationsprobleme, Datenprobleme bis hin zu Forschung- und Evaluationsproblemen. 

Mangelnde Kontrolle des Home Office über SDP-Inhalte

Bereits mit dem gewählten Verfahren, CDRPs einzuladen, sich mit eigenen Vorschlägen um
Mittel zu bewerben, stand von vornherein fest, dass Spektrum und Beschaffenheit der zu
evaluierenden Strategien teilweise außerhalb der Kontrolle des Home Office lag. Nur wenige
Projekte wählten dabei innovative Strategien und noch weniger setzten diese auch um. In den
Fällen in denen gewählte Strategien nach Evaluation verlangten, hatten die Evaluatoren
keinen Einfluss auf die Dosierung und Dauer der Intervention. Ein für das Home Office ggf.
erfolgversprechenderer Ansatz wäre es nach Auffassung der Evaluatoren gewesen, die
bedeutendsten Wissenslücken zu identifizieren, Experimente zur Füllung dieser Lücken zu
entwerfen und nach Gebieten zu suchen, um diese Experimente umzusetzen. Als
Gegenleistung für eine Finanzierung hätten diese Gebiete die Kontrolle über Inhalte,
Intensität und Dauer der Initiative an das Home Office abtreten müssen. Ein derartiger Ansatz
ist bei einer Reihe anderer Initiativen - verwiesen wird hier u.a. auf die elektronische
Fußfessel („electronic monitoring“) - erfolgreich angewendet worden. Er hätte mit größerer

                                                
102 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 19.
103 Ebd.
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Wahrscheinlichkeit Projekte hervorgebracht, die es tatsächlich wert gewesen wären evaluiert
zu werden und er hätte auf der anderen Seite des Risiko gescheiterter Umsetzungen reduziert,
wenn auch nicht vollständig aufgehoben. Allerdings könnten die Komplexität der auf
spezielle lokale Probleme zugeschnittenen RBI-Interventionen und die Zusammenarbeit in
vom Home Office nicht vollständig beeinflussbaren lokalen Netzwerken Argumente gegen
ein derartiges Verfahren sein, so die Autoren dieses Gesamtberichtes.104

Implementationsprobleme

Werden Projekte nicht angemessen oder vollständig umgesetzt, sind natürlich auch der
Evaluation bezüglich des Werts dieser Projekte Grenzen gesetzt. Die schon angesprochenen
Umsetzungsprobleme haben insoweit das für einen Wissensaufbau zur Verfügung stehende
Rohmaterial mehr als erwartet eingeschränkt. Der Gefahr, dass Implementationsdefizite eine
Gefahr für den Wissensbildungsprozess darstellen, kann aus Sicht der Autoren des
Gesamtberichtes zur RBI in zweifacher Weise begegnet werden. Die erste Möglichkeit
besteht in der Nutzung einer teilhabenden Evaluation („action research“)105, bei der die
Evaluatoren oder einbezogene Berater 

- gemeinsam mit Projektverantwortlichen eine Strategie entwickeln, die auf die lokalen
Bedingungen zugeschnittenen ist,

- deren Umsetzung überwachen,

- erarbeitete Forschungsergebnisse direkt in Rückkopplungsprozesse mit den
Projektverantwortlichen einbringen,

- dabei helfen, die Strategie anzupassen, um Projektauswirkungen zu maximieren.

Der Generalisierbarkeit so erarbeiteter Ergebnisse sind jedoch Grenzen gesetzt, müssen
Nutzer derselben Strategie in einem anderen Setting doch regelmäßig auf die innerhalb der
RBI geleistete diagnostische und beratungsbezogene Unterstützung verzichten.

Eine zweite Möglichkeit bestünde darin, bei der Auswahl von Projekten, die eine umfassende
Evaluation erhalten sollen, noch selektiver vorzugehen.

Datenprobleme

Die Autoren der Gesamtbewertung der RBI beschreiben es als unüblich für Programme, die
Geld über konkurrenzbezogene Bietverfahren zur Verfügung stellen, dass Home Office-
Forscher bereits im Vorfeld das Vorhandensein von Daten zur registrierten Kriminalität im
Zielgebiet und umliegenden Gebieten prüfen. Diese „Checks", die auch sicherstellen sollten,
dass Ziel- und Vergleichsgebiete keine Veränderungen in für die Evaluation relevanten
Zeiträumen erfahren und der Evaluation damit entsprechende Daten zur Verfügung stehen,
werden im Nachhinein als ineffektiv bewertet. So zeigte sich in der Arbeit des südlichen
                                                
104 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 22.
105 Als Alternative dazu wird die formative Evaluation genannt. Eine detaillierte Beschreibung der Nutzung dieses Ansatzes bezüglich der

Evaluation von Pilotprojekten hat die britische Strategy Unit des Cabinet Office 2003 veröffentlich („Trying It Out. The Role of 'Pilots' in
Policy-Making. Report of a Review of Government Pilots“. London 2003).
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Konsortiums nachfolgend nicht allein, dass leicht erhältliche Daten mängelbehaftet waren,
und die verlässlicheren Daten nur mit gewissen Schwierigkeiten zu erheben waren. Auch
waren bei vier der 20 SDPs Gebietsgrenzen kurz nach Projektstart verändert worden. 

Bereits frühzeitig hatten Tilley et al. (1999) Datenerhebungs- und
Datenzuschreibungsprobleme umfassend beschrieben und u.a. auch aufgezeigt, wie
bestimmte Auswertungsergebnisse für das Verständnis lokaler Einbruchsprobleme
(„understanding the local chemistry of burglary“) genutzt werden können.106 Im
Zusammenhang mit der Identifizierung lokaler Einbruchsprobleme von Phase I-SDPs hatten
sie folgende drei Problemfelder identifiziert:

(1) Anpassung von Verwaltungsgrenzen im Hinblick auf den Vergleich polizeilicher
Einbruchsdaten mit lokalen Haushaltsdaten

(2) Identifizierung von Verwaltungsgrenzen überschreitenden Einbruchsproblemen (Beispiel
ist die hohe Einbruchsbelastung an der Grenze zweier Streifenbezirke)

(3) Untersuchung von Trends über einen bestimmten Zeitraum hinweg. Veränderungen in
der IT sowie bei Verwaltungsgrenzen erschwerten Zeitreihen über mehrere Jahre.107

Die Erhebungsprobleme insgesamt führten schließlich dazu, dass die Daten nur noch über die
zentralen Statistikabteilungen der Polizeien beschafft werden sollten, was sich unter
Bezugnahme auf Regelungen des Datenschutzes wiederum umständlich gestaltete. Im
Ergebnis dauerte es Monate, bis die für die Evaluation notwendigen Daten vorlagen, die dann
z.T. noch wegen Fehlern und Auslassungen nachzubessern waren. Datengewinnungsprobleme
wurden jedoch nicht allein für den Bereich der registrierten Kriminalität, sondern auch im
Bereich der Inputkosten für Personal und Sachmittel verzeichnet, wodurch
Wirtschaftlichkeitsberechnungen erschwert wurden.108

Evaluationsprobleme

Bezogen auf Ursache-Wirkungsnachweise sind Evaluationen am einfachsten durchführbar,
wenn Kriminalitätsraten weitgehend stabil sowie in angrenzenden Gebieten ziemlich ähnlich
sind und Interventionen nicht durch Paralleliniativen gestört werden. Unter diesen
Bedingungen ist es unkompliziert, Veränderungen der Kriminalitätsraten zu identifizieren, die
einer Intervention zugerechnet werden können. Der Nachweis ist dann am eindeutigsten,
wenn ein Begründungszusammenhang bzw. die Beschreibung des Funktionsmechanismus
(„mechanism“) zwischen Intervention und Kriminalitätsrückgang gelingt.109 In der Praxis
allerdings wurden die SDPs in komplexen und unbeständigen Umgebungsbedingungen
implementiert, in denen

                                                
106 Tilley, Nick / Pease, Ken / Hough, Mike / Brown, Rick: Burglary Prevention: Early lessons form the Crime Reduction Programme. Crime

Reduction Research Series Paper 1. Home Office London, 1999, S. 11.
107 Tilley et al. (1999): a.a.O.,  S. v.
108 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 24.
109 Vgl. dazu grundlegend: Pawson, Ray / Tilly, Nick: What's crucial in evaluation research? In: British Journal of Criminology, 36. Jg., S.

574-578. 
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- die lokale Einbruchsbelastungen nicht über eine längere Zeit stabil waren, sondern heftige
Schwankungen sowohl vor als auch nach der Intervention aufwiesen

- Einbruchsbelastungen während der Phase I-Zeit fast überall im Land zurückgingen

- als „high crime areas“ ausgewiesene Projekt- wie auch deren angrenzende Gebiete parallel
zur RBI von anderen Programmen profitierten, die die Bekämpfung von Kriminalität oder
sozialer Verelendung („deprivation“) zum Ziel hatten 

- häufig nicht nur ein Ansatz zur Einbruchbekämpfung, sondern z.T. ganze Bündel
(„strands“) zum Einsatz kamen.110

Aber auch das Evaluationsdesign der RBI als nationales Programm war im Nachhinein nicht
optimal gewählt worden, wie auch die Begutachter von Kosten-Nutzen-Effekten monieren
(vgl. dazu S. 103/107). Das mag zum einen damit zusammenhängen, dass sich das CRP
frühzeitig von seiner vor allem wissensgenerierenden Forschungszielsetzung entfernte.111 Ein
weiteres Problem lag in der zwischen unterschiedlichen Evalutationszielen bestehenden
inhärenten Spannung - auf der einen Seite die Evaluierung innovativer Projektarbeit, auf der
anderen Seite die Durchführung einer breit angelegten Evaluation zur Identifizierung von
Effekten und Wirtschaftlichkeit eines breiten Spektrums von Interventionen. Der Versuch,
allen Evaluationszielen gerecht zu werden hat aus Sicht einer Gesamtbetrachtung des
Programms letztlich dazu geführt, dass keines vollständig erreicht werden konnte.

Infolge des Fehlens qualifizierter Hilfe und Unterstützung durch unabhängige Evaluatoren
sind die Projekte der Phase I letztlich an der Aufgabe gescheitert, Innovationen zur
Einbruchsbekämpfung zu generieren. Am Ende blieb den Evaluatoren der einzelnen SDPs die
Aufgabe, entweder althergebrachte Interventionen zur Einbruchsreduktion zu bewerten oder
aber über Implementationsprobleme bezogen auf Innovationen berichten zu müssen.

Dennoch wird die Evaluation der SDPs nicht als Fehlschlag bewertet, hat sie im Gegenteil
doch heraus arbeiten können, wie bereits bekannte (nicht innovative) Interventionen in einem
breiten Feld unterschiedlicher Umgebungsbedingungen funktionieren, auch wenn die
Gewinnung optimaler Evaluationsergebnisse durch weitere Faktoren behindert wurde:

- Die Aufteilung der 63 SDPs auf drei unterschiedliche Evaluationskonsortien, die jeweils
ermutigt worden waren, ihre eigene Evaluationsmethodik zu entwickeln, hat zu drei
Abschlussberichten geführt, die wegen ihrer Verschiedenartigkeit der Erarbeitung eines
kohärenten und konsistenten nationalen Evaluationsergebnisses im Wege gestanden
haben.

- Unvorhergesehene Verzögerungen bei der Umsetzung der einzelnen SDPs und die
daraufhin gewährte zusätzliche Projektzeit führte zu einem zeitlichen Versatz der
Zeitpläne für die praktische Umsetzung und deren Evaluation. In der Mehrheit der Fälle
wurden die Evaluationsaktivitäten zurückgefahren noch bevor die SDP ihre Arbeit
tatsächlich abgeschlossen hatten. Damit waren nicht nur die Möglichkeiten der Forscher
eingeschränkt, Wirkungsaussagen zu tätigen. Auch entstand so die Gefahr, dass

                                                
110 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 25.
111  Vgl. dazu die Kritik von Homel et al. (a): a.a.O., S. 28.
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Evaluationserkenntnisse zugunsten der schneller zu implementierenden situativen
Kriminalprävention (wie z. B. Maßnahmen der Zielhärtung) und zuungunsten der längere
Zeit in Anspruch nehmenden sozialen Kriminalprävention verfälscht werden.

- Für die Entwicklung, Verfeinerung und Kommunikation der Evaluationsmethoden stand
im Vorfeld der Arbeit der SDPs zu wenig Zeit zur Verfügung. Insbesondere die
Wirtschaftlichkeitsaussagen haben darunter gelitten, gab es doch kaum Beispiele aus der
Vergangenheit, welche Daten exakt benötigt werden. Die daraus resultierenden
Verzögerungen führten dazu, dass Projekte gebeten werden mussten, Daten retrospektiv
zu „konstruieren“. Kostenschätzungen waren aber auch deshalb ungenau, weil die
Methode der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung an sich noch nicht gefestigt ist. SDP-
übergreifende Aussagen wurden dadurch erschwert, dass Kostenschätzungen auf
unterschiedlichen Annahmen beruhten.112 

Weiterentwicklung der RBI in Phase II

Die Frage, inwieweit die RBI tatsächlich ein sog. „evidence-led policy programme“ und
damit ein lernendes, auf der Basis von Forschungsergebnissen fortzuentwickelndes Programm
war, wird durch die Autoren der Gesamtbetrachtung der RBI trotz der vorhandenen Kritik im
Ergebnis bejaht. Dabei wird insbesondere der positive Einfluss der engen Verzahnung von
zentralen Politik- und Forschungsteams auf die fortlaufende Entwicklung der RBI
herausgestellt.113 Vorhandenes Forschungswissen floss umgehend in die Weiterentwicklung
des Programms ein. Ein Beispiel dafür ist der 1999 veröffentlichte erste Forschungsbericht
zum CRP114, der auf der Basis von frühen Erfahrungen der RBI in Phase I eine Reihe von
Empfehlungen aussprach, die in Phase II und III ausnahmslos umgesetzt wurden.

Die drei wichtigsten Änderungen seien nachfolgend kurz dargestellt.

Änderungen im Verfahren zur Beantragung von Finanzmitteln

Die in Phase I gemachten Erfahrungen mit dem Verfahren zur Beantragung von RBI-Mitteln
führten in Phase II zu einer Reihe von Verbesserungen. Während lokale Partnerschaften in
Phase I signifikante Ressourcen in das Verfahren investieren mussten, ohne dabei
sicherstellen zu können, auch erfolgreich zu sein, wurde das Antragsverfahren („application
procedure“) in Phase II zweigeteilt: Vor Unterbreitung eines vollständigen Antrages konnte
zunächst Interesse angemeldet werden („expression of interest“), wobei lediglich Größe und
Gestalt des örtlichen Einbruchsproblems sowie einige Ideen zur Bekämpfung zu schildern
waren. Auf dieser Basis entschied das Home Office, inwieweit das Problemausmaß eine
Förderung rechtfertigt. Antragsteller konnten das weitere Verfahren nachfolgend mit einer
größeren Erfolgsträchtigkeit durchlaufen. 

Eine wichtige Rolle spielten die Seminare, die für Antragsteller in Phase II ausgerichtet
wurden und diesen helfen sollten, das Verfahren erfolgreich zu bestehen. So gab es u.a.
                                                
112 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 26.
113 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 26.
114 Tilley et al.: a.a.O.
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Präsentationen der Berater aus Phase I zu den Themen effektive Problemlösung und
Projektentwicklung. 

Insgesamt fanden die Novellierungen positiven Anklang.115

Veränderungen bei den Bewerbungskriterien und der Finanzierungsformel

Potentielle Antragsteller konnten sich in Phase II mit Einbruchsproblemen jeglicher Art um
Mittel bewerben und mussten nicht wie in Phase I eine hohe Einbruchsbelastung in einem
einzelnen geographischen Raum nachweisen. Damit waren auch Anträge möglich, die sich
auf sog. virtuelle Gemeinden („virtual communities“) bzw. nicht aggregierte Populationen
bezogen, wie beispielsweise gebietsübergreifende studentische Populationen, Senioren oder
auch multiple Konzentrationen von Hochrisikopopulationen.116 Dieses neue Verfahren wird
positiv bewertet, passte es doch besser zum Konzept problemorientierter Polizeiarbeit, weil
nunmehr Anträge gestellt werden konnten, die jedwede identifizierbare Problemgruppe
betrafen, anstelle simple geografische Häufungen zu reflektieren.

Die Finanzierungsformel wurde ebenfalls geändert. Wurden in Phase I zunächst maximal
60.000 Pfund ausbezahlt, war die Berechnungsbasis nun die Zahl an Einbrüchen, die im
Zielgebiet oder in der Zielpopulation über die letzten drei Jahre verzeichnet worden war. Pro
Einbruch wurden dabei 100 Pfund genehmigt. Damit wurde allerdings immer noch nicht der
Tatsache Rechnung getragen, dass Projekte in schwierigeren operativen
Umgebungsbedingungen höhere Stückkosten zu finanzieren hatten.

Auch wenn das geänderte Verfahren signifikante Vorteile aufwies, schaffte es gleichzeitig
neue Probleme, die hier nur ansatzweise am Beispiel der Erzielung von Skaleneffekten
dargestellt werden können. In Phase II konnten nunmehr auch kleinere Projekte mit Beträgen
von 10.000 Pfund und weniger finanziert werden. Eine Reihe von Projektmanagern wies
darauf hin, dass der Organisationsaufwand häufig nicht von der Größe eines Projektes
abhängig, d.h. bei kleineren Projekten überproportional hoch sei. Sie hielten derartige
Projekte für unwirtschaftlich und würden sich nicht erneut um Mittel bewerben. Dieses
Wirtschaftlichkeitsproblem bestand auch in anderer Hinsicht, lassen sich bei größeren
Projekten für den Einkauf von Sachmitteln eher Nachlässe erzielen.117

Zudem gelang es auch in Phase II nicht, die Zeit bis zur Zusage der Mittel wesentlich zu
verringern. Das führte dazu, dass von geplanten zwölf Monaten Projektlaufzeit am Ende acht
oder neun verblieben, um das Projekt ins Laufen zu bringen und Ergebnisse zu präsentieren -
ein in Anbetracht der noch näher darzustellenden administrativen Probleme alles andere als
leichtes Unterfangen.118

                                                
115 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 28.
116 Ausführliche Informationen dazu finden sich bei Tilley et al. (1999): a.a.O., S. 12 ff.
117 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 30.
118 Homel et al (b): a.a.O., S. 12.
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Projektunterstützung und Monitoringsysteme

In Phase I war eine unzureichende Unterstützung der Dienststellen vor Ort festgestellt
worden. Dieser Mangel wurde dadurch behoben, dass nun Vollzeitberater der
Nichtregierungsorganisationen NACRO und Crime Concern eingesetzt wurden. Diese
unterstützten nicht allein während der Phase der Angebotserstellung, sondern auch über den
Zeitraum der Konzeptumsetzung hinaus.

Das Projekt-Monitoringsystem wurde in Phase II ebenfalls verbessert. In Zusammenarbeit
von Phase I-Beratern und Home Office-Forschern erarbeitet, waren es nun die in den
regionalen Büros eingesetzten „Crime Reduction Teams", die für das Monitoring
verantwortlich waren.

Bezogen auf die Projektunterstützung und Monitoringsysteme wurden folgende
Schlüsselprobleme identifiziert:

- Nicht nur die Rollen von Beratern und regionalen Büros sind nie wirklich geklärt worden;
die regionalen Büros haben ihre Aufgabe zudem höchst unterschiedlich wahrgenommen.

- Beratungsleistungen standen nicht immer dann zur Verfügung, wenn sie gebraucht
wurden.

- Projekte waren berechtigt, bis zu 15 Beratungstage zu beantragen. Im Durchschnitt
wurden die Berater jedoch nur über drei Tage eingesetzt; kein Phase II-Projekt beantragte
mehr als sieben Tage an Beratung. Eine abschließende Erklärung dafür liegt nicht vor.119

- Projektmanager waren gebeten worden, die Arbeit der regionalen Büros und der Berater
zu bewerten. Dabei fällt auf, dass Unzufriedenheit bezogen auf folgende Aspekte
besonders groß war: Beschaffungs- und Finanzmanagement, Einbeziehung der Gemeinde
und Öffentlichkeitsarbeit, Lieferung und Identifizierung von Fortbildungsmaßnahmen
sowie Hilfe, die Projekte über die Finanzierungslaufzeit hinaus am Leben zu erhalten.120 

- Bezogen auf die Anwenderorientierung der Beratung wird u. a. darauf hingewiesen, dass
die Beratungsleistungen zwar gezielt an solche Projekte gingen, die diese eher benötigten,
einige Projektmanager dennoch monierten, dass die Berater bestimmte Leistungen, die in
ihrem jeweiligen Fall dringend benötigt wurden (z. B. Hilfestellung im
Konsultationsprozess oder bei Analyseaufgaben), nicht erbrachten.

- Die zusätzlichen Beratungsangebote des Home Office in Form von Publikationen und
webbasierten Toolkits wurde durchweg positiv bewertet.121

- Teil des genannten Monitoringsystems war ein sog. Entwicklungstag („development
day“), der im Anschluss an die Genehmigung der Projektfinanzierung stattfand und in
dessen Rahmen der zuständige Berater und ein Mitarbeiter des regionalen Büros die
Projekte aufsuchten. Ziel dieser Maßnahme war die Absprache von Projektzielen und der

                                                
119 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 32.
120 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 33.
121 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 35.
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vierteljährlich zu erfolgenden Berichterstattung über Projektfortschritte. An diesem Tag
trafen Berater und Projektmitarbeiter häufig das erste Mal zusammen. Die Maßnahme
wurde durchweg positiv beurteilt.122 

Von der Planung zur Umsetzung

Als naiv bezeichnen die Evaluatoren die Annahme, dass Projekte direkt von der Phase der
Angebotserstellung in die praktische Umsetzung überführt werden könnten. Dazwischen, so
die Erfahrungen aus der RBI, besteht die Notwendigkeit, 

- den Projektplan einer erneuten Überprüfung und ggf. auch Überarbeitung zu unterziehen
und

- Entwicklungsaufgaben wie beispielsweise die Einstellung von Personal und die
Beschaffung von Sachmitteln abzuarbeiten.

Gerade die erste Aufgabe war von den Projekten so nicht antizipiert worden. Als Beleg wird
angeführt, dass von den 20 untersuchten Phase I-Projekten des südlichen Konsortiums 19
nach Art oder Intensität abweichend von den Planungen und ein SDP gar nicht implementiert
wurden. Bezogen auf Phase II gaben fast 60 Prozent der befragten Projektmanager an, dass
ihr Projekt vor der Umsetzung noch Veränderungen erfuhr. Diese Veränderungen müssen
nicht unbedingt auf Planungsdefizite zurückzuführen sein, häufig lagen auch Monate
zwischen Angebotsunterbreitung und Genehmigung, so dass einfach Änderungen notwendig
waren.123

Nachfolgend sollen einige wesentliche Umsetzungsaspekte näher betrachtet werden.

Verzögerungen 

Auf das Problem der verzögerten Umsetzung der Phase I-Projekte wurde bereits hingewiesen.
Von den 20 SDPs, die das südliche Konsortium evaluiert hatte, starteten ganze fünf
termingerecht zum 1. April 1999. Aber auch 87 Prozent der im Zuge der Programmevaluation
befragten Manager von Phase II-Projekten berichteten von Verzögerungen, deren Umfang im
Durchschnitt bei über fünf Monaten lag. Während die regionalen Regierungsbüros darauf
teilweise flexibel reagierten und zusätzliche Zeit für die Beendigung der Projekte
genehmigten, gab es diese Flexibilität auf lokaler Ebene nicht immer. Das führte dazu, das
Projektmitarbeiter ihr Projekt häufig bereits vor dessen Beendigung verließen. Aber auch
Projektziele ließen sich so nicht in dem erhofften Umfang realisieren, genauso wie bereits
genehmigte Projektmittel nicht mehr eingesetzt werden konnten. So berichteten 46 Prozent
der Projektmanager aus Phase II darüber, dass sie ihr vorhandenes Budget nicht vollständig
nutzten.124

                                                
122 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 36.
123 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 40.
124 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 40.
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Personalfluktuation

Personalfluktuation und ein damit verbundenes schlechtes Management von
Personalwechseln waren gängige Probleme, auf die noch näher einzugehen sein wird. Im
Extremfall führten Umsetzungen verantwortlicher Kräfte dazu, dass Projekte gänzlich
vergessen wurden. Projekte wurden teilweise durch auf die Beantragung von Mitteln
spezialisierte Kräfte (sog. „bid specialists“) erarbeitet, während die
Umsetzungsverantwortung in den Händen anderer Spezialisten lag. Auch wenn ein solches
Verfahren theoretisch von Vorteil sein mag, wird es durch die Forschungsergebnisse des
südlichen Konsortiums nicht gestützt. So führten Wechsel im Management ausnahmslos zu
Abweichungen bei der Umsetzung.125

Für alle Projekte gültige Entwicklungsaufgaben

Im Anschluss an die Genehmigung der Projektmittel hatten alle Projekte Aufgaben im
Hinblick auf die erfolgreiche Projektumsetzung abzuarbeiten, die häufig im Vorfeld so nicht
gesehen bzw. unterschätzt worden waren. Im Einzelnen waren dies

- Personalgewinnungsmaßnahmen

- Schulungsmaßnahmen

- Erarbeitungn von konkreten Prozeduren für die Umsetzung von Interventionen

- Beschaffung von Räumlichkeiten und Sachmitteln

- Verwaltung von Beschaffungs- und Finanzangelegenheiten

- Entwicklung innovativer Praktiken.

Soweit für die Projektumsetzung zusätzliches Personal benötigt wurde, waren die daraus
resultierenden Personalgewinnungsmaßnahmen mit einigem Aufwand verbunden und
dauerten regelmäßig drei bis vier Monate. Auch für Schulungsmaßnahmen war Zeit
einzuplanen, obwohl sich die meisten der befragten Phase II-Manager auf die Fertigkeiten
verließen, die das eingekaufte Personal mitbrachte und die Schulung weitestgehend „on the
job“ erfolgte.

Ein kritischer Bereich betraf das Beschaffungs- und Finanzmanagement, fehlten doch nach
Beobachtung der befragten Phase II-Manager häufig diesbezügliche Kenntnisse. Von Anfang
an war es langwierig, sich in die Prozesse bezüglich der Ausgabe und Beanspruchung von
Fördermitteln einzuarbeiten, waren zumeist doch auch die zuständigen
Beschaffungsabteilungen einzubinden. Ungewohnt war für viele Polizeidienststellen zudem
die Kalkulation von Mehrwertsteuer und die Bezahlung für Dienstleistungen im Voraus.
Konnten derartige Schwierigkeiten nicht durch eine entsprechende Unterstützung der dafür

                                                
125 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 41.
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zuständigen Verwaltungsabteilungen vermieden werden, hatten sich die Projektmanager
selber in diese teilweise komplizierte Materie einzuarbeiten.126

An dieser Stelle soll kurz auf ein Problem eingegangen werden, dass die Gestalter von „Crime
Reduction Programme“ und „Reducing Burglary Initiative“ so nicht erwartet haben dürften.
Es ist bereits darauf hingewiesen worden, dass das CRP trotz der aus historischer Sicht hohen
Mittelausstattung nur eines von vielen großen gebietsgebundenen („ares based“) Programme
in England und Wales war. So hatte das Cabinet Office 2001 elf Einzelprogramme
identifiziert, in die jeweils jährlich mehr als 50 Millionen Pfund flossen. Die Gesamtausgaben
für derartige Programme beliefen sich im Finanzjahr 2001/2002 auf fast 2,5 Milliarden Pfund
Sterling. All diese Programme benötigten fähige Projektmanager und Spezialisten, so dass
praktisch ein Wettrennen um das beste Personal einsetzte. Die Evaluatoren des CRP stellen
fest, dass das CRP in den Augen lokaler und regionaler Manager, die mit Fördergeldern aus
gebietsgebundenen Programmen zu tun hatten, als merklich weniger wichtig als andere
Programme eingeschätzt wurde - mit all den Konsequenzen, die sich daraus ergeben.127 

RBI-Projekte sollten unter Berücksichtigung von Innovation und Evaluation entwickelt
werden. Die Projekte, die diesem 1999 formulierten Auftrag folgten, mussten nicht nur
bezüglich der Erprobung und Überprüfung neuer Ideen flexibel sein, sondern auch in Kauf
nehmen, unpraktische oder unwirksame Ideen auf der Basis von Evaluationserkenntnissen
anzupassen. Die Einbeziehung von Innovation in Planungsprozesse verlangt normalerweise
eine gewisse Fehlertoleranz. Innovation erwies sich in der Praxis jedoch dann als Problem,
wenn die Intervention die Entwicklung innovativen Equipments voraussetzte, waren in einem
solchen Fall zeitliche Ablaufplanungen kaum mehr einhaltbar.128

Projekte waren anderen dann voraus („head start“), wenn sie mit vorhandenen Ressourcen
arbeiten und auf vorhandenen Erfahrungen aufbauen konnten. Fast 60 Prozent der befragten
Phase II-Projektmanager konnten ihre Aktivitäten zwar auf existierende Partnerschaften
aufsatteln, doch war die daraus resultierende Unterstützung höchst unterschiedlich. Wichtiger
für den Erfolg der Arbeit waren vermutlich Manager mit soliden Kenntnissen über lokale
Bedingungen und Möglichkeiten.129

Umsetzung lokaler Einbruchsbekämpfungsprojekte

In diesem Abschnitt sollen wesentliche Ergebnisse dargestellt werden, die im Zuge der
eigentlichen Projektumsetzung gewonnen wurden. Einige Aspekte sind bereits angesprochen
worden, sollen - wie beispielsweise Personalaspekte - hier noch einmal thematisiert werden,
sind sie doch von wesentlicher Bedeutung für den Programmerfolg insgesamt gewesen. 

Die Auswertung der 20 Phase I-Projekte des südlichen Evaluationskonsortiums hat zunächst
einmal offenbaren können, dass zum Ende der zentralen Finanzierung im März 2001 lediglich
52 (43 Prozent) der ursprünglich 122 von den Projekten vorgeschlagenen Interventionen

                                                
126 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 48.
127 Homel et al (a): a.a.O., S. 50.
128 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 49.
129 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 50.
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tatsächlich umgesetzt und weitere 37 (30 Prozent) teilweise umgesetzt waren.130 Nur 16 (13
Prozent) waren davon in einer Weise implementiert worden, dass sie die Einbruchsrate in
plausibler Form auch haben beeinflussen können.131

Die Gründe für Implementationsdefizite dürften komplex gewesen sein. Die bisherigen
Ausführungen zusammenfassend lag es nicht nur an den gerade eingerichteten
Partnerschaften, die Projektvorschläge zu erarbeiten hatten, die sowohl praktisch als auch
innovativ sein sollten, sondern lag auch an deren Fähigkeit, Projekte effektiv zu managen.132

In nachfolgender Tabelle 7 sind die in Präventionskategorien zusammengefassten und auf
Seite 91 noch näher erläuterten Interventionen dargestellt, die seitens der 20 evaluierten SDPs
des südlichen Konsortiums geplant und in unterschiedlichen Graden auch umgesetzt wurden:

Tabelle 7: 
Geplante und umgesetzte Interventionen

Geplant (122) Erreicht (89)

Gemeindebasierte Beteiligungsprojekte („stakeholder schemes“) 36 23

Vollstreckung/Kriminalitätsbekämpfung („enforcement“) 33 21

Zielspezifische situative Kriminalprävention 18 17

Täterorientierte Projekte 13   7

Gebietsweite situative Kriminalprävention 11 10

Kodierung beweglicher Gegenstände   6   6

Andere (z.B. Opferhilfe, Vernetzungsprojekte)   5   5
133

Projektmanagement

Tabelle 7 hat eine nicht unerhebliche Diskrepanz zwischen eigentlich geplanten und letztlich
umgesetzten Interventionen aufgezeigt. Im Hinblick auf die Gewährleistung einer Umsetzung
sind die Fertigkeiten und Eigenschaften der verantwortlichen Projektmanager von besonderer
Bedeutung, so die Evaluatoren der RBI. Erfolgreiche RBI-Manager verfügten demnach u.a.
über eine verbissene Bestimmtheit, Durchhaltevermögen, Flexibilität, Vorstellungskraft,
Diplomatie und die Fähigkeiten zu kommunizieren und zu motivieren.

Dabei war das Bild des RBI-Projektmanagers nicht eindimensional, bezog sich die Funktion
doch sowohl auf Personen, die für den reibungslosen Betrieb zuständig waren, ohne die
Verantwortung für die strategische Zielrichtung innezuhaben, als auch auf Personen mit
                                                
130 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 13.
131 Millie / Hough: a.a.O., S. 5.
132 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 13.
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strategischer Gesamtverantwortung, die das Tagesgeschäft Schlüsselpersonen innerhalb der
beteiligten Institutionen überlassen hatten.

Ein Problem war generell, die für ein Projekt notwendigen speziellen Fertigkeiten („skills“)
vorzuhalten. Interessant erscheint insofern die nachfolgende Tabelle 8. Dort sind Fertigkeiten
aufgeführt, bei denen die befragten Phase II-Manager nicht nur ihre eigene Kompetenz als
schwach („weak“)  sondern zugleich die Möglichkeit als dürftig („poor“) bewerteten, diese
Fertigkeiten praktisch von außen einzukaufen. Dabei sind nur die Fertigkeiten aufgeführt, die
nach Auffassung der Manager für ihr Projekt notwendig waren.

Tabelle 8: 
Von Projektmanagern bewertete Hauptfertigkeiten (zehn häufigste Nennungen)

Bewertete Fertigkeit Fertigkeit bewertet mit „schwach",
„erhältlich, aber knapp“ oder „nicht
erhältlich“ (%)

Regelung öffentlicher/freiwilliger Beteiligung 26

Verträge für Projektdienstleistungen 21

Durchdenken technischer/Designmerkmale 20

Analyse von Kriminalitätproblemen mittels Kriminalitätsdaten 16

Überwachung des Fortschritts von Interventionen 13

Regelung der Projektfinanzen 13

Umgang mit Datenschutz/Rechtsproblemen 12

Identifizierung von Kriminalitätsproblemen und Brennpunkten 12

Vorhersage notwendiger Projektressourcen 11

Evaluation der Auswirkung von Interventionen 11

N=76 (durchschnittliche Antwort pro Item = 47)
134

                                                                                                                                                        
133 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 53.
134 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 55.
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In diesem Zusammenhang erscheint es sinnvoll, den beruflichen Hintergrund der
Projektmanager ein wenig näher zu beleuchten. Die Mehrzahl der durch das südliche
Konsortium evaluierten Projekte der Phase II wurde von Polizisten gemanagt. Die eigentlich
wenig überraschende Dominanz der Polizei hängt nicht nur damit zusammen, dass
Kriminalitätsbekämpfung Kern der polizeilichen Profession ist, sondern wird auch damit
erklärt, dass polizeiliches Personal verhältnismäßig flexibel einsetzbar ist. Daraus könnte nun
abgeleitet werden, dass die von polizeilichen Managern geleiteten Projekte in der Form
entwickelt werden, dass sie ideologische und organisatorische Werte der Polizei reflektieren.
Allerdings stützen die Auswertungen der Phase II-Projekte wie schon frühere Arbeiten von
Sutton diese These nicht.135

Zur Qualität der Projektmanager wird ausgeführt, dass diese durch die Art der Rekrutierung
und durch die Zeit geprägt sein könnte, die ihnen zur Verfügung stand, sich ihrer Rolle zu
widmen. Eine dominierende Rekrutierungsmethode gab es in Phase II nicht. Die meisten
Manager wurden für diese Vollzeitfunktion ernannt und in vielen Fällen zogen die Projekte
auch hoch motivierte und bewanderte Personen an. In den Fällen, in denen unerfahrene
Manager ernannt wurden, hatten sich diese die notwendigen Fertigkeiten selber anzueignen,
gab es doch kaum ein sie betreffendes systematisches Training oder
Einführungsmaterialien.136

Was allerdings eine Rolle spielte war die generelle Knappheit an geeigneten Kandidaten (ein
Punkt, der vor dem Hintergrund der Konkurrenz zu anderen gebietsgebundenen
Regierungsprogrammen auf den Seiten 13 und 80 bereits thematisiert wurde).

Ein Problem war sicherlich auch, dass mehr als die Hälfte der ernannten Manager ihre
Funktion nur auf Teilzeitbasis (45 Prozent) oder zusätzlich zu ihrer Hauptfunktion (16
Prozent) ausüben mussten. Auch wenn sicherlich nicht jede Projektgröße einen
Vollzeitverantwortlichen verdient, liegen Erkenntnisse vor, dass gerade diejenigen, die den
Posten zusätzlich zu ihrer Hauptfunktion ausübten, häufig Schwierigkeiten hatten,
ausreichend Zeit für das Projekt zu finden.137

Bezogen auf den Dienstgrad bzw. die Funktionsebene, der die Manager angehören wird
ausgeführt, dass innerhalb der Polizei die Ebene des gehobenen und höheren Dienstes
(„inspectors and superintendents“) am ehesten angemessen erscheint, ist es in Krisenfällen
doch wichtig, schnell und mit Autorität entscheiden zu können. Auch scheint bei
Partnerdienststellen z.T. ein gewisses Maß an Seniorität vorausgestetzt zu werden. Soweit
Projekte dennoch aus dem Bereich des mittleren Dienstes gemanagt wurden, war die
Unterstützung der Leitungsebene von Vorteil. Bezogen auf derartige Unterstützung wird
allerdings auch angemerkt, dass diese dann problematisch für einige Projekte war, wenn sie in
der Phase der Bewerbung um Mittel zwar angeboten, später jedoch nicht realisiert wurde.138

                                                
135 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 56, mit Verweis auf Sutton, Mike: Implementing crime prevention schemes in a multi-agency setting: aspects

of process in the Safer Cities programme. Home Office Research Study 160. London 1996.
136 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 57.
137 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 58.
138 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 59.
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Partnerschaftliche Zusammenarbeit und Steuerung

Die Robustheit und Effektivität der partnerschaftlichen Vereinbarungen wird als
erfolgskritischer Faktor hinsichtlich der Projektumsetzung bewertet. Motor der Partnerschaft
und des Projektmanagements war ausnahmslos eine Lenkungsgruppe („steering group",
„steering committee“). Diese kann verschiedene Funktionen erfüllen. Innerhalb der RBI
haben Struktur und Auftrag der Lenkungsgruppen der evaluierten Projekte ein weites
Spektrum aufgewiesen. Einfache Kausalitäten zwischen Struktur und Projekterfolg waren
daraus allerdings nicht ableitbar.139 

Neben den lenkungsgruppenspezifischen Erfordernissen sind die Planung und
Aufrechterhaltung der partnerschaftlichen Zusammenarbeit von besonderer Bedeutung. Dazu
wurden folgende wichtige Feststellungen gewonnen:

- Projekte waren effektiver in der Planung ihrer Arbeit, wenn diese auf konsequenten
Konsultationen mit in- und externen Partnern beruhte. Das war nicht nur bezüglich der
Problembeschreibung von Vorteil, sondern half auch bei der Einschätzung, inwieweit
Partner sich tatsächlich verpflichtet fühlen und auch die Ressourcen besitzen,
vorgeschlagene Interventionen zu unterstützen.

- Die Aufrechterhaltung effektiver partnerschaftlicher Zusammenarbeit setzt deren
Kontrolle voraus, die in systematischer und transparenter Form erfolgen sollte. Häufig
hatten RBI-Projektmanager keine klare Übersicht, inwieweit Partner ihre Verpflichtungen
tatsächlich erfüllten.

- Die Beteiligung von Partnern wurde am besten gesichert, wenn sie der
Projektmanagementgruppe gegenüber verantwortlich waren und zusätzlich innerhalb der
eigenen Organisation klare Verantwortungen für die Projektarbeit bestanden.

- Partnerschaftliche Zusammenarbeit ist häufig gekennzeichnet durch angespannte
Beziehungen und wechselnde Niveaus der Selbstbindung. Diese Schwierigkeiten lassen
sich am ehesten durch eine frühe Einbindung der Partner bereits in der Phase der
Projektplanung vermeiden.140

Personalausstattung der Projekte

Die Gewährleistung einer angemessenen Personalausstattung der Projekte war in mehrfacher
Hinsicht problematisch. Augenfällig waren Schwierigkeit der Kalkulation im Vorfeld, wieviel
Personal zur Aufgabenerledigung im Rahmen eines Projektes benötigt wird. So waren
beispielsweise scheinbar einfache physikale Interventionen wie die Zielhärtung von
Haushalten durch Sicherheitstechnik häufig auf eine umfangreiche administrative
Unterstützung angewiesen. Analytische Kompetenz war ein weiteres Problem. Es gab z.T.
keine ausgewiesenen Analytiker, die über die erste Problemanalyse hinaus auch im Laufe der
Projekte in der Lage waren, die notwendigen Auswertungen vorzunehmen.

                                                
139 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 61.
140 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 63.
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Die Evaluatoren weisen auch auf die Bedeutung zügiger Personalausstattung hin, bestand
doch so die Möglichkeit für die neuen Kräfte, sich in ihre zum Teil ungewohnten Funktionen
einzuarbeiten.

Auf das Thema der Personalfluktuation ist bereits kurz eingegangen worden. Häufig war es
problematisch, das Personal über die Gesamtdauer der Projektlaufzeit zu halten.
Personalwechsel waren häufig schädlich, verschwanden mit dem Personal nicht nur
Fertigkeiten und Wissen, sondern teilweise auch Entgegenkommen und wichtige
Arbeitskontakte. Im schlimmsten Fall konnten bestimmte Interventionen gar nicht mehr
durchgeführt werden.

Personalwechsel scheinen sich am meisten auf die Gruppe der Projektmanager konzentriert zu
haben. Bei der Hälfte der 20 Phase I-Projekte des südlichen Evaluationskonstiums wechselte
der Manager während der Projektlaufzeit, in einem Fall sogar zweimal. In Phase II berichteten
21 Prozent der befragten Manager (n = 75), dass ihr Projekt mindestens einen
Personalwechsel im Managementbereich zu verzeichnen hatte. Interessanterweise wurden
Manager teilweise wegen ihrer guten Arbeit in der Phase der Beantragung von Fördermitteln
wegbefördert. So positiv dies für die Einzelpersonen gewesen sein mag, waren Beförderungen
doch auch eine potenzielle Bedrohung für das betroffene Projekt.

Nun bestünde die Möglichkeit, durch Personalwechsel entstehende Störungen durch
entsprechende Sicherheitsarrangements vorzubeugen. Allerdings haben nur sechs von 23
befragten Phase II-Managern, die eine derartige Notwendigkeit gesehen hatten, diese
Arrangements als ausreichend bewertet.141

Projektentwicklung und projektbezogene Anpassungen

Personalwechsel waren nur eines der Probleme, denen sich RBI-Projekte zu stellen hatten.
Neben einer gründlichen Projektplanung und der Umsetzung von aus einer systematischen
Problemanalyse abgeleiteten Maßnahmen war es ebenso notwendig, die Projekte an nicht
vorhersehbare Eventualitäten anpassen zu können. Wurden Projekte verändert, dann war dies
aus Sicht der Evaluatoren nicht unbedingt Zeichen einer fehlerhaften ersten Problemanalyse
oder mangelhafter Interventionsplanung. Bedeutsam erscheint die Aussage, dass
Problemanalysen in sich selbst Interpretationen oder Hypothesen darstellen, die einem
vorhandenen Kriminalitätsproblem in seinem Kontext einen Sinn zu geben suchen. Mit der
Umsetzung der Interventionen haben Projekte im Ergebnis ihre Interpretationen der Natur
eines Kriminalitätsproblems und seiner Bekämpfungsmöglichkeiten erprobt. Damit war es
unvermeidlich, dass sich Annahmen auch als falsch herausstellten. Konsequenterweise sahen
die erfolgreichen Projekte Problemanalysen und Entwicklung von
Bekämpfungsinterventionen nicht als einmalige Aufgabe an, sondern als fortdauernden
Prozess, der der Überwachung und Aktualisierung bedarf.142

Nachfolgend seien einige eher allgemeine Punkte genannt, die im Zuge der Veränderung und
Anpassung von RBI-Projekten eine Rolle spielten:

                                                
141 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 66.
142 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 66.
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Faktoren, die hinsichtlich der Dosierung der Intervention („dosage“) Relevanz besitzen, sind
die raumbezogene Abdeckung („coverage“), die quantitativ bestimmbare Intensität
(„intensity“) sowie die Dauer („duration“). Vorhandene Forschungserkenntnisse lassen
annehmen, dass Projektumfang und Dosierung wichtige Faktoren bezüglich einer wirksamen
Kriminalitätsreduktion sind. In Anlehnung an Millie und Hough dürften diejenigen Projekte
größere Auswirkungen haben, die ein Bündel einander ergänzender Interventionen anwenden,
wobei Abdeckung, Intensität und Dauer in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen
sollten.

In der Praxis führte dies bei RBI-Projektmanagern mit einem begrenzten Budget zu dem nicht
einfach zu lösenden Problem, wo das Geld am wirksamsten eingesetzt werden kann. Verfügte
ein Projekt beispielsweise über die finanziellen Mittel, um 200 Häuser in einem Gebiet mit
5.000 Liegenschaften mit Sicherungstechnik auszustatten, war damit zu klären, ob sich die
Maßnahmen auf einen bestimmten Gebietsausschnitt, eine bestimmte Art von Immobilien
(z.B. Mehrfamilienhäuser) oder eine bestimmte Zielgruppe (z.B. vorherige Opfer)
konzentrieren sollten. Viele SDPs hatten Schwierigkeiten damit, diese Entscheidungen auf
einer informationsgestützten Grundlage zu treffen.143 

Problematisch war ferner die genaue Vorhersage der Nachfrage von anzubietenden
Projektdienstleistungen. Insbesondere die Einschätzung der Bevölkerungsmeinung zu
geplanten Aktivitäten stellte eine Herausforderung dar. Theoretisch hätte diese Schwierigkeit
nicht in dem Maße auftreten dürfen, waren lokale Sicherheitspartnerschaften doch seit
Inkrafttreten des Crime and Disorder Act 1998 verpflichtet, die Bevölkerung im Rahmen des
Strategiebildungsprozesses zu konsultieren. Insoweit hatte auch das Home Office aufs
stärkste dazu ermutigt, „community consultation“ als notwendigen Bestandteil der
Projektentwicklung durchzuführen. Viele Projekte haben den Konsultationsprozess auch
umfassend umgesetzt, während andere Projekte Schwierigkeiten bekamen, wenn sie auf
bloßen Annahmen aufbauten, was die Bevölkerung wohl benötigt. Im Ergebnis kommen die
Evaluatoren zu dem Urteil, dass die Projektarbeit mit größerer Wahrscheinlichkeit erfolgreich
ist, wenn Projekte nicht nur auf der Basis der für die Gemeinde erkannten Notwendigkeiten
(„needs“) arbeiten, sondern zudem die Wünsche der Gemeinde berücksichtigen.144

Projektüberwachung, Evaluation sowie Finanzmanagement

Die Verfügbarkeit relevanter, akkurater und rechtzeitiger Information über den Fortgang der
Projektumsetzung sowie die Mittelabflüsse ist für die Beurteilung der Wirksamkeit der
Projektumsetzung von besonderer Bedeutung. Projekte, die im Rahmen der RBI gefördert
wurden, hatten insofern auch entsprechende Informationen vorzuhalten. Trotz all der Vorteile,
die ein Projektmonitoring (o.a. Controlling) hat, wurde diese Aufgabe bei manchen
Projektverantwortlichen wohl mehr als optionales Zusatzerfordernis betrachtet. In den Fällen,
in denen ein Monitoring durchgeführt wurde, war es häufig eine eher retrospektive
Betrachtung der Projektumsetzung denn eine reflexive. Viele Projekte scheinen zudem für die
Evaluation in dem Sinne schlecht vorbereitet gewesen zu sein, dass nicht auf
evaluationsspezifische Informationsbedürfnisse Rücksicht genommen wurde. So hielten viele
                                                
143 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 66, mit Bezugnahme auf Millie / Hough: a.a.O. 
144 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 71.
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der durch das südliche Evaluationskonsortium beforschten SDPs keine geeigneten
Monitoringinformationen vor.145

Die beschriebenen Monitoringdefizite bezogen sich auch auf das Finanzmanagement der
Projekte, hatten diesbezüglich doch viele Projektmanager Neuland zu betreten. Die
Evaluatoren kommen zu dem Ergebnis, dass Kosten-Nutzen-Aussagen zu den Einzelprojekten
durch den unter Projektverantwortlichen weitverbreiteten Mangel in den Bereichen
Finanzmanagement, Beschaffung und Vertragsgestaltung verhindert wurden. Manager
scheiterten insbesondere an den komplexen Prozessen der Auftragsvergabe sowie an der
Erstellung auch unter Wirtschaftlichkeitsaspekten guter Verträge mit Auftragnehmern. Diese
Probleme konnten allerdings in den Fällen begrenzt werden, in denen örtliche Behörden die
Projekte mit entsprechender Fachkenntnis und Beratung unterstützen konnten. 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen litten letztlich jedoch auch unter den Vorgaben des Home
Office, beschränkten doch die engen Zeitvorgaben eine solide Planung und Umsetzung.146

                                                
145 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 74.
146 Hamilton-Smith: a.a.O., S. viii.
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Kriminalitätsbezogene Effekte auf Programmebene

Unter der Überschrift „MAJOR MILESTONE TO PROTECT HOMES FROM BURGLARY
REACHED“ hat das Home Office in einer Presseerklärung vom 19.04.2001 den Abschluss
der Investitionsphase in das Programm mitgeteilt. Auch kriminalitätsbezogen wurden erste
Erfolge vermarktet, waren häusliche Wohnungseinbrüche seit 1997 um 28 Prozent und damit
auf das Niveau der späten 80er Jahre zurückgefallen.147 

Nach abschließenden Erkenntnissen wurden im Rahmen der RBI über drei Jahre insgesamt
247 lokale Projekte gefördert, die 2,1 Millionen Haushalte in England und Wales abdeckten,
die wiederum unter einer Belastung von etwa 110.000 Haus- und Wohnungseibrüchen pro
Jahr gelitten hatten. Das letzte der Projekte aus Phase III endete im März 2003, womit auch
das Programmende markiert ist.

Mit Auflegung des „Crime Reduction Programme“ im Jahr 1998 hatte die britische Regierung
das Ziel formuliert, Haus und Wohnungseinbruch bis 2005 um 25 Prozent zu senken, wobei
die Belastung im Jahr 2005 nirgendwo den nationalen Durchschnitt um mehr als das Dreifach
überschreiten sollte. Zumindest das erstgenannte Ziel scheint erreichbar, zeigen doch die
jüngsten Zahlen aus dem „British Crime Survey“ (BCS), gegenüber 1999 einen 41-
prozentigen Rückgang der Einbrüche (53 Prozent gegenüber 1997) auf nunmehr 756.000 im
Jahr 2004/2005.148

Die Erkenntnisse zu kriminalitätsbezogenen Effekten der RBI basieren im Wesentlichen auf
einem bereits 2003 veröffentlichten Bericht von Kodz und Pease149, der auf der Basis einer
Auswertung von 55 Phase I-Projekten erstellt wurde. Es existieren keine darüber hinaus
gehenden Untersuchungen zur Wirkung des Gesamtprogramms, was in Kenntnis des
Programmdesigns auch verständlich ist, wurden in Phase II und III doch nur noch jeweils fünf
Projekte evaluiert. Dezidierte Wirkungsaussagen sind daher vor allem den von den drei
Evaluationskonsortien erstellten zusammenfassenden Berichten150 sowie insgesamt 60 „site
reports“ zu entnehmen. Es ist bereits darauf hingewiesen worden, dass die Konsortien
eingeladen worden waren, ihre eigenen Evaluationsverfahren zur Datenanalyse zu entwickeln.
Dabei näherten sich die Konsortien der Aufgabe nicht nur aus unterschiedlichen theoretischen
Perspektiven, sondern brachten auch unterschiedliche Evaluationsmethoden zum Einsatz, was
den Datenvergleich am Ende erschwerte. Der wesentliche methodische Unterschied lag für
Kodz et al. (2004) darin, dass das „Midlands“-Konsortium das schon angesprochene
Zeitreihen-Evaluationsdesign („interrupted time-series evaluation design“) verwendeten, mit
dem Einbruchsraten vor und nach der Intervention verglichen wurden. Nördliches und
südliches Konsortium verglichen demnach Einbruchsquoten in Projekt- und Vergleichs- bzw.
Kontrollgebieten für die Zeit vor und nach der Intervention.151 Auf diesem Ansatz basiert

                                                
147 News release 19/04/2001.
148 Nicholas, Sian / Povey, David / Walker, Alison / Kershaw, Chris: Crime in England and Wales 2004/2005. Home Office Statistical

Bulletin 11/05, S. 51. Interessanterweise fällt gerade in die Zeit der „Reducing Burglary Initiative“ sowohl auf Basis von BCS- als auch
von polizeilichen Daten ein zeitweiser Stopp des seit Mitte der 90er Jahre zu verzeichnenden rückläufigen Einbruchstrends. Bezogen auf
die polizeilichen Daten wird dies damit erklärt, dass die Erfassungsrichtlinien im Jahr 2002 geändert worden seien.

149 Kodz / Pease: a.a.O.; vgl. auch Kodz et al.: a.a.O., S. 3.
150 vgl. Hirschfield: a.a.O.; Hope et al.: a.a.O.; Hough / Millie: a.a.O.; Kodz et al.: a.a.O. 
151 Kodz et al.: a.a.O., S. 4.Hier scheinen allerdings Bewertungen der Evaluationsverfahren auseinanderzulaufen, kritisieren Bowles und

Pradiptyo doch den Verzicht des „Northern Consortium“ auf die Erhebung von Daten zu Referenzgebieten.
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auch die von Kodz und Pease (2003) erstellte wirkungsbezogene Gesamtauswertung, deren
Inhalte nachfolgend dargestellt werden (zur Kritik daran: Seite 107).

Die Ergebnisse berücksichtigen 55 Phase I-SDPs. Verglichen wurden jeweils die
Projektgebiete mit Kontroll- bzw. Referenzgebieten („reference area“) innerhalb derselben
Polizeibehörden („police force area“) bzw. innerhalb polizeilicher Subeinheiten („police
command units“ und „police divisions“). Acht der 63 Modellprojekte konnten mangels
vergleichbarer Kontrollgebiete nicht berücksichtigt werden. Vorher-Nachher-Messungen
bezogen sich auf die längstmöglichen Zeiträume, für die Daten vorhanden waren: September
1997 bis März 1999 („before“) und April 1999 bis Dezember 2000 („after“). Da die Projekte
infolge der Verzögerungen unterschiedlich anliefen und einige auch über das Jahresende 2000
hinaus betrieben wurden, wird das nachfolgende Auswertungsergebnis lediglich als Indiz
(„indication“) für eine Wirkung bezeichnet und darauf hingewiesen, dass die Ergebnisse mit
Vorsicht betrachtet werden sollten.152 Mögliche spätere Reduktionseffekte konnten damit
auch nicht berücksichtigt werden - ein Thema auf das bei der Behandlung von Kosten-
Nutzen-Aspekten noch einzugehen sein wird. 

Die Zahl an SDPs, in denen die Rate an häuslichen Einbruchsdiebstählen relativ gegenüber
den Kontrollgebieten fiel, überstieg eindeutig die Zahl der Gebiete, in denen relative Anstiege
im Bereich der Einbruchsdiebstähle verzeichnet wurde, wie sich aus Tabelle 9 ergibt.

Tabelle 9: 
Zahl der SDP-Gebiete, in denen die Zahl an Haus- und Wohnungseinbrüchen im Vergleich zum
Kontrollgebiet anstieg bzw. fiel 

Rate häuslicher Haus- und Wohnungseinbrüche Zahl an SDPs

Relative Abnahme 40

Relative Zunahme 15

Gesamtzahl analysierter SDPs 55

Anmerkung: Acht Projektgebiete wurden ausgeschlossen, weil keine praktikablen Vergleichsgebiete vorhanden
waren. Die Aufteilung zwischen diesen beiden Gruppierungen von SDP-Gebieten war für jedes Gebiet wie auch
insgesamt statistisch signifikant (auf 5%-Niveau).
153

Nachfolgend wurde die Zahl der Einbrüche innerhalb der 55 SDPs pro Monat aggregiert und
der Zahl in den Kontrollgebieten gegenübergestellt. Die prozentuale Reduktion bezieht sich
auf die genannten Vorher-Nachher-Zeiträume. Demnach sank die Zahl registrierter Einbrüche
in den 55 Zielgebieten um 20 Prozent, verglichen mit 13 Prozent in den Kontrollgebieten.
Daraus ergibt sich eine Nettoreduktion von sieben Prozent, was über die 21-monatige Periode
seit Projektstart einer Verringerung von 2.700 Einbrüchen in den Zielgebieten entspricht. 

                                                
152 Kodz et al.: a.a.O., S. 3.
153 Kodz / Pease: a.a.O., S. 2.
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Bei näherer Analyse der Projekte zeigte sich, dass 15 von ihnen im Vergleich zum jeweiligen
Kontrollgebiet eine monatliche Reduktion von 20 Prozent oder darüber erzielten und 13
zwischen zehn und 20 Prozent lagen. Bei 15 Projekten wurden jedoch auch Anstiege
verzeichnet. 154 Im Ergebnis werden die Erfolge als „ziemlich bescheiden“ („fairly modest“)
bezeichnet.155 Einige der erfolgreicheren SDPs wurden in den Fallbeispielen ab Seite 34
bereits beschrieben.

Vergleiche mit nationalen Einbruchstrends für England und Wales ergaben ein ähnliches Bild.
Die SDP-Zielgebiete wiesen monatliche Reduktionen von 20 Prozent auf, verglichen mit
national 14 Prozent, was einer Nettoreduktion von sechs Prozent entspricht. Nach dem Jahr
2000 gab es weniger SDPs, für die Einbruchsdaten zur Verfügung standen. Wo dies allerdings
der Fall war, zeigten sich bei einem Vergleich von Ziel- und Kontrollgebieten weiter die
festgestellten Reduktionseffekte.156

Die Projekte haben zumeist ein Bündel an Maßnahmen oder Interventionen zur
Einbruchsreduktion umgesetzt. Weil die Projekte klein, ortsgebunden und kurzzeitig angelegt
waren, brachten sie wenig überraschend zumeist Interventionen aus dem Bereich der
situativen Kriminalprävention zur Anwendung. Beispielhaft nennen Kodz et al. (2004) die
Verbesserung der physischen Sicherheit von Häusern und Wohnungen und/oder des
kleinräumigen Gebietes („local area“).157

Da für die weitere Ergebnisdarstellung noch von Bedeutung, wird auf der nächsten Seite die
Kategorisierung der Einzelinterventionen vorgestellt, wie sie auf der Basis von Arbeiten von
Tilley et al. (1999)158 in den Arbeiten der Evaluationskonsortien Verwendung fand.

                                                
154 Kodz / Pease: a.a.O., S. 2.
155 Kodz et al.: a.a.O., S. 3.
156 Kodz / Pease: a.a.O., S. 2.
157 Kodz et al.: a.a.O., S. 4.
158 Tilley et al. (1999): a.a.O., S. 16 ff.; die Erläuterungen wurden Kodz et al.: a.a.O., S. 4/5, bzw. Millie / Hough: a.a.O., S. 4,  entnommen.
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Tabelle 10: 
Interventionstypen in der Kriminalprävention

(1) Örtlichkeitsbezogene („location specific“) situative Prävention 

Verbesserung der technischen Sicherheit von Risikohaushalten durch verbesserte Schlösser,
Türen und Fenster, Alarmanlagen und sichtbare Kameras

(2) Situative Kriminalprävention im weiteren Umfeld („area-wide“)

Verbesserung technischer Gesichtspunkte im Bereich ganzer Straßen oder Nachbarschaften, z. B.
durch Anbringung von Toranlagen oder die Verbesserung der Straßenbeleuchtung 

(3) Beteiligung („stakeholding“)

Verbesserte Gemeindeeinbindung im Bereich der Kriminalprävention z. B. durch
Nachbarschaftshilfen, Öffentlichkeitsarbeit, Werbekampagnen oder Bürgereinbindung

(4) Vollstreckung/Kriminalitätsbekämpfung („enforcement“)

Maßnahmen wie deutlich sichtbare Präsenz („high visibility policing“), Auswertungen,
täterorientierte Maßnamen, Nutzung des Ordnungsrechts oder Zeugenschutz 

(5) Täterorientiertes Vorgehen („offender challenge actions“)

Maßnahmen zur Reduzierung der Neigung von (potenziellen) Tätern zur Tatbegehung wie
beispielsweise das Angebot von Freizeitangeboten, die Verringerung von Ausgrenzungen,
Wiedergutmachung

(6) Eigentumskennzeichnung („property marketing“)

Kennzeichnung und Registrierung beweglicher Gegenstände, Aufbewahrung von Gegenständen
etc.

(7) Sonstiges

Opferhilfeprogramme, Verbesserungen im Management oder in der Vernetzung zwischen
Projektpartnern. 
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Zusammenhang zwischen Intervention und Reduktion

Das nördliche Evaluationskonsortium hat im Zuge seiner Arbeiten Interventionen,
Umsetzungs-/Lieferfaktoren („delivery“) und Kontextvariablen, die einen Zusammenhang mit
signifikanten Reduktionen aufwiesen, zusammengeführt. Die Ergebnisse sollen hier kurz
vorgestellt werden. 

Interventionsbezogen wiesen im Norden Englands die Projekte die signifikant größte
einbruchsreduzierende Wirkung auf, die

- örtlichkeitsbezogene („location specific“) situative Prävention (beispielsweise der
Zielhärung)

- Beteiligungsinterventionen („stakeholding“) im Zusammenhang mit Maßnahmen der
Öffentlichkeitsarbeit (vgl. dazu den Abschnitt „Vorauseilende Reduktionseffekte durch
Öffentlichkeitsarbeit“)

- 100 Prozent der geplanten Interventionen 

realisierten.

Umsetzungs- bzw. lieferungsbezogen wiesen die Projekte die signifikant größte
einbruchsreduzierende Wirkung auf, mit

- pro Haushalt hohen Ausgaben, einer hohen Outputintensität

- einem hohen Grad an partnerschaftlicher Zusammenarbeit, mehr Partneragenturen (wenn
diese aktiv waren)

- über dem Durchschnitt liegenden Ausgaben für Ausrüstung („equipment“)

- unter dem Durchschnitt liegenden Personalausgaben

- starken und stabilen Managementstrukturen

- bereits existierender partnerschaftlicher Zusammenarbeit

- solider Planung und effektiver Gemeindeeinbindung.

Kontextbezogen wiesen die Projekte die signifikant größte einbruchsreduzierende Wirkung
auf, mit

- höherem Anteil an Eigentümern (Wohlstand)

- niedrigen Migrations-/Fluktuationsraten

- weniger Wohnungen im Wohnungsbestand
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- weniger Männer zwischen 18 und 24 Jahren in der Bevölkerung.159

Maßnahmen der situativen Kriminalprävention machten auch bei den Projekten in den
„Midlands“ den größten Teil der Projektausgaben aus. Wie wichtig die Beteiligung anderer
(„stakeholding“) ist, wurde auch hier belegt, gaben doch die am wenigsten erfolgreichen
Projekte die wenigsten Mittel für eine Gemeindebeteiligung aus.160 Bezogen auf den Grad der
Umsetzung geplanter Interventionen stützen die Ergebnisse der Evaluation des „Midlands“-
Konsortium die genannten Ergebnisse aus dem Norden England ebenfalls. So planten zwar
die Projekte, die signifikante Reduktionseffekte aufwiesen (sog. Gruppe A-Projekte) weniger
Interventionen als die Projekte mit nicht-signifikanten Reduktionseffekten (Gruppe B) bzw.
scheinbaren Kriminalitätsanstiegen (Gruppe C), sie setzten davon allerdings einen größeren
Prozentsatz um. Die Evaluatoren schließen daraus, dass eine fortschrittliche Aktionsplanung
sich auszahlt oder anders ausgedrückt: Die erfolgreicheren Projekte planten Interventionen,
bei denen sie davon ausgehen konnten, sie auch umsetzen zu können, auch wenn das im
Ergebnis das Ausmaß möglicher Innovationen reduziert haben mag.161

Die fünf erfolgreichsten Projekte, die durch das südliche Konsortium evaluiert worden waren,
implementierten alle eine Kombination von Interventionen der situativen Krimialprävention
(„location specific“ und „area wide“), Vollstreckung/Kriminalitätsbekämpfung sowie
Beteiligung anderer. Schlüssel zum Erfolg war, wie die Interventionen einander sowohl unter
theoretischen als auch praktischen Aspekten ergänzten.162 

Negative Verdrängungs- und positive Ausbreitungseffekte

Verdrängungseffekte („displacement“) wurden sowohl in räumlicher Hinsicht als auch in
deliktischer Hinsicht („crime switch“) untersucht. Ein weiteres Thema waren
Reduktionseffekte („diffusion of benefits“), die sich in über das eigentliche Zielgebiet
hinausgehenden Räumen feststellen ließen.

Kriminologische Erkenntnisse sprechen zunächst einmal gegen wesentliche „displacement“-
Effekte. So gibt es für Eck (2002) nicht nur auf der Basis des Rational Choice-Ansatzes
fußender theoretischer Erklärungen keine Hinweise darauf, dass Täter ihre Taten woanders
ausführen, hindert man sie an ihrem Tun. Auch eine Analyse der empirischen Literatur lässt
nicht darauf schließen, dass Verdrängung, sofern sie überhaupt stattfindet, intendierte
Reduktionseffekte überlagert. Das Gegenteil negativ zu wertender „displacement“-Effekte
sind Reduktionseffekte, die über das eigentliche Zielgebiet oder die eigentliche
Zielpopulation hinaus stattfinden. Für diese „diffusion of benefits“ sprechen in Anlehnung an
Eck nicht nur eine Reihe durchgeführter Studien, sondern auch gute theoretisch Gründe. So
dürfte auf Seiten potenzieller Täter unter bestimmten Bedingungen Unsicherheit über das
Ausmaß der Präventionsbemühungen herrschen, so dass sie nicht nur tatsächlich blockierte
Gelegenheiten, sondern auch ähnliche, nicht blockierte Gelegenheiten auslassen.163

                                                
159 Hirschfield: a.a.O., S. 12.
160 Hope et al.: a.a.O., S. 23.
161 Hope et al.: a.a.O., S. 25.
162 Millie / Hough: a.a.O., S. 10.
163 Eck, John: Preventing Crime at Places. In: Evidence-Based Crime Prevention. Sherman, Lawrence et al. (Hg.). Routledge-Verlag New

York, 2002, S. 240-294 (282). 
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Von den 21 untersuchten SDPs des nördlichen Konsortiums wiesen 15 davon einen statistisch
signifikant Kriminalitätsrückgang auf.164 In lediglich fünf Fällen wurden dabei die regelmäßig
negativ interpretierten geografischen Verdrängungseffekte, in sieben Fällen jedoch eine
Ausbreitung des Reduktionseffektes über das Zielgebiet hinaus festgestellt. Dieser war
generell größer als der Verdrängungseffekt. Bezogen auf deliktische Veränderungen, die den
Interventionen der SDPs zugeschrieben werden können, gab es kein einheitliches Bild. Diese
Art der Verdrängung war allerdings nicht weit verteilt.165 

Von den 21 untersuchten SDPs des „Midlands“-Konsortiums wiesen lediglich sechs Projekte
über den lokalen Trend hinausgehend einen statistisch signifikanten Rückgang der
Einbruchskriminalität und sieben Projekte einen nicht signifikanten Rückgang auf. Die
Evaluatoren haben darauf hingewiesen, dass bei den genannten 13 Projekten mit positiven
Effekten kaum gegenteilige Effekte festgestellt wurden. Bei einer substanziellen Zahl an
Projekten wurden hingegen positive Ausbreitungseffekte sowie eine Netto-
Kriminalitätsreduktion bezogen auf das Zielgebiet und die umliegenden Gebiete
festgestellt.166 Insgesamt haben sich die Evaluatoren jedoch kritisch mit der Berechnung von
Verdrängungs- und Ausbreitungseffekten auseinandergesetzt und darauf hingewiesen, dass 

- es schwierig festzustellen sei, ob örtliche Einbrecher überzeugt wurden, woanders tätig zu
werden oder ob weniger örtliche Täter davon abgebracht wurden, im Zielgebiet tätig zu
werden

- es schwierig sei, den Nettoaustausch zwischen Zielgebieten und Pufferzonen von zur
selben Zeit laufenden, unabhängig voneinander finanzierten Präventionsaktivitäten zu
bewerten.

Trotzdem und in Übereinstimmung mit früheren Erkenntnissen aus dem „Safer Cities
Programme“ erscheint es aus Sicht der Evaluatoren des „Midlands“-Konsortium
wahrscheinlich, dass Projekte oft einen Einfluss über das Zielgebiet hinaus hatten und
umgekehrt auch durch Programme und Aktivitäten beeinflusst wurden, die außerhalb ihrer
spezifischen Grenzen abliefen. Auch wenn dadurch Administration und Evaluation der RBI
erschwert worden sein sollte, werden diese größeren Effekte per Saldo als für die involvierten
Gemeinden positiv bewertet. Die Evaluatoren kommen ferner zu dem Schluss, dass Ausmaß
und Effekte der SDPs in der Praxis größer waren, als die reine RBI-Förderung annehmen
lassen würde. Die SDPs waren in komplexer Art und Weise in ein aus verschiedenen Quellen
finanziertes Netzwerk lokaler Partnerschaften wie auch weiterer Kriminalitätsbekämpfungs-
und Erneuerungsprogramme eingebettet.167

Auch bei den Projekten aus dem Bereich des südlichen Konsortiums wurden geographische
Verdrängungs- und Ausbreitungseffekte festgestellt. Letztgenannte positive Effekte waren bei
den erfolgreichen Projekten wahrscheinlicher.168

                                                
164 Hirschfield: a.a.O., S. 6.
165 Hirschfield: a.a.O., S. 7/8.
166 Hope et al.: a.a.O., S. iv.
167 Hope et al.: a.a.O., S. 18.
168 Millie / Hough: a.a.O., S. 10.
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Das südliche Evaluationskonsortiums hat sich u. a. auch mit externen Faktoren auseinander
gesetzt, die möglicherweise Einfluss auf Projekteffekte gehabt haben könnten. Die Forscher
weisen ausdrücklich darauf hin, dass die Identifizierung von Projektergebnissen (im Sinne
von „outcomes“) oft erschwert wurde durch das Vorhandensein paralleler Aktivitäten in den
Bereichen Kriminalitätsbekämpfung oder Stadterneuerung. Derartige Aktivitäten können
nicht nur echte Erfolge oder Misserfolge verdecken, sondern Projektwirkungen auch
verstärken. So wird beispielhaft ein SDP-Beispiel genannt, bei dem externe Einflussfaktoren
von erheblich größerer Bedeutung gewesen sind, als die vorgenommene RBI-
Einzelintervention zur Verbesserung polizeilicher Auswertung. Konkret waren das in diesem
SDP-Bereich ein Überweisungsprojekt für verhaftete Drogenabhängige, eine zweimonatige
polizeibehördenweite Anti-Einbruchsoperation, ein aus dem der Stadterneuerung
zuzurechnenden nationalen „Single Regenation Budget“ finanziertes Projekt für junge
Menschen, eine aus dem europäischen URBAN-Programm finanzierte Initiative mit
Maßnahmen der Zielhärtung, der Imageförderung eines Gebietes sowie der Stärkung des
Zusammenhalts der lokalen Einwohnerschaft und diverse andere Projekte zur Förderung der
Bürgerbeteiligung, Bildung und Ausbildung. Dass - aus Sicht der Evaluatoren - auch gut
geplante Projekte redundant arbeiten können, wird an einem weiteren Beispiel belegt, in dem
ein Projekt mit Maßnahmen der Zielhärtung in Gebieten durchgeführt wurde, in dem
umfangreiche Erneuerungsmaßnahmen der Bebauung u. a. mit sicherheitstechnisch
verbesserten Fenstern und Türen durchgeführt wurden bzw. für Maßnahmen der Zielhärtung
vorgesehene Gebäude abgerissen werden sollten.

Für die Evaluatoren des südlichen Konsortiums ergeben sich daraus zwei Lektionen. Zum
einen ist es schwer, bei parallelen Aktivitäten zu analysieren, welche Maßnahmen in dem
beabsichtigten Sinne wirken oder auch nicht wirken. Zum anderen ist für das zuständige
Projektmanagement die Verpflichtung ableitbar, einen Überblick über lokale Projekte zu
besitzen und diese aufeinander abzustimmen.169

Vorauseilender Nutzen von Öffentlichkeitsarbeit

Der Frage, inwieweit die präventionsprojektbezogene Öffentlichkeitsarbeit unabhängig von
anderen Aktivitäten einen eigenen Präventionsnutzen hat, waren bereits Smith et al. (2002)170

nachgegangen, indem sie die Beziehung zwischen dem Zeitpunkt der Umsetzung und
Kriminalitätsreduktion an Hand von 52 Evaluationsberichten untersuchten. Bowers und
Johnson (2003) berichten dazu, dass in 22 der Projekte Beweise für eine substanzielle
Kriminalitätsreduktion im Vorfeld der eigentlichen Projektumsetzung festgestellt worden
seien. Dieser Effekt wird als vorauseilender o.a. antizipatorischer Nutzen („anticipatory
benefit“) bezeichnet. 

Bezogen auf einbruchsbezogene „publicity“ hatte Laycock bereits 1991 wichtige Erkenntnisse
beschrieben. Die Untersuchung der Wirkungen eines Projektes zur Kennzeichnung von
Gegenständen hatte für das erste Umsetzungsjahr einen Rückgang der Kriminalität aufzeigen
können, die danach allerdings wieder stark anstieg. Im Anschluss an nationale und

                                                
169 Millie / Hough: a.a.O., S. 17.
170 Smith, M. / Clarke, R. / Pease, K.: Anticipatory Benefit in Crime Prevention. In: Tilley, N. (Hg.): Analysis for Crime Prevention: Crime

Prevention Studies 13, Criminal Justice Press. 2002.
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umfangreiche lokale „publicity“ über die Reduktionen ging die Kriminalität im zweiten Jahr
wieder zurück. Infolge des Fehlens anderer schlüssiger Erklärungen für die zweite Reduktion
schrieb Laycock sie - so Bowers und Johnson - den Effekten der „publicity“ zu. Andere
Studien u.a. zur Videoüberwachung hatten ebenfalls belegen können, dass eine gute
„publicity“ bei der Kriminalprävention helfen kann. 171 

Bowers und Johnson haben die Rolle der „publicity“ in der Kriminalprävention auf der Basis
einer Analyse der vorliegenden Evaluatinsergebnisse zu den 21 vom nördlichen Konsortium
erforschten SDPs näher beleuchtet. Bevor auf die Arbeit eingegangen wird, sei der Begriff der
„publicity“ kurz erläutert.

Zu unterscheiden ist zwischen der kontrollierten und der nicht kontrollierten „publicity“.
Erstgenannte wird im Deutschen regelmäßig als Öffentlichkeitsarbeit übersetzt und betrifft
die eigene Bewerbung von Präventionsprojekten. Unkontrollierte „publicity“ beinhaltet die
tendenziell eher unabhängige Presseberichterstattung. Zu unterscheiden ist zudem zwischen
formeller und informeller „publicity“. Erstgenannte Form betrifft in formeller Weise
verbreitete Informationen und Werbemittel, letztgenannte die mündliche Überlieferung durch
Beteiligte, Netzwerke etc. Eine dritte Differenzierung ist möglich zwischen positiver und
negativer „publicity“. Dabei ist davon auszugehen, dass kontrollierte „publicity“ oder
Öffentlichkeitsarbeit die eher positive Bewerbung eines Projektes oder einer Aktion betrifft.
Die Arbeiten von Bowers und Johnson beziehen sich auf diesen Aspekt, so dass der Begriff
„publicity“ nachfolgend mit Öffentlichkeitsarbeit übersetzt wird.172

Die Forscher beleuchten insgesamt vier Aspekte:

(1) Arten, Zeiten und Häufigkeiten der von den verschiedenen Projekten durchgeführten
Öffentlichkeitsarbeit, 

(2) Statistische Analyse der Rolle der Öffentlichkeitsarbeit in der Einbruchsbekämpfung

(3) Implikationen für die Evaluationsforschung

(4) Implikationen für die Planung bzw. Strategie sowie aus den Ergebnissen ableitbare
zukünftige Forschungen.

Kriminologischer Ausgangspunkt der Arbeiten ist der auf Cornish und Clarke (1989)173

zurückgehende Rational Choice-Ansatz. Dieser Ansatz sucht im Sinne einer ökonomischen
Theorie Täterhandeln zu erklären. Nutzenmaximierung und Kostenminimierung als
Grundprinzipien menschlichen Handelns finden sich demnach auch bei Tätern. Als „reasonal
criminal“ entscheiden sie über die Begehung strafbarer Handlung nach Abwägung der
potenziellen Erträge gegenüber den Anstrengungen und Risiken einer Tatbegehung. Bowers
und Johnson führen zudem Arbeiten von Hoschtetler (2001)174 an, wonach weiter davon
ausgegangen werden kann, dass Täter ihre Wahrnehmung der Tatgelegenheiten infolge

                                                
171 Bowers, Kate / Johnson, Shane: The role of publicity in crime prevention: findings from the Reducing Burglary Initiative. Home Office

Research Study 272, London 2003, S. 3.
172 Bowers / Johnson: a.a.O., S. 2.
173 Cornish, D. / Clarke, R.: Crime specialization. Crime displacement and rational choice theorie. In: Wegner, H., Lösel, F. und Haisch, J.

(Hg.): Criminal Behaviour and the Justice System: Psycological perspectives. Springer Verlag, New York 1989.
174 Hoschtetler, A.: Opportunities and Decisions: Interactional Dynamics in Robbery and Burglary Groups. Criminology, 39 (3). S. 737-763.
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gemachter Erfahrungen kontinuierlich überprüfen. Es könnte daher ein erfolgversprechender
Weg der Wirkungsverbesserung der Kriminalprävention sein, die Täterwahrnehmungen
bezüglich der Risiken, Anstrengungen und Taterträge durch einen Mechanismus der
Öffentlichkeitsarbeit zu manipulieren.

Zu den untersuchten Projekten wurden Informationen zu vier verschiedenen Hauptgruppen
der Öffentlichkeitsarbeit erhoben (Allgemeine Öffentlichkeitsarbeit, alleinstehende
Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit, Befragungen beispielsweise zur Kriminalitätsfurcht,
Sonstiges). Im Durchschnitt fanden sich bei den Projekten fünf verschiedene Maßnahmen der
„publicity", die über die Dauer von eineinviertel Jahren zum Einsatz kamen. Damit lag die
Zeitdauer knapp über der eigentlichen Projektlaufzeit. Allerdings zeigte sich, dass die größte
Intensität der Öffentlichkeitsarbeit zeitlich vor der Projektumsetzung lag. Projekte tendierten
also dazu, ihre Interventionen vor der Umsetzung bekannt zu geben.

Auf der Basis von Wirtschaftlichkeitsanalysen kommen Bowers und Johnson zu dem
Ergebnis, dass als Einzelaktivität durchgeführten Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit
(„stand-alone publicity campaigns“) in den Projekten tendenziell preiswerter und vermutlich
auch einfacher zu implementieren waren als andere Interventionen. So lagen die
Durchschnittskosten für die genannten „stand-alone publicity campaigns“ bei 17.900 Pfund,
verglichen mit durchschnittlichen Interventionskosten von fast 24.700 Pfund. Auch haben vier
der fünf wirtschaftlichsten Projekte im Norden Englands diese Art der Öffentlichkeitsarbeit
durchgeführt.175

Der statistischen Analyse der vorliegenden Daten hat sich entnehmen lassen, dass zwei
Interventionstypen in signifikanter Weise in Verbindung zu gemessenen
Einbruchsreduktionen standen. Zum einen waren das Beteiligungprojekte („stakeholding“),
die u.a. „stand-alone publicity campaigns“ beinhalteten, sowie örtlichkeitsbezogene („location
specific“) situative Präventionsinitiativen. Die Analysen zeigten auch, dass Projekte mit
„stand-alone publicity campaigns", mit größerer Wahrscheinlichkeit Reduktionserfolge
aufwiesen, als Projekte ohne derartige Kampagnen.176

Unter Nutzung vierteljährlich erhobener Daten wurden statistische Auswertungen zum
Zusammenhang von Zeit und Intensität von ÖA-Kampagnen und Einbruchsraten
durchgeführt. Die Analysen berücksichtigten auch andere Faktoren, die sich über die Zeit
veränderten, wie z. B. Veränderungen der Einbruchsbelastung im weiteren Umfeld (Ebene der
„Basic Command Unit“ vgl. Polizeiinspektion), die Projektumsetzungsintensität (gemessen an
Ausgaben pro Haushalt), die Anzahl eingebundener Projektpartner und Veränderungen im
Bereich des für die Projekte wichtigen Personals. Dabei zeigte sich, dass Veränderungen der
Zahl der Projektbeteiligten und im Besonderen des Umfangs bzw. der Intensität der
durchgeführten ÖA-Maßnahmen („amount of publicity“) signifikante Prädiktoren der
Veränderung von Einbruchsbelastungen waren.

Bowers und Johnson haben bei ihrer Untersuchung der Einbruchsraten neben den 21 SDPs
des nördlichen Konsortiums auch einen Teil der Daten der 21 Projekte des „Midlands“-
Konsortiums einbeziehen können. Auf der Datenbasis dieser 42 Projekte zeigte sich eine

                                                
175 Bowers / Johnson: a.a.O., S. 26.
176 Bowers / Johnson: a.a.O., S. vi, 22.
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signifikante Reduktion der Einbruchsbelastung in dem Quartal unmittelbar vor
Projektumsetzung. Sie führen die Auslösung dieses, den Projekten vorauseilenden Nutzens
(„anticipatory benefit“) auf die den Projekten vorausgehende Öffentlichkeitsarbeit zurück, die
dazu beiträgt, die Wahrnehmungsstruktur potenzieller Täter bezogen auf Risiken,
Tatanstrengungen und zu erwartender Erträge im Hinblick auf eine Tatbegehung nachteilig zu
verändern.177 Von der Öffentlichkeitsarbeit abweichende Erklärungen für den
Reduktionseffekt schließen die Autoren jeweils begründet aus.178

Sie halten einen antizipatorischen Nutzen für ein weitverbreitetes Phänomen, das natürlich
Einfluss auf die Durchführung von Vorher-Nachher-Vergleichen im Rahmen von
Evaluationen haben muss. So ist davon auszugehen, dass direkt vor der Intervention erhobene
Vorher-Daten verfälscht sein könnten durch die Einbeziehung eines Zeitraumes, in dem
frühzeitige Öffentlichkeitsarbeit bereits einen vorauseilenden Nutzen erbringt. Auch die
Berechnung von Projekteffekten dürften anders ausfallen, wenn das der Umsetzung
unmittelbar vorausgehende Vierteljahr aus der traditionellen Vorher-Zeit herausgenommen
wird. Im Ergebnis sprechen sich die Autoren dafür aus, das Verfahren zur Berechnung von
Projekteffekten zu verändern.179

In strategischer Hinsicht haben die Forschungsergebnisse insoweit Relevanz, als dass
Projektverantwortlichen angeraten wird, in örtliche Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit
bzw. Bewerbung von Projekten zu investieren, handelt es sich doch um eine eher
unkomplizierte und wirtschaftliche Maßnahme zur Verstärkung präventionsbezogener
Wirkungen. Darüber hinaus kann es klug sein, isolierte Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit
durchzuführen, können auch ihnen Effekte zugewiesen werden. Lokale ÖA-Kampagnen
werden ferner als sinnvoll zur Maximierung reduktionsbezogener Effekte gesehen. Als
Beispiel wird angeführt, dass die eigentlichen Interventionen zur Reduktion von Kriminalität
auf bestimmte Ziele oder Gebiete begrenzt sein mag, die diesbezügliche Öffentlichkeitsarbeit
jedoch darüber hinausgehende Gebiete abdecken könnte. Das wiederum könnte - so Bowers
und Johnson - bei Tätern zu dem Glauben führen, dass die eigentlichen Maßnahmen dieses
größere Gebiet abdecken. Auch werden ÖA-Maßnahmen deshalb als sinnvoll angesehen,
können sie doch die Dauer des Nutzens kriminalitätsreduzierender Interventionen in der Art
verlängern, dass Täter verleitet werden zu glauben, Maßnahmen würden noch immer
durchgeführt.180

Verhinderung wiederholter Viktimisierung

Wiederholte Viktimisierung bzw. wiederholte Opferwerdung („repeat victimisation“ - RV) ist
ein wiederkehrendes Thema in der britischen Präventionsforschung und -praxis. Der
kriminologische Ansatz geht davon aus, dass sich Mehrfachbelastungen nicht nur täterseitig,
sondern auch opferseitig feststellen lassen und ein kleiner Teil der Opfer multiple
Opferwerdungen erleidet. Relevante Phänomenbereiche sind vor allem Haus- und
Wohnungseinbruch sowie Gewalt im sozialen Nahraum. Im Zusammenhang mit dem

                                                
177 Bowers / Johnson: a.a.O., S. vii.
178 Bowers / Johnson: a.a.O., S. 31-34.
179 Bowers / Johnson: a.a.O., S. vii.
180 Bowers / Johnson: a.a.O., S. viii.
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zwischen 1986 und 1990 durchgeführten Kirkholt-Projekt wurde beispielsweise berichtet,
dass das Risiko bereits viktimisierter Wohneinheiten, erneut einem Einbrecher zum Opfer zu
fallen, mehr als viermal höher lag, als das Risiko der erstmaligen Opferwerdung.181 Ekblom
hatte aus dieser und anderen Erkenntnissen des „Safer Cities Programme“ den Schluss
gezogen, Präventionsaktivitäten möglichst auf die am stärksten viktimisierten Gegenden
und/oder Populationen zu konzentrieren. Praktische Ansätze zum Thema waren bereits
1993/94 im englischen Huddersfield mit guten Ergebnissen erprobt worden.182 Über
Großbritannien hinaus wurden die Arbeiten zum Thema u.a. auch in Australien aufgegriffen,
wie das zwischen 1998 und 2000 durchgeführte „South Australian Residential Break and
Enter Pilot Project"183 oder das 1998/1999 durchgeführte „Beenleigh Break and Enter
Reduction Project"184 belegen.

Nach Eck (2002) sind auf wiederholter Viktimisierung fußende Präventionsprogramme
zumindest „interesting“. Aber die nicht einheitlichen Ergebnisse - weniger positiv als Kirkholt
und Huddersfield hatte ein Programm in Cambridge abgeschnitten - sowie eine ggf. von
anderen Ländern abweichende besondere britische Situation im Bereich (sozialer)
Wohnungsbau („British housing and construction patterns“) lassen weitere Forschungen
zwingend erscheinen, bevor Programme der wiederholten Viktimisierung in großem Maße
Verwendung finden.185

Für die britische Polizei ist die Verhinderung wiederholter Viktimisierung heutzutage
dennoch Zielmaßstab („performance indicator“).186 Mit der „Reducing Burglary Initiative“
wurden die vorhandenen Erkenntnisse zu wiederholten Viktimisierung im Bereich Haus- und
Wohnungseinbruch - wie bereits im Abschnitt „Ausgangslage und Planung der 'Reducing
Burglary Initiative'“ dargestellt - integraler Bestandteil eines nationalen
Kriminalitätsprogramms. 

Das „Midlands“-Konsortium hat im Zuge der Evaluation der von ihm betreuten 21 SDPs auch
die Frage zu beantworten versucht, ob auf „RV“ abzielende Präventionsarbeit funktioniert. 17
der in die Analyse eingeflossen 20 Projekte hatten in ihren Projektvorschlägen irgendeine
Form der Prävention wiederholter Viktimisierung integriert. Acht Projekte schlugen alleinig
vor, neue Einbruchsopfer unmittelbar nach der Tat in ihren Fokus zu nehmen („to target“),
während neun Projekte weitere Maßnahmen wie beispielsweise die Arbeit mit bereits
bekannten Einbruchsopfern, kokonartige Schutzmaßnahmen der unmittelbaren Nachbarschaft
kürzlicher Opfer oder auch die Zielorientierung auf andere vulnerable Gruppen wie Senioren
planten. 

                                                
181 Bundeskriminalamt (2004): a.a.O., S. 42
182 Bundeskriminalamt (Hg.): Kriminalprävention. Internationale Projektsammlung. Ausgewählte Dokumente aus dem „Infopool

Prävention“. Band 54 der BKA-Forschungsreihe. Wiesbaden, 2000, S. 45-49.
183 Bundeskriminalamt (2004): a.a.O., S. 57-61.
184 Das Projekt ist im „Infopool Prävention“ erfasst, allerdings lediglich über das polizeiliche Extranet (http://www.infodok.extrapol.de/)

erreichbar; vgl. auch: Attorney-General's Department Canberra (Hg.): Lightning Strikes Twice. Preventing Repeat Home Burglary.
Report. Commonwealth of Australia, September 2001; Henderson, Monika: Preventing Repeat Residential Burglary. A meta-evaluation of
two Australian demonstration projects. Commonwealth of Australia, Juni 2002.

185 Eck: a.a.O., S. 251.
186 So heißt es im „National Policing Plan 2003 - 2006", S. 10, zum Thema „volume crime“ (genannt sind im einzelnen die

Phänomenbereiche Haus- und Wohnungseinbruch sowie Kfz-Kriminalität): „Forces should develop policies to deal with repeat
victimisation, in conjunction with local partners“ (URL: http://www.policereform.gov.uk/natpoliceplan).
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Im Zuge der Projektarbeit zeigten sich zwei wesentliche Schwachstellen. Zunächst einmal
wurden bei keinem der Projekte, bei denen Veränderungen in der wiederholten
Viktimisierung überhaupt gemessen werden konnten, eine Reduktion der Viktimisierungsrate
festgestellt. Bei einigen Projekten kam es sogar zu einer Steigerung, selbst bei Projekten, die
ansonsten einen signifikanten Reduktionserfolg aufwiesen. Die Evaluatoren schreiben, dass in
Übereinstimmung mit Forschungsarbeiten von Hope187 keine schlüssigen Beweise für eine
Unterstützung der Hypothese über die Prävention wiederholter Viktimisierung gefunden
werden konnte, dass nämlich Verringerungen (oder Anstiege) in der Einbruchsbelastung auf
Gemeindeebene mit Verringerungen (oder Anstiegen) in der Rate wiederholter
Viktimisierung korrelieren.

Die Befunde sind in nachfolgender Tabelle 11 dargestellt:

Tabelle 11: 
Gemessene Veränderungen der Raten wiederholter Viktimisierung auf der Basis der
einbruchsbezogenen Projekteffekte

Signifikante
Veränderungen der
wiederholten
Opferwerdung

Gruppe A

Signifikante
Reduktionen

Gruppe B

Nicht-signifikante
Reduktionen

Gruppe C

Scheinbare
Anstiege

Gesamt

Anstieg 3 2 2 7

Keine Veränderung 1 4 0 5

Reduktion 0 0 0 0

Daten nicht verfügbar 2 1 5 8

Gesamt 6 7 7 20
188

Die zweite Schwachstelle wird darin gesehen, dass die Projekte zwar entsprechend den
nationalen Vorgaben im Bereich RV Vorschläge unterbreitet hatten, die obwohl im Zuge des
Genehmigungsverfahrens der Projektmittel überprüft, in der Umsetzungsphase auf
Schwierigkeiten stießen, so dass nicht alle, aber mehrere Projekte ihre RV-Ziele aufgaben
oder zumindest modifizierten. Gründe dafür waren:

- Eine zu geringe Zahl an Opfern/wiederholten Opfern. Die einfache Schlussfolgerung von
einer hohen Kriminalitätsbelastung auf ein RV-Problem hat sich als nicht haltbar
erwiesen.

- Probleme in polizeilichen Arbeitsabläufen. So funktionierte die Überweisung von RV-
Fällen von der polizeilichen Anzeigenaufnahme/Ermittlung zur Prävention teilweise nicht

                                                
187 Verwiesen wird auf den Beitrag von Hope, Tim: The road taken: evaluation, replication and crime reduction. In: Hughes, G., McLaughlin,
E. und Muncie, J. (Hg.): Crime Prevention and Community Safety. London, Sage Publications 2001.
188 Hope et al: (2004): a.a.O., S. 21.
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richtig bzw. konnten präventive Maßnahmen (gewöhnlich solche der Zielhärtung) nicht
wie gedacht umgesetzt werden.

- Ein aus verschiedenen Gründen erkennbares zu geringes Aufgreifen der
Präventionsangebote durch die Zielgruppe der Opfer.

Die vielleicht interessanteste Erkenntnis im Zusammenhang mit der Verfolgung von RV-
Taktiken ergibt sich bei der Betrachtung der Frage, wie Projekte beim Auftreten
diesbezüglicher Umsetzungsprobleme reagiert haben. Wie sich aus Tabelle 12 eindeutig
ergibt, haben die erfolgreicheren Projekte, d.h. diejenigen mit Einbruchsreduktionen, ihre RV-
bezogenen Pläne mit größerer Wahrscheinlichkeit entweder aufgegeben oder modifiziert.
Letztgenannte Alternative erfolgte gewöhnlich in Richtung einer Erweiterung der
Projektabdeckung. Im Gegensatz dazu haben die am wenigsten erfolgreichen Projekte
(Gruppe C) trotz erkennbarer Schwierigkeiten mit größerer Wahrscheinlichkeit an ihren
Plänen festgehalten. Da vier der auf ihren ursprünglichen RV-Taktiken beharrenden sechs
Projekte mit augenscheinlichen Kriminalitätsanstiegen endeten (= Gruppe C), ist es aus Sicht
der Evaluatoren schwer, die Schlussfolgerung zu vermeiden, dass deren RV-
Präventionstaktiken nicht nur untauglich („ineffectual“), sondern das Festhalten daran zudem
ein Irrweg war.

Tabelle 12: 
Umsetzung von Maßnahmen der Zielhärtung bei wiederholten Opfern des Haus- und
Wohnungseinbruchs

Gruppe A

Signifikante
Reduktionen

Gruppe B

Nicht-signifikante
Reduktionen

Gruppe C

Scheinbare
Anstiege

Projekte mit RV im Projektantrag 6 5 6

Projekte, die RV-Pläne abbrachen
bzw. modifizierten

6 3 2

Projekte, die an RV-Plänen
festhielten

0 2 4

189

Die Evaluatoren des südlichen Konsortiums kommen auf der Basis dieser Erkenntnisse zu
zwei Schlussfolgerungen.190 Zunächst einmal stellen sie den Ansatz der Fokussierung auf
wiederholte Viktimisierung an sich nicht in Frage, existieren doch überzeugende Beweise des
Nutzens („persuasive evidence of the benefits“) eines derartigen Vorgehens, insbesondere
wenn es darum geht, Kriminalität wirtschaftlich zu reduzieren.191 Sie schließen allerdings
auch, dass den Gefahren einer RV-Fokussierung zu wenig Aufmerksamkeit zugemessen wird,

                                                
189 Hope et al: (2004): a.a.O., S. 22.
190 Hope et al: (2004): a.a.O., S. 23.
191 Verwiesen wird hier auf Arbeiten von Laycock, Gloria: Hypothesis-based research: the repeat victimisation story. Criminal Justice 2001,

Band 1, S. 59-82, und Pease, Ken: Repeat victimisation: Taking Stock. Police Research Group Paper 90. Home Office, London. 1998.
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insbesondere wenn es nicht gelingt, die Zielgruppe in der ursprünglich geplanten Weise zu
erreichen. Ein Versagen an dieser Stelle hat aus ihrer Sicht eindeutig negative Effekte und
kann beispielsweise dazu führen, dass die weniger gefährdeten Objekte im Sinne eines „target
hardening“ geschützt werden, so dass eine Verdrängung von diesen Objekten zu den sowieso
schon gefährdeten erfolgt. Ein weiteres Problem mag an dieser Stelle sein, dass die Projekte
nicht vorhergesehen haben, dass die am meisten gefährdeten Wohnobjekte auch die unter
Präventionsgesichtspunkten am schwierigsten zugänglichen sein könnten, wenn es sich
beispielsweise um Mehrfamilienhäuser mit sozial schwacher oder studentischer Mieterschaft
handelt. In letztgenannten Fällen war es gewöhnlich problematisch, die selber nicht
betroffenen Eigentümer für ein Sicherheitsinvestment zu gewinnen. 

Der zweite Schluss aus der Evaluation der Projekte bezieht sich darauf, dass - wie auch
Tabelle 12 eindeutig belegt - ein starres Festhalten an einmal verabschiedeten Plänen unklug
ist. Bereits im Abschnitt „Projektentwicklung und projektbezogene Anpassungen“ war darauf
hingewiesen worden, dass die erfolgreichen Projekte Problemanalysen und Entwicklung von
Bekämpfungsinterventionen nicht als einmalige Aufgabe, sondern als fortdauernden Prozess,
der der Überwachung und Aktualisierung bedarf, gesehen werden muss. Die Evaluatoren des
„Midlands“-Konsortium beschreiben die Fähigkeit der Problemlösung und Modifikation von
Plänen als Folge von Schwierigkeiten während der Umsetzungsphase denn auch als
entscheidende Erfolgskomponente.192

Ökonomische Analyse der RBI

Es ist bereits darauf hingewiesen worden, dass CRP und RBI dazu dienten,
Kriminalitätsbekämpfungsansätze auch ökonomisch bewerten zu können, kann doch
allgemein den Interventionen mit der größten Reduktionswirkung nicht automatisch
zugeschrieben werden, Ressourcen auch am wirtschaftlichsten einzusetzen - für
kriminalpolitische Prioritätensetzungen gerade in Zeiten strapazierter Haushalte kein völlig
außer Acht zu lassender Ansatz. Aus diesem Grund und weil ökonomische
Kriminalitätsbewertungen nicht nur in Deutschland noch weitgehend unbekannt sind, soll
diesem Aspekt nachfolgend etwas größerer Raum eingeräumt werden, wobei auf Grund der
Komplexität des Themas nicht alle Einzelaspekte berücksichtigt werden können.

Ausgangspunkt dafür ist eine Arbeit von Bowles und Pradiptyo193, die auf den
zusammenfassenden Berichten194 der drei Evaluationskonsortien basiert. Bowles und
Pradiptyo haben die unterschiedlich erhobenen Daten zentral für das Home Office
zusammengeführt, ein Verfahren, dass sie selber als möglicherweise gewagt („potentially
hazardous“) ausweisen.195 Die Evaluatoren der Ausgangsstudien wurden nicht erneut in die
Arbeiten eingebunden. Die Untersuchung unterliegt weiteren Einschränkungen, als

                                                
192 Hope et al.: (2004): a.a.O., S. 25. Weitere Informationen zum Thema „repeat victimisation“ finden sich im Internet unter:

http://www.crimereduction.gov.uk/burglary67.htm.
193 Bowles, Roger / Pradiptyo, Rimawan: Reducing Burglary Initiative: an analysis of costs, benefits and cost effectiveness. Home Office

Online Report 43/04. London 2004.
194 (1) Matrix MHA (2002a) Home Office Reducing Burglary Initiative: North East, North West and Merseyside Regions: Final Report, May

2002; (2) Matrix MHA (2002b) Home Office Reducing Burglary Initiative: Cost Benefit Analysis: Southern SDP’s May 2002; (3)
Midlands Consortium (2002) Cost-Effectiveness Analysis of Strategic Development Projects in the Reducing Burglary Initiative (Phase 1)
in the Yorkshire and Humber, East Midlands and East Regions.

195 Bowles und Pradiptyo (2004): a.a.O., S. 1.
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beispielsweise keine eindeutigen Schlussfolgerungen („strong conclusions“) dahingehend
gezogen werden konnten, welche Art der Einbruchsbekämpfungsintervention unter
ökonomischen Aspekten am vorteilhaftesten ist.

Die Frage, mit welchem Kostenansatz Einbrüche zu bewerten sind, ist auch für
Großbritannien ein sicherlich noch nicht abschließend aufgearbeiteter Themenbereich. Bei der
Bewertung der durchschnittlichen ökonomischen und sozialen Kosten eines Einbruchs
beziehen sich Bowles und Pradiptyo auf eine im Jahr 2000 veröffentlichte Arbeit von Brand
und Price196, die gemeinhin als die Standardpublikation des Home Office zum Thema
„Kosten der Kriminalität“ gilt. 

Tabelle 13 gibt einen Überblick über die in der Arbeit angegebenen Kosten des Haus- und
Wohnungseinbruchs.

                                                
196 Brand / Price: a.a.O.
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Tabelle 13: 
Darstellung der Kostenschätzungen für einen Haus- und Wohnungseinbruch („burglary in a
dwelling“) 

Kosten Angabe in ₤ pro Ereignis

in der Erwartung eines Einbruchs 430

Verteidigungsausgaben 330
Versicherungsaufwand 100

als direkte Folge eines Einbruchs 1.400

Wert des gestohlenen Gutes 580

Sachschaden 270

Wiederaufgefundenes Eigentum - 20

Verlorene Leistung („lost output“) durch Fehlzeiten des Opfers an der
Arbeitsstelle

40

Emotionale Auswirkungen 550

Opferhilfe 4

als Reaktion auf einen Einbruch 490

Polizeiaktivitäten 240

Anklage 8

Erstinstanzliche Gerichte („Magistrates Courts“) 5

Bezirksgerichte („Crown Courts“) 10

Jurykosten 2

Prozesskostenhilfe 20

Kosten für die Verteidigung ohne Prozesskostenhilfe 7

Bewährungshilfe 20

Justizvollzug 160

Weitere Kosten des Strafjustizsystems 10

Gesamtkosten („total costs“) pro Ereignis 2.300

Anmerkungen: 
1. Die Summen können durch Rundungen inkorrekt sein.
2. Die Kosten des Strafjustizsystems beziehen sich auf Straftaten und nicht auf die Kosten pro

Beschuldigten/Angeklagten/Verurteilten.
197

                                                
197 Brand / Price: a.a.O., S. 35. Neuere Kostenansätze finden sich im Home Office Online Report 30/05: The economic and social costs of

crime against individuals and households 2003/04. London 2005.
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Brand und Price führen aus, dass sich die Kostenansätze als Durchschnittswerte auf
tatsächliche Einbrüche und nicht lediglich auf die angezeigte Kriminalität beziehen. Es
handelt sich insoweit um ein zusammengesetztes Bild („composite figure“) unter
Berücksichtigung von Daten des British Crime Survey. Für registrierte Einbrüche allein
dürften, wie noch ausgeführt wird, höhere Kosten anzusetzen sein. Bowles und Pradiptyo
arbeiten in ihren Berechnungen allerdings nicht mit der Summe von 2.300 Pfund; ihr
Kostenansatz von 2.320 Pfund könnte auf der feineren Rundung der Summe der direkten
Folgen eines Einbruchs beruhen.

Noch eine Anmerkung zur Validität der Schätzungen. Brand und Price haben ihre Ansätze
selber mit der - sich nicht allein auf den Einbruchsbereich beziehenden - Anmerkung
relativiert, dass es sich um bestmögliche Schätzungen auf der Grundlage der vorliegenden
Informationen handelt, die jedoch zwangsläufig unpräzise sind. Die Qualität der vorliegenden
Nachweise zu den Kosten von Kriminalität ist demnach in einigen Fällen gut, in vielen Fällen
unterschiedlich und in mehreren Fällen unzureichend.198

Als es darum ging, den Nutzen der RBI insgesamt zu bewerten, haben die verantwortlichen
Evaluatoren die Anzahl an Delikten abgeschätzt, mit der im Falle des Fehlens der Intervention
hätte gerechnet werden müssen. Dabei wurde das wahrscheinliche Ausmaß nicht registrierter
Delikte nicht berücksichtigt. Ein Verfahren allerdings, bei dem auf der einen Seite
zusammengesetzte Kosten für registrierte und nicht registrierte Kriminalität festgelegt und auf
der anderen Seite nicht registrierte Straftaten unberücksichtigt bleiben, erscheint jedoch
unangemessen, woraus sich zwei mögliche Konsequenzen ergeben: (a) die Berücksichtigung
der Auswirkung nicht registrierter Kriminalität und Nutzung des o.a. zusammengesetzten
Kostenwertes, (b) die Vernachlässigung nicht registrierter Kriminalität mit der Konsequenz,
die Durchschnittskosten in der Art anzupassen, dass ausschließlich die regelmäßig
kostspieligere registrierte Kriminalität berücksichtigt wird. Aus der Perspektive der
ökonomischen Evaluation betrifft Methode (a) die Effektivität (i.S. einer Messung der
Wirkung von Interventionen bezogen auf die Zahl an Einbrüchen) und den Nutzen (i.S. einer
Messung der monetären Werte der Interventionswirkung auf die Zahl an Einbrüchen) von
Interventionen, während Methode (b) nur den Nutzen von Interventionen berührt, ohne das
Risiko, die Effektivität aufzubauschen.199 Die von Bowles und Pradiptyo (2004) genutzten
Daten beschränken sich auf das Feld der registrierten Kriminalität. Sie sind insoweit der
Option (b) gefolgt.

Bowles und Pradiptyo beziehen sich auf Kershaw et al.200, die die Gesamtzahl der
Einbruchsdiebstähle in Häuser und Wohnungen im Jahr 2001 auf 1,4 Millionen in
Großbritannien geschätzt haben, wobei die Zahl der registrierten Delikte bei 443.000 lag.
Nicht registrierte Einbrüche wurden auf 957.000 geschätzt. Auf der Basis der o. a.
gewichteten Durchschnittskosten („weighted average cost“) von 2.320 Pfund wurden der
Wert für registrierte Einbrüche auf 3.378 Pfund und für nicht registrierte Delikte auf 1.830

                                                
198 Brand / Price: a.a.O., S. x.
199 Bowles und Pradiptyo: a.a.O., S. 4.
200 Kershaw, C., Chivite-Matthews, N., Thomas, C. and Aust, R. (2001) The 2001 British Crime Survey: First Results, England and Wales.

Home Office Statistical Bulletin, 18/01, London: Home Office.
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Pfund201 festgelegt. Der Wert von 3.378 Pfund war insoweit die Berechnungsgrundlage für
die Bewertung des Nutzens der RBI.

Nachfolgend werden die Projektdaten und -berichte aller drei Evaluationskonsortien
zusammenfassend dargestellt und anschließend in ökonomischer Hinsicht bewertet. Vor dem
Hintergrund, dass sich Kosten-Nutzen-Bewertungen optimalerweise nicht allein auf Projekte,
sondern auf die innerhalb dieser umgesetzten Interventionen beziehen sollten, wurden die in
den Pilotprojekten des RBI umgesetzten 93 verschiedenen Aktivitäten den sieben
verschiedenen Interventionskategorien zugewiesen wie sie auf Seite 91 bereits erläutert
wurden.

(1) Örtlichkeitsbezogene („location specific“) situative Prävention 

(2) Situative Kriminalprävention im weiteren Umfeld („area-wide“)

(3) Beteiligung („stakeholding“)

(4) Vollstreckung/Kriminalitätsbekämpfung („enforcement“)

(5) Täterorientiertes Vorgehen („offender challenge actions“)

(6) Eigentumskennzeichnung („property marketing“)

(7) Sonstiges. 

Selbst bei einer derartigen Gruppierung bleibt eine große Spannbreite an pro Projekt
realisierten Interventionen. So wurden beispielsweise in den 21 vom „Northern Consortium“
evaluierten Modellprojekten 179 Interventionen in den verschiedensten Kombinationen
umgesetzt; bei drei bis 15 Interventionen pro Projekt waren es durchschnittlich 8,52. Die am
häufigsten umgesetzte Einzelintervention war im Evaluationsbereich des „Northern
Consortium“ die Zielhärtung („target hardening“) von Objekten, gefolgt von der Verteilung
von Informationsbroschüren.  

Bowles und Pradiptyo haben 51 der 63 Modellprojekte in eine zusammenfassende
Auswertung der Projektdaten einbeziehen können. Bei 173.767 Haushalten innerhalb der 51
Zielgebiete („targeted areas“) wurden projektbezogen durchschnittlich 3.407 Haushalte
abgedeckt. Auf diese entfielen vor Projektbeginn im Durchschnitt 432 Einbrüche. Die
Gesamtkosten für die 51 Projekte lagen bei 9,496 Millionen Pfund; dies entspricht mehr als
186.000 Pfund pro Projekt.

Um Einbruchsreduktionen im zeitlichen Verlauf messen zu können, wurde das von Kodz und
Pease (2003) gewählte Verfahren übernommen, bei dem über die Vergleichsperioden (vorher
- nachher) die für Großbritannien insgesamt registrierten Veränderungen denen der
Projektgebiete gegenübergestellt wurden. Die Differenz wird als Nettoreduktion („net
reduction“) bezeichnet.

                                                
201 Ausgenommen wurden hier die justiziellen Kosten. Der Unterschied zwischen registrierten und nichtregistrierten Einbruchsdelikten dürfte

eher noch größer sein, da es in einem größeren Teil der nichtregistrierten Einbrüche zu keinem Verlust von Gegenständen kommen dürfte.
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Bezogen auf räumliche Effekte orientierte man sich ebenfalls an dem von Kodz und Pease
(2003) vorgestellten Verfahren und unterschied die eigentlichen Zielgebiete („target areas“),
in denen Projekte umgesetzt werden, in Vergleichs- oder Referenzgebiete („reference areas“).
Von den Evaluatoren war erwartet worden, dass zudem Daten für sog. Pufferzonen („buffer
areas“) erhoben wurden, da man davon ausging, dass Täter infolge der
Bekämpfungsaktivitäten einen Teil ihrer Einbruchsaktivitäten in angrenzende Gebiete
(„neighbouring [buffer] areas“) verlagern würden. Diese Überlauf- („spillover“) o. a.
Verdrängungseffekte („displacement effects“) neutralisieren einen Teil der positiven Effekte
in den Zielgebieten. Mit der getrennten Erhebung von Daten in Ziel-, Puffer- und
Referenzgebieten sollte eine einheitliche Wirkungsbetrachtung ermöglicht werden. Erwartet
worden waren Rückgänge der registrierten Einbruchskriminalität in den Zielgebieten,
aufgehoben z.T. durch Anstiege der Kriminalität in den Puffergebieten. Als Vergleichsgebiete
sollten die Referenzgebiete dienen.

Die im Rahmen der RBI von den Evaluationskonsortien erwartete unabhängige Erforschung
der Modellprojekte führte jedoch dazu, dass diese Puffer- und Referenzgebiete - wie bereits
mehrfach angedeutet - nicht einheitlich auswiesen. So lagen Bowles und Pradiptyo Daten für
die Referenzgebiete der Projekte des „Northern Consortium“ nicht vor. An dieser Stelle sei
auf die massive Kritik von Bowles und Pradiptyo an Kodz und Pease (2003) hingewiesen, die
die Daten für Pufferzonen des „Northern Consortium“ umgetauft hätten in solche von
Referenzgebieten, ohne Pufferzonen überhaupt zu erwähnen. Damit ist natürlich ein Problem
geschaffen, wurden in den Pufferzonen doch Verdrängungseffekte erwartet, die es in den
Referenzgebieten per definitionem nicht geben durfte. Kodz und Pease hätten der Konsistenz
ihrer Darstellung wegen dann auf die Darstellung von Verdrängungseffekten komplett
verzichtet.202

Die Autoren weisen in diesem Zusammenhang auch auf allgemeine Problem der Ausweisung
von Ziel- und Referenzgebieten hin. Während Einbruchsraten in den Zielgebieten möglichst
hoch sein mussten, um überhaupt in den Genuss von RBI-Geldern zu gelangen, bestand die
Wahrscheinlichkeit einer niedrigeren Einbruchsrate im Referenzgebiet. Methodisch hätte man
aus ihrer Sicht zum Vergleich auch die Veränderung von Einbruchsraten in insgesamt
hocheinbruchsbelasteten Polizeiinspektionen in England und Wales heranziehen können, in
denen keine RBI-Projekte gestartet wurden.

Im Ergebnis liegen die Durchschnittskosten pro reduziertem Einbruch (3.275 Pfund) niedriger
als die Schäden pro reduziertem Einbruch (3.378 Pfund), so dass das RBI insgesamt die
Gewinnschwelle („break even“) erreicht hat. Bei Projekten, die als lohnend betrachtet werden,
sollte das Nutzen-Kosten-Verhältnis normalerweise größer als „1“ sein, wobei es auch hier
Probleme gibt. 

Den „break even“ überschreiten bei einfacher Betrachtung 26 der 51 Projekte, wobei die
erfolgreichsten Projekte auf einen Wert oberhalb von „5“ kommen. Auf einem aggregierten
Niveau haben Projekte mit der Hauptintervention in den Bereichen örtlichkeitsbezogene
situative Prävention („location specific situational crime prevention“), Beteiligung
(„stakeholding“), Vollstreckung/Kriminalitätsbekämpfung („enforcement“) oder

                                                
202 Bowles und Pradiptyo: a.a.O., S. 13/21.
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täterorientiertes Vorgehen („offender challenge actions“) alle einen Nutzen erbracht, der die
Interventionskosten überstieg. Im Gegensatz zeigte sich bei den Projekten, deren
Hauptintervention die gebietsweite situative Kriminalprävention („area-wide situational crime
prevention“) und Kennzeichnung von Gegenständen („property marking“) ein Nutzen-
Kosten-Verhältnis von unter „1“. Bei dieser Betrachtung ist jedoch z. B. die Größe der
jeweiligen Projektgebiete nicht in Rechnung gestellt worden. Ebenfalls nicht berücksichtigt
wurde der jeweilige Anteil der Hauptintervention an den Ausgaben, sind doch jeweils
verschiedene Interventionen umgesetzt worden. Wie Bowles und Pradiptyo bereits in ihrer
Einführung herausarbeiten, ist zudem zu berücksichtigen, dass unterschiedliche Settings auch
zu unterschiedlichen Ergebnissen im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit führen können.203

In den meisten der RBI-Projekte wurde die Einbruchsersparnis („burglary saving“) aus der
Veränderung der Einbruchsrate im Interventionsgebiet im Vergleich zu Veränderungen in der
restlichen Polizeiinspektion („Basic Command Unit - BCU“), innerhalb derer sich das
Interventionsgebiet befindet, gefolgert. Auch wenn Bowles und Pradiptyo generell einen
anderen Ansatz bevorzugt hätten, sind sie diesem Vorgehen bzw. der damit vorliegenden
Datenlage gefolgt, um zu Gesamtaussagen für England und Wales zu kommen. Diese fassen
sie, wie in Tabelle 14 dargestellt, zusammen.

Tabelle 14: 
Programmweite Schätzungen reduzierter Einbrüche

Periode vor Intervention
(19 Monate)

Interventionsperiode
(21 Monate) Veränderungsrat

e (%)

England und Wales; alle
Gebiete („areas“)

761.491 739.554 - 2.88

51 RBI-Projektgebiete 208.383 198.102 - 4,94

England und Wales; ohne
RBI-Projektgebiete

553.108 541.452 - 2,11

In den Nicht-Interventionsgebieten fiel die Rate der Einbrüche um 2,11 Prozent. Bei gleicher
Veränderung in den 51 RBI-Projektgebieten hätten Einbrüche von 208.383 auf lediglich
203.986 abnehmen dürfen. Tatsächlich ist die Zahl jedoch auf 198.102 gesunken, was eine
Gesamtersparnis von 5.884 Straftaten bedeutet. Der volkswirtschaftliche Nutzen daraus
würde sich (multipliziert mit den 3.378 Pfund pro Einbruch) auf 19,877 Millionen Pfund
belaufen (bei Kosten von 9,496 Millionen Pfund). Diese Zahlen vernachlässigen mögliche
Effekte, die die RBI zusätzlich auf andere Kriminalitätsbereiche gehabt haben könnte, da die
aus den Evaluationen herrührende Datenlage hier nicht eindeutig ist.204

                                                
203 Bowles und Pradiptyo: a.a.O., S. 2.
204 Bowles und Pradiptyo: a.a.O., S. 28.
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Sowohl für Politikgestalter als auch für Praktiker stellt sich die Frage, inwieweit die
Erfahrungen mit der RBI dazu beitragen können, zwischen mehreren möglichen
Interventionsalternativen - z.B. zwischen Zielhärtung und Markierung von Gegenständen -
das unter Kosten-Nutzen-Aspekten bessere Investment wählen zu können. Die Autoren
schließen hier jedoch mit der Feststellung, dass obwohl das Rentabilitätsverhältnis eines
Projektes keine rein zufällige Angelegenheit ist, es bislang nicht gelungen ist, einen
Zusammenhang zwischen Intervention und Projekterfolg herzustellen. Die Gründe dafür sind
vielfältig; beispielhaft sind hier die Vielfalt der Aktivitäten bzw. die Zusammensetzung der
Aktivitäten innerhalb einzelner Interventionsgruppen zu nennen.

Bowles und Pradiptyo haben sich ferner mit dem Problem auseinander gesetzt, dass die
Evaluation der RBI-Modellprojekte nur einen kurzen Zeitraum - typischerweise zwei Jahre -
nach der Umsetzung von Maßnahmen berücksichtigen konnte. Gerade bei den
kapitalintensiveren Projekten ist potentiell jedoch von eine erheblich längeren Lebensdauer
auszugehen. Die offensichtliche Gefahr hinsichtlich der Durchführung einer
Zwischenevaluation („interim evaluation“), d.h einer Evaluation bei der sich noch nicht alle
Programmeffekte haben zeigen können, liegt darin, dass natürlich eine Unsicherheit
hinsichtlich der über die Lebensdauer noch zu erwartenden Kosten und Nutzen entsteht. Die
größere Gefahr wird allerdings darin gesehen, dass Evaluatoren versucht sein könnten,
zukünftige Kosten und Nutzen generell zu ignorieren.

Als Beispiel dafür wird die Einrichtung von Wegtoren („alley gates“), einer für
Großbritannien typischen sekundärpräventiven Maßnahme zur Absperrung z.B. an
rückwärtigen Reihenhauszeilen befindlicher Fußwege, genannt. Als hauptsächliche Kosten
fallen hier die Identifizierung geeigneter Örtlichkeiten für diese Art der Prävention, die
Lösung rechtlicher Konflikte hinsichtlich der Installation der Tore sowie die eigentlichen
Installationskosten an. Die Lebensdauer der Tore vor einer Erneuerung könnte bei zehn oder
15 Jahren liegen, so dass über eine solche Zeit auch mit Präventionswirkungen zu rechnen ist.
Die Frage ist, inwieweit von gleichbleibenden Effekten auszugehen ist, oder diese ggf.
exponentiell abnehmen werden, wie in einigen Modellen angenommen wird.205 Aus einer
Investitionsbewertungsperspektive wird die Evaluation bezogen auf das Leben des Projektes
im Hinblick auf verlässliche Schlussfolgerungen zu früh durchgeführt.206

Von der Kostenseite der RBI her wurden Anstrengungen unternommen, zwischen Kapital-
(„capital“) und wiederkehrenden Kosten („recurrent costs“) zu unterscheiden und die
Kapitalkosten angemessen über die Projektdauer zu verteilen. Auch wenn das als notwendige
Bedingung für eine rationale Entscheidung hinsichtlich der Weiterführung von Projekten
angesehen wird, ist es dennoch nicht ausreichend. Werden die im ersten Jahr entstehenden
Kapital- und wiederkehrenden Kosten mit dem im ersten Jahr entstehenden Nutzen
verglichen, besteht das große Risiko der Unterbewertung kapitalintensiver Projekte, auch
wenn diese über die Gesamtlebensdauer nützlich sind. Aus diesem Grunde sind zukünftige
Kosten und Nutzen in die Bewertung einzubeziehen, wobei ein solches Verfahren eine
verlässliche Bewertung voraussetzt.

                                                
205 Aos soll die Frage angerissen, allerdings nicht tiefergehend erörtert haben; vgl. Aos, S. u.a.: The Comparative Costs and Benefits of

Programs to Reduce Crime. Version 4.0. Washington State Institute for Public Policy. 2001. 
206 Bowles und Pradiptyo: a.a.O., S. 26.
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In der Praxis dürfte die Vernachlässigung von verhüteten Einbrüchen in der
Nachevaluationsphase wahrscheinlich zu einer signifikanten Unterbewertung von
Projektnutzen führen, ein Problem, auf das auch Millie und Hough für das südliche
Evaluationskonsortium hingewiesen haben.207 Dhiri und Brand haben die praktischen
Auswirkungen in ihrem Evaluationsleitfaden veranschaulicht, wie noch einmal die bereits auf
Seite 28 gezeigte und hier nun angepasste Tabelle 15208 offenbart.

Tabelle 15: 
Zeitprofil hypothetischer Kosten- und Nutzenansätze

Kosten (₤), Auswirkungen und
Nutzen (₤)

1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr Gesamt

Einstandskosten

C. Anlaufkosten 55.000 0 0 0 55.000

D. Laufende Kosten 10.000 11.000 12.000 0 33.000

Gesamtkosten (A+B) 65.000 11.000 12.000 0 88.000

Wirkungen 100 150 140 50 440

Nutzen 30.000 45.000 42.000 15.000 132.000

Kumulierter Nettonutzen (₤) - 35.000 - 1.000 29.000 44.000 44.000

Die bei der Evaluation der RBI-Projekte verwandte Methode entspricht einem Stopp am Ende
des zweiten Projektjahres. Im vorgenannten Beispiel würde das zu dem fälschlichen Schluss
führen, dass das Projekt wegen seines kumulierten Nettonutzens von ₤ -1.000 nicht zu
empfehlen ist. Ein aus Kosten-Nutzen-Perspektive angemessener Ansatz wäre es hier, eine
Schätzung erwarteter zukünftiger Nutzen auf der Basis bereits vorliegender Erkenntnisse
vorzunehmen.209

Bowles und Pradiptyo haben sich weiter mit wichtigen Fragen hinsichtlich Nachhaltigkeit
(„sustainability“) und Replikation befasst. Bezogen auf die Nachhaltigkeit ist zu fragen,
inwieweit es sinnvoll ist, im Anschluss an die Evaluation weiter in die Intervention zu
investieren. Bezogen auf die Replikation von Projekten ist zu fragen, ob es sinnvoll ist,
ähnliche neue Projekte oder Interventionen an einem anderen Ort umzusetzen. Der Grund,
warum die Antworten auf beide Fragen unterschiedlich ausfallen könnten, liegt daran, dass
bezogen auf die erste Frage Kapitalkosten ignoriert werden, während sie bei der zweiten
Frage einzubeziehen sind. Als Beispiel nennen Bowles und Pradiptyo hier das Projekt des
Concorde-Flugzeuges: Das Flugzeug blieb solange (für viele Jahre) im wirtschaftlichen
Gebrauch, wie die Passagiererlöse ausreichten, die laufenden Kosten zu tragen. Es wurden
allerdings keine neuen Flugzeuge gebaut, weil die Einkünfte über die Lebenszeit des
                                                
207 Millie / Hough: a.a.O., S. 1.
208 Kosten und Nutzen sind der Einfachheit halber in der Tabelle nicht diskontiert worden.
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Flugzeuges als nicht ausreichend bewertet wurden, die Kombination der enormen
Kapitalkonstruktionskosten zuzüglich der laufenden Kosten zu decken.

Die Aussagen zum Zeitprofil von Nutzen und Kosten helfen dabei, die Fragen zu
beantworten. In der oben dargestellten Tabelle 15 aus Dhiri und Brand (1999) stellt sich die
Frage der Nachhaltigkeit wie folgt: Lohnt sich am Ende des zweiten Jahres eine Investition
von 12.000 Pfund laufender Kosten im dritten Jahr, um einen Nutzen von 42.000 Pfund und
15.000 Pfund im dritten und vierten Jahr zu generieren? Die Antwort darauf lautet „Ja“. Die
voraussichtlichen Nutzen sind es sicher wert, die zusätzlichen Ausgaben im dritten Jahr zu
tätigen, sofern davon ausgegangen werden kann, dass ohne Investitionen der Nutzen in den
Jahren 3 und 4 auf Null reduziert würde. Die Antwort hat insoweit die Kapitalkosten ignoriert
und die periodisch wiederkehrenden Kosten bis zum Zeitpunkt der Evaluation berücksichtigt.

Eine andere Antwort verlangt die Frage nach der Replikation. Hier geht es darum, ob der über
die Gesamtprojektlaufzeit zu erwartende kumulierte Nettonutzen, so wie er zum Zeitpunkt der
Interimsevaluation zum Ende des zweiten Jahres beurteilt wird, als positiv eingeschätzt wird.
In dem schon genanten Beispiel von Dhiri und Brand liegt der kumulierte Nettonutzen bei
44.000 Pfund, so dass eine Wiederholung des Projektes zweifelsohne sinnvoll ist. Allerdings
ist es sehr einfach, die Zahlen ein wenig zu verändern, um zu anderen Schlüssen zu gelangen.
Reduziert man den Nutzen z. B. auf 15.000 Pfund pro Jahr, entstünde über vier Jahre ein
Gesamtnutzen von lediglich 60.000 Pfund, dem 88.000 Pfund an Gesamtkosten gegenüber zu
stellen wären. Unter diesen Umständen wäre das Projekt noch immer nachhaltig, würden nach
Ablauf des zweiten Jahres doch jährliche Nutzen von 15.000 Pfund lediglich die 12.000
Pfund Kosten aus dem dritten Jahr gegenüber stehen. Das Projekt wäre es allerdings nicht
wert, wiederholt zu werden, wäre doch der kumulierte Nettonutzen negativ (-28.000 Pfund).

Das Fehlen von Vorhersagen zu erwartenden zukünftigen Kosten und Nutzen ist in einer
finalen Analyse letztlich der Grund dafür, den Rentabilitätsschätzungen nicht vertrauen und
Folgerungen zur Nachhaltigkeit und Replikation nicht ableiten zu können.210

Die bisherigen Ausführungen zeigen deutlich die Notwendigkeit von soliden und dabei
vergleichbaren Evaluationen auf. Dazu ist noch sehr viel Grundlagenarbeit im Bereich der
ökonomischen Bewertung von Kriminalität und Kriminalitätsbekämpfungsansätzen zu leisten.
Was auch Bowles und Pradiptyo stark kritisiert haben, war die Heterogenität der SDPs
bezogen auf das Gesamtdesign. Das weite Spektrum umgesetzter Aktivitäten wie auch das
unterschiedliche Maß an deren Umsetzung und darauf ggf. zurückzuführender Erfolge haben
die Herausarbeitung genereller Befunde erschwert. Aus einer Forschungsperspektive hätten
sie ein strikt kontrolliertes Experiment bevorzugt, um auf dieser Basis auch die Rentabilität
unterschiedlicher Interventionen bewerten zu können.

Trotz aller Kritik sehen Bowles und Pradiptyo die vorgestellten Ergebnisse als eine deutliche
Ermutigung für weitere Arbeiten. Im Hinblick darauf kommen sie zu folgenden
Schlussfolgerungen bzw. Empfehlungen:

                                                                                                                                                        
209 Bowles und Pradiptyo: a.a.O., S. 26.
210 Bowles und Pradiptyo: a.a.O., S. 29.
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- Weiterentwicklung der vorhandenen Anleitungen für Evaluatoren auf der Basis der
erkannten Schwachstellen

- Verbesserung des Designs zukünftiger Programme, um bessere Aussagen zur
Wirtschaftlichkeit von Interventionen machen zu können

- Vermeidung vorzeitiger Evaluationsschlussfolgerungen und Entwicklung von Mitteln zur
Vorbeugung wiederholter systematischer Unterevaluation des Projektnutzens

- Systematischere Behandlung von negativen Verdrängungs- und positiven
Ausbreitungseffekten zur angemessenen Ausweisung von Puffer- und Kontrollgebieten

- Stärkere Nutzung von Sekundärdaten im Hinblick auf
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen.211

                                                
211 Bowles und Pradiptyo: a.a.O., S. 30.
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Weitere Forschungsergebnisse aus dem Gesamtprogramm

Täterbefragung zu handlungsleitenden Faktoren bei Haus- und
Wohnungseinbrechern 

Das südliche Evaluationskonsortium hat Täterbefragungen durchgeführt, um Rückschlüsse
auf deren einbruchsbezogene Entscheidungsfindung zu gewinnen. In halbstrukturierten
Interviews wurde erhoben, ob den Tätern die Projekte bekannt waren und sie diese als
wirksam erachtet haben. Informationen wurden zudem über die Gründe für die Tatbegehung,
die Auswahl der Tatobjekte, die Tatmittel für den Zugang zu den Tatobjekten, die Beute und
den Glauben über Abschreckungseffekte gewonnen. 

Die Ergebnisse der Forschungsarbeiten von Hearnden und Magill (2004) sollen hier
allerdings nur ansatzweise wiedergegeben werden. Die Stichprobe wurde über ein
sogenanntes „Schneeball“-Sampling gezogen. Der ursprüngliche Fokus bezog sich auf von
der Polizei und der Bewährungshilfe übermittelte Daten verurteilter Täter. Diese wiederum
wurden gebeten, Kontakte zu weiteren Einbrechern herzustellen. Auf die Vor- und Nachteile
eines derartigen Erhebungsverfahrens soll hier nicht eingegangen werden. Im Ergebnis
wurden 82 Interviews mit Tätern aus sechs der 21 SDPs geführt.

Die Täter waren alle männlich, davon 67 weiß. Das Alter lag zwischen 17 und 50 Jahren mit
einem Durchschnittswert von 27, einem Median von 26 und einem Modalwert von 22 Jahren.
Zweidrittel der Stichprobe (62) befanden sich zum Zeitpunkt der Befragung in Haft. Die Täter
befanden sich für insgesamt 157 Delikte - davon 67 (43 Prozent) Fälle des Haus- und
Wohnungseinbruchs, 30 (19 Prozent) Diebstähle und 25 (16 Prozent) Gewaltdelikte
einschließlich Raub - unter staatlicher Überwachung. 

Von den 80 Tätern, die Auskunft über die Gründe ihres ersten Einbruchs gaben, waren in 25
Fällen der Einfluss von Freunden, in 18 Fällen die Finanzierung von Drogen und in 14 Fällen
Langeweile ausschlaggebend. Von den 48 Tätern, die Auskunft über die Gründe ihres bislang
letzten („most recent“) Einbruchs machten, war in 34 Fällen die Drogenfinanzierung und in
sechs Fällen die Finanzierung von Alkohol ausschlaggebend gewesen.

Weniger als ein Fünftel der Befragten (14 von 73) beschrieb den jüngsten Einbruch als
vollständig vorausgeplant; für etwa ein Viertel (20) war es eine spontane Entscheidung.
Während die Mehrheit der Täter die grundlegende Entscheidung zum Einbruch im Voraus
fällte, erfolgte die Festlegung des eigentlichen Ziels und der zu nutzenden Methode später.
Hearnden und Magill erklären das u.a. damit, dass es sich bei der Stichprobe um relativ
erfahrene Einbrecher handelte. 

70 Täter wurden auch nach der weitesten Distanz befragt, die sie jemals überbrückt hätten,
um zu einem Einbruchsort zu gelangen. Bei 35 waren dies bis zu 30 Meilen. Der Wert
relativiert sich vor dem Hintergrund, dass die Täter im Durchschnitt bereits über zwölf Jahre
Einbruchserfahrung verfügten und Geschichten über lukrative Taten in großen Landhäusern
nicht die Regel waren. Das normale Szenario betraf eher kürzere Distanzen, basierend auf
pragmatischen Faktoren wie:

- die Notwendigkeit der schnellen Geldbeschaffung zur Finanzierung des Drogenkonsums,
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- mit schwerer Beute weit laufen zu müssen,

- der Vorteil, ein Gebiet hervorragend zu kennen oder 

- Faulheit.

Hearnden und Magill sehen damit Forschungen bestätigt, dass die meisten Einbrecher eher
begrenzte Entfernungen zu Tatobjekten zurücklegen.

Täter wurden befragt, welche Faktoren objektbezogen ausschlaggebend für die Begehung
eines Einbruchs sind. Der Glaube, dass dort gute Beute zu holen sei, war der am häufigsten
genannte Grund, wobei hier tatsächlich eher der Glaube als fundiertes, objektbezogenes
Wissen ausschlaggebend war. Wichtigstes Einzelmerkmal war zwar die angenommene
Wahrscheinlichkeit, hochwertige Beute zu finden; andere Faktoren wurden eher
unterschiedlich interpretiert. So sprachen sich einige Täter bewusst für den Einbruch in
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern aus, während andere diese meiden würden. Hearnden
und Magill interpretieren ihre Ergebnisse in dem Sinne, dass Tätervorgehensweisen
(„offending styles“) nicht generalisiert werden können. Sie sehen die Auffassung von Hough
und Tilley (1998)212 bestätigt, dass der Einbruch nicht mit Lösungen „von der Stange“
bekämpft werden kann, sondern maßgeschneiderte Herangehensweisen unter
Berücksichtigung der Spezifika eines lokalen Einbruchsproblems gefordert sind.

Fast zwei Drittel der Befragten (53 von 82) gab an, ein Einbruchsobjekt ein zweites Mal
heimgesucht zu haben. Von den 38 Tätern, die das zeitlich eingrenzen konnten, gaben 21 an,
den zweiten Einbruch innerhalb eines Monats begangen zu haben. Als Hauptgrund für die
Tatwiederholung im selben Objekt nannten 23 von 47 Tätern das sichere Wissen, dass dort
noch immer Beute von Wert zu holen gewesen sei, weil

- Kompagnons ihnen mitgeteilt hatten, dass Stehlgut ersetzt worden sei (n = 2)

- sie selber mitbekommen hätten, dass Güter geliefert worden seien bzw. entsprechende
Verpackung im Müll wahrgenommen hätten (n = 11)

- sie bei ihrem ersten Einbruch potenzielles Stehlgut zurückgelassen hatten, weil dieses zu
klotzig für einen Abtransport gewesen sei. (n = 10).

Insgesamt sind diese Erkenntnisse Beleg dafür, sich - zumindest in Großbritannien - trotz der
ab Seite 98 dargestellten Probleme dem Thema „repeat victimisation“ zu widmen. 

38 von 72 Befragten hatten Objekte heimgesucht, deren Bewohner ihnen bekannt waren.
Opfer wurden hauptsächlich als Freunde (14), kriminalitätsbezogene Kompagnons (9) oder
Nachbarn (9) klassifiziert.

71 Befragte waren gebeten worden, die Chronologie ihres Handelns beim Einbruch zu
beschreiben. Zur Erleichterung des Erinnerns sollten sie sich dabei auf ihre letzte Tat („most
recent burglary“) beziehen. Diese war für drei Viertel der Täter typisch für all ihre Einbrüche.

                                                
212 Hough, Mike / Tilley, Nick: Getting the grease to the squeak: research lessons for crime prevention. Home Office Crime Prevention and

Detection Paper. London 1998.
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Von den 65 Tätern die antworteten, hatten 44 von der Rückseite her Zugang zum Objekt
erlangt.213 25 mussten Gewalt („force“) anwenden, während 22 einen Schraubendreher oder
ein anderes Werkzeug benutzten. Zehn hatten nicht einbrechen müssen, war eine Tür oder ein
Fenster bereits offen.

Die Täter wendeten sich dann am ehesten Bargeld (96 Prozent der Befragten), Laptop-
Computern (90 Prozent) und Schmuck (82 Prozent) zu, Tatobjekten die zudem leicht
transportierbar und versteckbar waren.

Mehr als die Hälfte der befragten Täter (36 von 69) gaben an, bei ihrem letzten Einbruch nicht
mehr als zehn Minuten im Objekt verbracht zu haben; 19 hatten das Objekt bereits nach fünf
Minuten wieder verlassen. Drei Täter wollen wenigstens eine Stunde im Objekt gewesen sein.

Die Wahrscheinlichkeit der Verhaftung war für die meisten der befragten Täter minimal,
obwohl ein  Großteil von ihnen für Einbruchsdelikte bereits in Haft gewesen waren. 

Die Täter waren auch über die Abschreckungswirkung von Präventionsmaßnahmen befragt
worden. Im Einzelnen bezogen sich die Fragen 

- auf Maßnahmen, die in dem Gebiet umgesetzt worden waren, in dem sie Einbrüche
verüben

- auf eher allgemeine Vorstellungen darüber, was sie von einem Einbruch abbringen würde.

Bei spezifischen Maßnahmen wurde unterschieden in situative Interventionen (beispielsweise
Alarmanlagen) und operative Interventionen (wie polizeilicher Personaleinsatz oder
Überwachungsmaßnahmen).

Bezogen auf die situativen Interventionen hatten zwar 26 Täter Veränderungen in der
Umgebung wahrgenommen, bei 15 von ihnen haben diese jedoch nicht zu
Verhaltensänderungen geführt. Auch wenn die Täter die Maßnahmen nicht als schlecht
umgesetzt oder unangemessen bewerteten, glaubten sie nicht, dass damit die
Festnahmewahrscheinlichkeit erhöht würde. Neun Täter sahen eine größere Zahl und
Ausgereiftheit („increased in sophistication“) bei den präventiven Maßnahmen, wobei sie die
Hindernisse nicht als unüberbrückbar bewerteten. Ein Täter gab an, festgestellt zu haben, dass
mehr Objekte durch Einbruchmeldeanlagen gesichert waren, bewertete diese jedoch als relativ
unkompliziert zu überwinden.

Diese Erkenntnisse entsprechen natürlich nicht der bisherigen Forschungslage zur
Wirksamkeit situativer Kriminalprävention, wie Hearnden und Magill feststellen. Sie
versuchen dies damit zu erklären, dass die Aussagen durch eine eher übertrieben
draufgängerische Darstellung („bravado“) der Befragten beeinflusst sein könnten. Zudem
könnte die Zuversicht, situative Maßnahmen zu überwinden auch damit zusammenhängen,
dass es sich bei der Stichprobe um relativ erfahrene Einbrecher gehandelt hat.

                                                
213 Hierzu ist aus deutscher Sicht anzumerken, dass dies mit der typisch britischen Anlage von Reihenhauswohnsiedlungen zusammenhängen

kann, bei der die Häuser regelmäßíg über rückwärtige Verbindungswege bzw. Pfade (sog. „alleys“) erreicht werden können.
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Anders sahen die Erkenntnisse zur Reaktion auf operative polizeiliche Maßnahmen aus. Hier
gaben 17 der 29 Befragten, die derartige Maßnahmen wahrgenommen hatten, an, ihre
Einbruchstaktik („approach to burglary“) modifiziert zu haben. Zwölf hatten ihre Taten zwar
weiterhin in dem Gebiet verübt, waren jedoch vorsichtiger, während drei der Befragten ihr
räumliches Einzugsgebiet veränderten. Acht Täter ließen sich von den polizeilichen
Maßnahmen allerdings nicht beeinflussen, waren sie doch zu sehr auf die Finanzierung ihres
Drogenkonsums angewiesen bzw. gingen sie davon aus, dass die Maßnahmen nicht dauerhaft
durchzuhalten seien.

Bei einer eher generalisierenden Betrachtung, welche situativen Faktoren Einbrecher
zukünftig von ihrem Handeln abhalten würden, wurden Ergebnisse zu Tage gefördert, die im
Widerspruch zu den bisherigen Aussagen stehen. Die Befragten hatten zwar die Rolle
situativer Kriminalprävention in ihrem eigenen Einzugsgebiet heruntergespielt, sprachen
jedoch bei einer eher generalisierenden Betrachtungsweise Außenalarmen, bewohnten
Häusern und der Videoüberwachung auch in nahen Objekten eine hohe
Abschreckungswirkung zu. Eine mittlere Abschreckungswirkung haben demnach die
augenscheinlichen Widerstandswerte von Tür- und Fensterschlössern und eine eher geringe
Abschreckungswirkung Kampagnen mittels Postern, Kennzeichnungsaktionen sowie
Hinweise auf Nachbarschaftshilfen oder ähnliches. 

Hearnden und Magill erklären diesen Widerspruch damit, dass die Täter bei der Bewertung
der situativen Maßnahmen in ihrem Einzugsgebiet nicht davon ausgehen, dass damit ihre
Tatneigung insgesamt beeinflusst wird. Anders sieht dies bei der Bewertung individueller
situativer Präventionsmaßnahmen aus, den Effekte zugeschrieben werden. Damit hätte die
RBI zwar über die Einführung situativer Maßnahmen in Projektgebieten die generelle
Tatneigung nicht beeinflusst, eine Zunahme der Zahl gesicherter Häuser mag jedoch
täterseitig die Zahl an Einbrüchen reduziert haben.

Die Autoren leiten im Ergebnis folgende Konsequenzen ab:

- Tätern ist sehr wohl bewusst, dass bestimmte Maßnahmen wie beispielsweise stark
sichtbare Polizeipräsenz eine hohe Personalbelastung darstellen und insofern nur begrenzt
durchführbar sind. Sie plädieren insoweit für einen „crackdown and consolidation“-
Ansatz, wie er am Beispiel des Einbruchsreduktionsprojekts Yew Tree auf Seite 51
beschrieben ist. Bei einem solchen Vorgehen wird eine zielgerichtete polizeiliche
Bekämpfungstätigkeit regelmäßig wiederholt, um bei den Tätern den Eindruck zu
verfestigen, einem Festnahmerisiko zu unterliegen.

- Einmal im Objekt fühlten sich die befragten Täter in einem virtuellen Sinne frei von
Risiko. Sobald allerdings Nachbarn oder andere bemerken, dass sich Täter noch in einem
bestimmten Objekt befinden, könnte die Abschreckungswirkung für Täter zunehmen,
wenn die Polizei in der Lage ist, schnell auf entsprechende Notrufe zu reagieren.

- Bezogen auf das Befragungssample lag die Hauptmotivation für die Tatbegehung in der
Erlangung der für den Drogenkonsum notwendigen Geldmittel. Angebote für
Drogenkonsumenten bzw. ein geringerer Drogenkonsum wurde von den Befragten als der
häufigste Grund für eine verringerte Einbruchsaktivität genannt.
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Ermittlungsaspekte im Zusammenhang mit Einbruchskriminalität

Das „Southern Consortium“ hat sich im Zuge der Abarbeitung der ihm zugewiesenen
Evaluationsaufgaben im Rahmen der RBI auch einbruchsbezogenen polizeilichen
Ermittlungsaspekten gewidmet. Ausgangspunkt der Arbeiten war die traditionell niedrige
Aufklärungsquote („offences detected by the police“) gewesen, die trotz des in den letzten
Jahren zu verzeichnenden rückläufigen Einbruchstrends im Jahr 2001/2002 nur bei 12 Prozent
lag. Ziel der Forschungsarbeiten war 

- die Erforschung des polizeilichen Ermittlungsprozesses im Bereich des Haus- und
Wohnungseinbruches, d.h. die Identifizierung der Hauptkomponenten der
Ermittlungstätigkeit und die Prüfung, inwieweit der Prozess am besten konzeptualisiert
werden kann,

- die Nutzung der Forschungsergebnisse zur Entwicklung allgemeiner Prinzipien effektiver
Einbruchsermittlung.

Die Polizeien von Oxford, Chiltern Vale und Coventry wurden ausgewählt, weil die
Verbesserung der Einbruchsermittlung bei allen dreien ein wesentlicher Projektbestandteil
war. Basis der Forschungsarbeiten waren die SDP-Aktivitäten zwischen Ende 1999 und
Anfang 2001. Die Evaluation umfasste die Erhebung von Daten zum Haus- und
Wohnungseinbruch sowie anderen Formen der Eigentumskriminalität („acquisitive crimes“)
und die Analyse der im Rahmen der Projekte gestarteten Initiativen. Qualitative
Forschungselemente waren u.a. die Untersuchung verschiedener
Einbruchsermittlungsaktivitäten („case studies“), halbstrukturierte Interviews mit
polizeilichen Ermittlern sowie die Beobachtung der Ermittlungsarbeit.

Nachfolgend seien die von Jacobsen et al.214 veröffentlichten Forschungsergebnisse in aller
Kürze beschrieben:

Die beiden Haupterkenntnisse aus der Forschung waren neben der in der Tendenz hohen
Komplexität des einbruchsbezogenen Ermittlungsprozesses die durchweg feste Verbindung
von reaktiver Ermittlungsarbeit und proaktiver Arbeit.

Ermittlungsarbeit im Einbruchsbereich wird als komplexer und mehrdimensionaler Prozess
beschrieben. Polizeiliche Nachforschungen, die sich auf einen bestimmten Einbruch beziehen,
sind demnach mit aller Wahrscheinlichkeit mit den Ermittlungsarbeiten zu anderen
Einbrüchen oder anderen Straftaten verknüpft. Die Ermittlungen können sich dabei sowohl
auf einen Straftäter allein als auch auf eine Gruppe von Straftätern beziehen. Zu jedem Punkt
der Ermittlungen kommen zudem andere strafbare Handlungen, die zu ganz anderen Zeiten
und an ganz anderen Orten verübt wurden, ans Tageslicht.

Das aus diesen Erkenntnissen abgeleitete Modell der Einbruchsermittlungen kann damit nicht
linear, sondern muss flüssig und dynamisch sein. Es sollte ein Verständnis von
einbruchsbezogenen Ermittlungen als Prozess des Aufbaus von 
                                                
214 Jacobsen, Jessica / Maitland, Lee / Hough, Mike: Investigating burglary: findings from the Reducing Burglary Initiative. Home Office

Findings 181. London 2003. Die Langfassung des Berichts ist unter dem Titel „The Reducing Burglary Initiative: Investigating burglary“
als Home Office Research Study 264 über die RDS-Website erhältlich (http://www.homeoffice.gov.uk/rds/).
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(a) Kommunikationsnetzwerken zwischen Individuen und Institutionen zur Verbindung von 

(b) Einzelinformationen über individuelle Taten und

(c) Einzelinformationen über individuelle Täter

beinhalten.

Die Komplexität des investigativen Prozesses wird zum Teil damit begründet, dass der Fokus
polizeilicher Aufmerksamkeit ständig zwischen einer individuellen Tat, anderen Taten, einem
bestimmten Täter und möglichen anderen Tätern hin und her schwenkt. Die meisten
polizeilichen Ermittlungen scheinen dabei Elemente reaktiver Arbeit (beispielsweise
basierend auf Befragungen zu einzelnen Taten) und proaktiver Arbeit (beispielsweise
täterorientiertes Vorgehen auf der Basis von Auswertungen) miteinander zu verbinden.
Erfolgreiche Polizeiarbeit kann nicht nur auf reaktiven Aktivitäten beruhen, auf deren Basis
größere Polizeioperationen gegen bestimmte Täter gestartet werden, sondern umgekehrt auch
auf proaktiven Aktivitäten, die durch aus bestimmten Straftaten herrührende Sachbeweise zu
Verhaftungen und Anklagen führen.

Proaktive Polizeiarbeit wird dabei nicht als nur einfach mit reaktiver Arbeit verknüpft
angesehen; sie ist vielmehr häufig von dieser abhängig, führen doch die daraus gewonnenen
Ermittlungsansätze und Beweise erst zur Inhaftierung von polizeilichen Zielpersonen.
Gleichzeitig hängt reaktive Polizeiarbeit von proaktiver Arbeit ab, kann die Polizei doch ggf.
auf Einzeltaten gründlicher und effektiver reagieren, wenn sie innerhalb eines breiten
proaktiven Rahmens operieren kann. Als Beispiel führen die Autoren an, dass der Standard
der Anzeigenaufnahme der Schutzpolizei bei Einbrüchen verbessert werden könnte, wenn
diese Tätigkeit nicht als isoliertes Abarbeiten einer Pflicht, sondern als integraler Bestandteil
der Kriminalitätsbekämpfung und Kriminalprävention angesehen werden würde.

Im Ergebnis sollte die gängige Sicht der Höherwertigkeit proaktiver Arbeit durch ein
Verständnis abgelöst werden, das proaktives und reaktives Arbeiten als einander ergänzend
und nicht miteinander konkurrierend auffasst. Eine derartige Perspektive könnte aus Sicht der
Autoren auch dazu führen, kulturelle Widerstände gegenüber proaktiver Arbeit innerhalb der
Polizei abzubauen und dabei unterstützen, Mechanismen zur Integration beider Ansätze zu
entwickeln.

Aus der mehrschichtigen Natur der Einbruchsermittlung sowie der Verbindung von reaktiver
und proaktiver Arbeit wurden drei wesentliche Grundsätze für effektive Ermittlungsarbeit
abgeleitet:

(1) Routine („routine“)

(2) Einfachheit („simplicity“)

(3) Flexibilität („flexibility“). 

Die Betonung der Bedeutung von Routine könnte als im Widerspruch zur Komplexität und
Diversität des Einbruchsermittlungsprozesses stehend gesehen werden. Tatsächlich ist es
jedoch so, dass Kernelemente des Prozesses gerade deswegen innerhalb fester Parameter
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abzuarbeiten sind, um die Verantwortlichkeit zu erhöhen und ein bestimmtes Maß an
Einheitlichkeit („consistency“) zu gewährleisten.

Routine erscheint gerade am Beginn des Ermittlungsprozesses bedeutsam, d.h. beginnend mit
der Erlangung der Kenntnis von der wahrscheinlichen Straftat bis zur Erledigung der
Tatortarbeit. Den im Rahmen der Forschungsarbeiten befragten Beamten war die Wichtigkeit
von Routine im frühen Ermittlungsprozess bewusst. Insofern waren auch Maßnahmen
unternommen worden, Abläufe in allen untersuchten Projektgebieten zu standardisieren. Die
Umsetzung der Abläufe hingegen hat sich häufig als schwierig erwiesen. Jacobsen et al.
schließen daraus, dass allein die Aufnahme von Standards in Vorschriften bzw. „policies“,
nicht ausreichend ist. Dazu erfordert es in der Praxis eine angemessene Kommunikation, Aus-
und Fortbildung, Supervision und Personalzuweisung.

Systematisch und routiniert hat im Anschluss an die Erstmaßnahmen zudem der Prozess der
Untersuchung und Auswahl von Straftaten für weitere Ermittlungen, das sogenannte „crime
screening“, abzulaufen. Der Vorteil eines systematischen Screenings liegt nicht nur darin, die
nachfolgenden Ermittlungshandlungen auf geeignete Fälle zu fokussieren. Ermittler sollten
auch in ihrer Verantwortlichkeit für individuelle Fälle gestärkt werden. 

Routiniert hat zudem der Informationsaustausch zwischen den Beamten zu erfolgen.
Unabhängig davon, ob das verbal, in schriftlicher oder elektronischer Form erfolgt, hat die
Information über örtliche Täter und täterbezogene Auswerteerkenntnisse allen ermittelnden
Beamten zur Verfügung zu stehen. Elektronische Datenbanken werden dabei als hilfreich
angesehen, sich die benötigte Information unmittelbar beizuziehen. Daneben wird ein
routinierter Informationsaustausch beispielsweise mit der Anklagebehörde, den Gerichten,
dem Justizvollzug und der Bewährungshilfe angeregt, um sicherzustellen, dass die Polizei
Zugriff auf relevante Daten von Verdächtigen und Tätern hat.

Einfachheit („simplicity“) ist bei aller Komplexität polizeilichen Ermittlungshandelns das
zweite Kernelement erfolgreicher Arbeit, geht es doch darum, in möglichst einfacher Art und
Weise auf bestimmte Anlässe oder Ereignisketten zu reagieren. Da Gewohnheitseinbrecher
generell keine hochentwickelten Täter sind, erscheinen Basisermittlungen („basic
investigative actions“) von hohem Wert. Darunter werden u.a. das Verfolgen bekannter Wege
der Beuteverbringung oder die Ermittlung potenzieller Zeugen über frühe Haus-zu-Haus-
Befragungen hinaus verstanden.

Bedeutsam erscheinen auch informelle und direkte Kommunikationswege zwischen
Ermittlern. Der Vorteil dieser Art der Kommunikation wird innerhalb von Behörden wie auch
über einzelne Behörden hinaus darin gesehen, dass relevante Informationen schnell zwischen
den Beamten ausgetauscht werden können. Auch wenn die Art und das Ausmaß informeller
Kommunikation nur schwer durch Vorschriften festgelegt werden kann, kann man sie doch
beispielsweise dadurch fördern, dass Bürotüren offen bleiben oder sich bestimmte Büros in
unmittelbarer Nähe zueinander befinden.

Erkenntnisse aus den Projektgebieten lassen ferner den Schluss zu, dass auch einfache
Formen der polizeilichen Auswertung („crime analysis“) positive Ergebnisse generieren
können. Im einzelnen kann es beispielsweise ausreichend sein, Straftaten der jüngsten
Vergangenheit zu kartieren. 
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So einfach Reaktionen auf Einbrüche auch ausfallen, sollten sie allerdings immer
wissensbasiert sein, d.h. relevantes kriminologisches Wissen berücksichtigen.

Der Grundsatz der flexibilität („flexibility“) bezieht sich darauf, auf der Basis von
Informationen in einer Art und Weise zu handeln, die als responsiv gegenüber
Ermittlungsgelegenheiten beschrieben werden kann, wann und wie auch immer sie
erscheinen. Flexibilität sollte Hand in Hand mit Geschwindigkeit einhergehen, um Erfolge zu
erzielen. 

Als ein Beispiel führen Jacobsen et al. die Notwendigkeit an, Einsatzorte, bei denen die Täter
noch im Objekt sein sollen, schnell anzulaufen, resultiert ein signifikanter Anteil aufgeklärter
Einbrüche in Großbritannien doch auf Lagen, bei denen Täter im Objekt oder auf frischer Tat
gefasst werden.

Flexibilität wird zudem im Zusammenhang mit dem Zugang zu Informationen als bedeutsam
angesehen. Die schnelle Verbreitung und Wiederauffindung von Informationen sichert den
Ermittlern den Zugang zu den spezifischen Fakten bzw. Auswertedaten, wann auch immer sie
sie benötigen.

Flexibilität wird allerdings auch in dem Sinne interpretiert, dass Kommunikationswege
innerhalb der Polizei wie auch zur Kriminaltechnik derart ausgebaut sind, dass relevante
Informationen schnell ausgetauscht werden können und für die Ermittlungsarbeit nachteilige
Verzögerungen nicht entstehen.
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Schlussfolgerungen und Empfehlungen aus der Programmevaluation

Bei aller Kritik an der RBI ist das Ergebnis aus der Evaluation der „Reducing Burglary
Initiative“ insgesamt, dass die formulierten Ziele des Programms - langfristige und
nachhaltige Kriminalitätsreduktion durch Umsetzung bewährter Praktiken („what works“)
und Förderung von Innovation sowie die Generierung von Ersparnissen durch
Kriminalitätsreduktion sowie verbesserte Wirtschaftlichkeit und Effizienz auf
Programmebene - zumindest halbwegs („to some extent“) erreicht wurden.215

Wenn die Evaluatoren des Programms als Ziel ihrer Berichterstattung über Design,
Entwicklung und Umsetzung der RBI formulieren, dass Politikmacher, politische Ratgeber
und Forscher mit Informationen versorgt werden sollen, die für die Gestaltung zukünftiger
Programme zur Kriminalitätsreduktion wichtig sind216, dann kann dieses Ziel als erreicht
gelten, wurden nicht nur eine Vielzahl an Publikationen zu den verschiedensten Aspekten
veröffentlicht, sondern im Rahmen des vorliegenden Gesamtberichts Schlussfolgerungen und
konkrete Empfehlungen formuliert, die nachfolgend in Auszügen themenzentriert dargestellt
werden sollen. 

Doch vorab sei noch einmal Bezug genommen auf die auf Seite 26 dieses Berichtes
genannten drei Schlüsselfragen, die im Rahmen des „implementation review“ des „Crime
Reduction Programme“ als übergeordnetem Dachprogramm gestellt worden waren und die
hier noch nicht abschließend beantwortet wurden. Bezogen auf die Anwendung und
Erweiterung des Fundus an validen Informationen kommen Homel et al. (a) zu einem
grundsätzlich positiven Urteil. Anders sieht es mit der Stimulierung von Innovation in der
Kriminalitätsbekämpfung aus. Ein derartiger Programmfokus hat nach nur zwölf Monaten
keine Rolle mehr gespielt.  Die dritte Frage, die für das CRP gestellt worden war, betraf die
Zunahme von Reduktionsaktivitäten. Auch hier lagen die Ergebnisse unterhalb der
Erwartungen. Das CRP hat den Verantwortlichen deutlich aufzeigen können, dass die
Übersetzung eines Programms in praktische Aktivitäten mehr erfordert als die bloße
Bereitstellung von Geld und guten Plänen.217

Nun im Detail zu den speziellen Schlussfolgerungen und Empfehlungen zur RBI:

Förderung von Innovation

Im Hinblick auf die Förderung von Innovation hat die RBI über den Verlauf der drei
Förderphasen hinweg deutliche Verbesserungen erfahren. So gab es nach Auffassung der
Evaluatoren deutliche Anzeichen („clear evidence“) für die Umsetzung von innovativen
Interventionen in den Phase II und III. Gerade in Phase I hatte das Programmdesign Projekte
nur unzureichend diesbezüglich unterstützen können. Die Frage, inwieweit die
innovationsbezogene Bewertung der RBI noch zu positiv eingefärbt ist, was auf der Basis der
Bewertung des übergeordneten CRP nicht völlig von der Hand zu weisen wäre, kann aus
Sicht des außenstehenden deutschen Betrachters nicht beurteilt werden. 

                                                
215 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 15.
216 Hamilton-Smith: a.a.O., S. viii.
217 Homel et al (a): a.a.O., S. ix.
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Die Fehleinschätzungen bezüglich der Planung der Phase I-SDPs werden zum Teil damit
erklärt, dass die Kapazitäten der partizipierenden Projekte überschätzt wurden. Das
beschriebene konkurrenzbezogene Auswahlverfahren der Projekte war ungeeignet. Große
Fertigkeiten bezüglich der Ausfüllung der Antragsunterlagen haben nicht immer dazu geführt,
am Ende auch tatsächlich innovative Projektarbeit leisten zu können. Die in höherem Maße
innovativen Vorschläge wurden tendenziell fallengelassen zugunsten bewährter Verfahren,
die einfacher umzusetzen waren.

Empfehlung:

Zur Förderung innovativer Praktiken benötigen Pilotprojekte eine stärkere Unterstützung,
mehr Ressourcen und Zeit. Für die Auswahl derartiger Projekte sind auf Programmebene
über das schriftliche Verfahren hinaus ggf. ergänzende Methoden zu nutzen, um die
Kapazitäten und Motivation der Teilnehmer in Pilotgebieten einschätzen zu können.

Gewinnung von durch Evaluation abgesicherten Informationen

Das im Rahmen der RBI verwendete Evaluationsmodell sah die Unabhängigkeit der
Evaluatoren gegenüber den zu untersuchenden Projekten vor. Statt aktiv an der
Projektentwicklung teilzuhaben beschränkte sich ihre Rolle auf die von Unbeteiligten („hands
off-assessment“). Da die Projekte von anderer Seite ebenfalls nur unzureichende
Unterstützung erhielten, mussten sie an der Einführung von Innovationen innerhalb des
vorgegebenen Rahmens scheitern. Das eintretende rapide Nachlassen von Innovationen
innerhalb der SDPs führte auf Seiten der Evaluatoren dazu, letztendlich entweder eher
gewöhnliche Einbruchsbekämpfungsinterventionen beurteilen oder  über
Implementationsschwierigkeiten innovativer Ansätze berichten zu müssen.

Empfehlung:

Die Durchführung der Evaluation lediglich aus Sicht des externen Beobachters erscheint
häufig unangemessen. Ein stärker auf Unterstützung abzielender, teilhabender
Evaluationsansatz, bei dem Evaluatoren - oder einbezogene Berater - zusammen mit den
Projekten an der Strategieentwicklung arbeiten und Forschungsergebnisse zeitnah
rückkoppeln, erscheint von größerer Produktivität.218

Auch wenn im Zuge der Evaluation primär Bewertungen gut eingeführter und auch bereits
hinreichend untersuchter Kriminalitätsbekämpfungspraktiken gewonnen wurden, war die
Untersuchung auch solcher Praktiken in einem größeren Kontextfeld dennoch von Wert. Aber
auch der diesbezüglich mögliche Ertrag wurde durch Schwächen im Design begrenzt. Diese
Schwächen resultieren daraus, den weiteren Programmkontext nicht ausreichend in Rechnung
gestellt zu haben und das Evaluationsdesign nicht an spätere Programmänderungen angepasst
zu haben.

                                                
218 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 80.
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Empfehlung:

Evaluations- und Programmdesign sollten gemeinsam entwickelt werden. Dies sollte auf
einer angemessenen strategischen Ebene passieren, um sicherzustellen, dass Ziel und auf die
Zielerreichung ausgerichtete Prozesse kompatibel und konsistent sind. Der
Entwicklungsprozess sollte auch mögliche Risiken und Managementprozesse mit
berücksichtigen.219 

Projekte wurden hinsichtlich der an sie gestellten hohen Evaluationsanforderungen schlecht
vorbereitet. Daraus resultierten für die Projekte nicht nur weitere Zeitverzögerungen, sondern
gelegentlich auch Spannungen zwischen Projekt- und Evaluationspersonal. Die Beseitigung
dieser Spannungen hat unnötig Forschungsressourcen gebunden. Eine besondere
Schwierigkeit zeigte sich bei der Beschaffung der für die Evaluation notwendigen Daten. Der
Zugang wurde häufig blockiert, bis Datenschutzprobleme gelöst waren.220

Empfehlung:

Projekte müssen ausreichend informiert werden, welche Informationsbedarfe im Rahmen von
Evaluationen an sie gestellt werden. Programmmanager müssen sicherstellen, das zum
Zeitpunkt der Projektbeantragung gemachte Zusagen mit allen für die spätere
Datenzulieferung relevanten Stellen bzw. Personen abgesprochen sind.221

Reduktion von Einbruchskriminalität durch gesteigerte
Einbruchsbekämpfungsaktivitäten

Bezogen auf Auswahl- und Finanzierungsverfahren sind eine Reihe von Mängel festgestellt
worden. Insbesondere die begrenzte und feste Summe an Fördermitteln erwies sich als
unzureichend, wurde damit doch den höchst unterschiedlich großen Einbruchsproblemen in
den Projektgebieten nicht angemessen Rechnung getragen. Auch die für Einreichung von
Projektvorschlägen zur Verfügung stehende Zeit wurde weitestgehend als unzureichend
angesehen.

Empfehlung:

Die Ausschreibungsunterlagen für die Einreichung von Projektvorschlägen sollten nicht nur
an Behördenleitungen, sondern von vornherein breiter an Praktiker vor Ort gestreut
werden.222

Interessanterweise hat die Streichung eines Termins für die Unterbreitung von
Projektvorschlägen in Phase III zur Folge gehabt, dass kaum noch Angebote eingereicht
wurden. Termine scheinen damit erforderlich zu sein, um Einsendungen zu stimulieren. Die
Probleme der RBI hingen jedoch nicht per se mit Terminvorgaben zusammen, sondern auch

                                                
219 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 80.
220 Ursächlich war hier u.a. die praktisch zeitgleich mit der RBI in Kraft getretene neue Datenschutzgesetzgebung.
221 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 81.
222 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 82.
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mit unrealistischen Vorstellungen über die Bereitschaft und Fähigkeit der Projekte, ein
Projekt innerhalb eines engen Zeitrahmens nach Genehmigung der Fördermittel umzusetzen.

Empfehlung:

Programmmanager sollten in die zeitlichen Projektplanungen eine explizite
Entwicklungsperiode im Anschluss an die Genehmigung der Fördermittel einkalkulieren.223

Die Nutzung eines wettbewerbsorientierten Auswahlverfahren dürfte tendenziell zu einer zu
niedrigen Aufwandsschätzung auf Seiten der Projekte geführt haben. Während viele Projekte
nachfolgend in der Lage waren, auch lokale Mittel einzuwerben, scheiterten andere Projekte
daran, mit dem nun zu geringen Budget die ursprünglich avisierten Ziele zu erreichen.

Empfehlung:

Sollten entsprechende Projektauswahlverfahren auch in der Zukunft zur  Anwendung
kommen, sollte in stärkerem Maße versucht werden, Antragsteller zu realitätsnahen
Aufwandsschätzungen zu bewegen.224

Bei allen Erfolgen, Fördergelder mit Hilfe des wettbewerbsorientierten Auswahlverfahrens
tatsächlich in mit Einbruchskriminalität hochbelastete Gebiete fließen zu lassen, dürfte die
Anforderung, detaillierte und auf Tatsachen basierende Projektvorschläge einzureichen,
diejenigen potenziellen Projektnehmer abgeschreckt haben, die über die für dieses Procedere
notwendigen Erfahrungen oder Kapazitäten nicht verfügten.

Empfehlung:

Auch wenn einiges an zielgerichteter Unterstützung geleistet wurde, hätte das Modell der
zielgerichteten Förderung von hochkriminalitätsbelasteten Gebieten davon profitiert, proaktiv
defizitäre Zielgebiete zu identifizieren und mehr direkte Beratung bei der Erstellung der
Angebotsunterlagen zu unterbreiten.

Sog. Entwicklungsseminare in der Mitte der Auswahlverfahren von Phase II und III haben
dabei helfen können, die Qualtität der Angebotsunterlagen von Antragstellern zu verbessern.
Ein solches Verfahren ist zukunftsweisend.225

Projektunterstützungsstrukturen

Die den Phase I-Projekten gewährte Projektberatung war nicht nur unzureichend, sondern
stand auch während der kritischen Projektphase im Anschluss an die Mittelbewilligung nicht
zur Verfügung. Diese Schwachstelle ist in Phase II zwar beseitigt worden. Dafür sah man sich
nun mit dem Problem konfrontiert, dass nicht genügend Zeit zur Verfügung stand, die
kurzfristig angeheuerten externen Projektberater durch Schulungsmaßnahmen ausreichend auf
ihre Aufgabe vorzubereiten. Defizitär blieb bei allen Verbesserungen auch die Spezifizierung
und Koordination der Rolle der regionalen Büros im Beratungskontext.
                                                
223 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 82.
224 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 83.
225 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 83.
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Es ist bereits darauf hingewiesen worden, dass die externe Beratungsleistung in einigen
Bereichen wie beispielsweise der Beschaffung, dem Finanzmanagement und der Konsultation
der Gemeinde als nicht ausreichend bewertet wurde. In generalisierender Form lautete die
Kritik an den externen Beratern sowie den regionalen Büros des Home Office, dass diese
nicht proaktiv genug dabei gewesen seien, projektbezogen Aus- und
Fortbildungserfordernisse zu identifizieren und abzuarbeiten. Praktiker hatten häufig das
Gefühl, dass Schulungsnotwendigkeiten erst nach bestimmten Ereignissen erkannt wurden.

Empfehlung:

Programmmanager sollten nicht darauf warten, bis das Personal Schulungsnotwendigkeiten
formuliert, sondern diese in einem proaktiven Prozess frühzeitig identifizieren und zeitnah
abarbeiten. Die Planung sollte berücksichtigen, dass der Großteil der Schulungen in einer
frühen Projektphase zu erfolgen hat.226

Personalausstattung und Management

Personalausstattung und Management sind die beiden Stellschrauben, die nicht nur in der
Kriminalitätsbekämpfung bzw. Kriminalprävention maßgeblichen Einfluss auf Erfolg oder
Misserfolg von Projekten haben. Nachfolgend seien wichtige Teilaspekte daher noch einmal
herausgegriffen und mit Handlungsempfehlungen aus Sicht der Evaluatoren unterlegt.

RBI-Projekte litten nicht nur unter einer allgemeinen Personalknappheit, sondern
insbesondere unter Engpässen bei Spezialisten mit Management- und Analysefertigkeiten.
Neues Personal zeigte zwar häufig ein exzellentes Entwicklungspotential, auf das jedoch nicht
mit zielgerichteten und systematischen Schulungen reagiert wurde. Fertigkeiten mussten
zumeist „on the job“ erlernt werden. 

Empfehlung:

Erforderlich wären bessere Prozesse, um dasjenige Schlüsselpersonal zu identifizieren, das
im Hinblick auf beabsichtigte Projektfortschritte zeitnah fortzubilden ist. Insbesondere
Projektmanager benötigen Schulungsmaßnahmen zum frühestmöglichen Zeitpunkt. Inhaltlich
bedeutsam sind dabei die Themen Projekt- und Finanzmanagement, Beschaffung, Evaluation
und Gemeindekonsultation.

RBI-Projekte litten in der Praxis unter häufigen Personalwechseln des zu ihnen abgeordneten
Personals („seconded staff“). 

Empfehlung:

Personalgestellungen an Projekte sollten zukünftig durch verbindliche Zusagen
personalabgebender Stellen abgesichert werden.227

                                                
226 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 85.
227 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 85.
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In den Fällen, in denen das Personal auf der Basis formeller Verträge beschäftigt wurde,
machte es die häufig kurze Laufzeit der Verträge schwierig, passend qualifiziertes Personal
anzuziehen und zu behalten. Häufig verließ das über Kurzzeitverträge „eingekaufte“ Personal
die Projekte vor Vertragsablauf, um andere Stellen anzutreten. Das Stammpersonal war oft
nicht in der Lage, Projekte zu durchschauen, während umgekehrt die qualifiziertesten und
aktivsten Mitarbeiter die Projekte häufig verließen, um entweder befördert zu werden oder
weil sie den Auftrag erhielten, sich um die nächste dringende Angelegenheit zu kümmern.
Der Weggang dieser Kräfte verursachte nicht nur den Verlust schwer gewonnener
Fertigkeiten, sondern auch Projektverzögerungen und manchmal sogar den Abbruch der
Projektarbeit.

Empfehlungen:

Projekte sollten über Übergabemechanismen verfügen, um die negativen Auswirkungen der
Personalfluktuation möglichst gering zu halten.

Im Hinblick auf die Personalbindung sind an Stelle von Belohnungen für kurzfristige Erfolge
(wie z.B. die erfolgreiche Beantragung von Mitteln) Mechanismen zu implementieren, die eine
Bewertung und Belohnung auf der Basis von Gesamterfolgen vorsehen.

Es sollte nach kreativen Wegen gesucht werden, über Kurzzeitverträge gewonnenes Personal
zu halten (beispielsweise Bonuszahlungen für Personal, das bis zum Ende der
Vertragslaufzeit bleibt).

Projektentwicklung und -anpassung

Auf Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Projektentwicklung und -anpassung ist
ebenfalls schon hingewiesen worden. Viele der projektbezogenen Entwicklungsaufgaben
waren weder im Gesamtprogramm noch in den jeweiligen Einzelprojekten vorhergesehen
worden. Auch wenn die zentralen Projektvorgaben in der Weise gehandhabt wurden, dass
Projekte mehr Zeit für die Maßnahmeumsetzung erhielten, war eine signifikante Zahl an
Projekten nicht in der Lage, Fördergelder vollständig zu investieren.

Eine Schlüsselqualität bezogen auf die erfolgreiche Entwicklung und Umsetzung von
Projekten war insoweit Anpassungsfähigkeit („adaptability“). Neben der Fähigkeit der
systematischen Projektentwicklung ist sie deshalb von wesentlicher Relevanz, können sich
doch nicht nur die für ein Projekt maßgeblichen Umstände verändern, sondern sind auch die
einmal erfolgte Problemanalyse und die daraus resultierenden Handlungsansätze niemals als
endgültig zu verstehen.

Empfehlung:

Projekte sollten die Problemanalyse und Entwicklung der Umsetzung von Maßnahmen nicht
als einmaligen („one-off“) Prozess, sondern als kontinuierlichen Zyklus der Verfeinerung
verstehen, der aus einem angemessenen Projektmonitoring heraus erfolgt.228

                                                
228 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 87.
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In Phase II der RBI wurde der Versuch der Einführung eines zentral entworfenen und lokal
umgesetzten Monitoringsystems dadurch behindert, dass das dafür notwendige Wissen auf
Projektebene in Teilen fehlte.

Empfehlung:

Die in Bezug auf ein Projektmonitoring notwendigen Kenntnisse sind den Praktikern zu
vermitteln. Selbst bei zentraler Steuerung sollte die Verantwortung für ein entsprechend
zugeschnittenes („tailored“) Projektmonitoring bei dem jeweiligen Projekt liegen. 

Ein Aspekt der Projektarbeit, der häufig Projektanpassung und -verfeinerung verlangte, war
der erreichte Ausgleich zwischen dem Umfang und der Dosierung von Projektaktivitäten. Die
Erreichung eines wirkungsvollen Ausgleichs stellten einen kritischen Erfolgsfaktor dar.

Empfehlungen:

Auf zentraler Programm- wie auf lokaler Projektebene ist ein auf das Problem abgestimmter
und zu den verfügbaren Ressourcen passender Arbeitsumfang festzulegen. Die Streuung
begrenzter Ressourcen über ein zu großes Gebiet oder über zu viele Aktivitäten hinweg kann
die Wirkung beeinträchtigen. Auf der anderen Seite kann auch die zu starke Konzentration
von Ressourcen auf ein zu kleines Gebiet ineffizient oder auch unangemessen sein, wenn
beispielsweise die Dynamik des angesprochenen Problems über dieses Gebiet hinausragt. 

Projektmanager sollten auch das wahrscheinliche Ausmaß der Wirkung berücksichtigen, die
mit dem Investment von Ressourcen zu erwarten ist. Die zu starke Konzentration von Mitteln
auf Interventionen mit selbst im Erfolgsfall nur begrenzter Wirkung ist zu vermeiden.229

Eine echte Herausforderung war die Vorhersage der wahrscheinlichen Reaktion der
Bevölkerung auf Kriminalitätsbekämpfungsinterventionen. Viele Projekte sind in einen
intensiven Konsultationsprozess mit der Bevölkerung eingestiegen, während andere ihre
Arbeit lediglich auf Annahmen hinsichtlich der Nöte der Bevölkerung gestützt haben.

Empfehlung:

Projekte benötigen passende Unterstützung, um Bedürfnisse möglichst akkurat formulieren
und in einen Konsultationsprozess mit der Gemeinde eintreten zu können. Ein Projekterfolg
wird wahrscheinlicher, wenn Planungen nicht allein auf einer in bevormundender Art
erfolgenden Annahme der Nöte der Bevölkerung basieren, sondern zudem deren eigene
Wünsche berücksichtigen.230

                                                
229 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 88.
230 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 89.



128

Wirtschaftliche Reduktion der Einbruchsbekämpfung

RBI-Projekte waren bemerkenswert erfolgreich darin, die zentral zur Verfügung gestellten
Mittel als Hebel für die Einwerbung auch lokaler Mittel zu nutzen. Phase I-Evaluatoren
folgerten aus ihrer Arbeit zudem, dass einige RBI-Projekte in hohem Maße wirtschaftlich
waren („were highly cost-effective“), auch wenn lediglich einer Minderheit der evaluierten
Projekte tatsächlich dieser Kategorie zugerechnet werden konnten. Die Autoren des
Gesamtberichts über Design, Entwicklung und Umsetzung der RBI raten allerdings dazu,
diese Erkenntnisse angesichts der bereits dargestellten methodologischen Schwierigkeiten bei
den ökonomischen Aspekten der Evaluation mit Vorsicht zu betrachten.

Ein unter Wirtschaftlichkeitsaspekten wichtiger Faktor war die Fähigkeit des Programms, den
einzelnen Projekten angemessene Mittel zuzuweisen. Projekte waren mit größerer
Wahrscheinlichkeit erfolgreich, wenn ihnen ein auf das Ausmaß des Einbruchsproblems und
vorhandene organisatorische Kapazitäten abgestimmtes Budget zur Verfügung gestellt wurde.
In dieser Hinsicht waren die in Phase II vollzogenen Änderungen erfolgreich, berechneten sie
doch die Fördergelder auf der Basis aktueller Einbruchsstatistiken. Dieses Modell hätte
allerdings noch weiter verfeinert werden können.

Empfehlungen:

Bei der Begründung der Finanzierungsbedingungen und des Finanzierungszeitplanes für
einzelne Projekte sollten Programmmanager Rechenschaft über das bereits vorhandene
Leistungsvermögen lokaler Projektgebiete ablegen. Sie sollten insbesondere die
Besonderheiten des Problemkontextes und das Niveau der bereits vorhandenen
Leistungsfähigkeit in der Projektarbeit gewichten.

Der Finanzierungsprozess sollte immer darauf ausgerichtet sein, Projektvorschläge so weit
als praktisch möglich in bestehende Partnerschaften/Arbeitsprogramme zu integrieren.231

Letztgenannte Empfehlung hat auch unter anderen Aspekten Relevanz, hatten sich bei
Projektverantwortlichen vor Ort die bereits genannten Defizite in den Bereichen Finanzen,
Beschaffung und Vertragsgestaltung offenbart. Eine gute partnerschaftliche Zusammenarbeit
auf lokaler Ebene kann im Sinne eines Wissens- und Erfahrungsaustausches dabei helfen,
diesen administrativen Aufgaben gerecht zu werden. Damit kommen die Evaluatoren zu
folgender Empfehlung.

Empfehlung:

Projektmanager benötigen eine größere Unterstützung im Hinblick auf das
Finanzmanagement der Projekte. Das kann in Teilen durch eine zentral finanzierte externe
Unterstützung und Schulung, aber auch durch das Ausleihen von Expertise bei anderen
kommunalen Einrichtungen erfolgen, über die auch der Zugang zu Vertragspartnern mit
bewährter Qualität gewonnen werden kann.

                                                
231 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 90.
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Ein ganz kritischer Punkt betrifft die Sicherstellung der kriminalitätsreduzierenden Arbeit
über die Zeit der zentralen Projektfinanzierung hinaus. Hier geht es sowohl um Fragen der
Arbeitsorganisation als auch der Langlebigkeit kriminalitätsreduzierender Effekte, die
wiederum bedeutenden Einfluss auf Kosten-Nutzen-Kalkulationen haben. Unabhängig von
der diesbezüglich noch zu leistenden Forschungsarbeit sind hier auch ganz praktische
Hemmnisse von Relevanz, die zukünftig nicht mehr auftreten sollten.  So haben
Projektmanager insbesondere die knapp kalkulierten Zeitpläne als Hindernis auf dem Weg zu
langfristigen Veränderungen identifiziert. Beispielhaft sei hier die Kritik von
Projektmanagern genannt, dass die Zeit nicht für die Entwicklung von Problembewusstsein in
der Bevölkerung („community awareness“) sowie deren Identifikation mit der Projektarbeit
ausgereicht habe, um eine Art selbsttragende Kontinuität über die Projektlaufzeit hinaus zu
gewährleisten.

Empfehlungen:

Programmmanager sollten nachhaltige Arbeit dadurch erleichtern, dass ausreichend Zeit für
die Projektentwicklung und -umsetzung zur Verfügung steht. Auch wenn Projekte
idealerweise über einen längeren Zeitraum finanziert werden sollten, hätte im Rahmen der
RBI bereits dann mehr Zeit zur Verfügung gestanden, wenn der Prozess der Begutachtung
und Genehmigung der Anträge zügiger vonstatten gegangen wäre. Manager sollten ebenfalls
sicherstellen, dass Projektarbeit in bereits bestehende Partnerschaftsstrukturen und
komplementäre Arbeitsprogramme eingebunden ist.

Projekte fühlten sich im Hinblick auf die Gewährleistung nachhaltiger Arbeit nicht
ausreichend unterstützt. Zukünftig sollte mehr in die Entwicklung von Strategien für die
Phase des Projektübergangs nach Finanzierungsende investiert werden.232

                                                
232 Hamilton-Smith: a.a.O., S. 91.
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Was bedeuten die Ergebnisse aus deutscher Sicht ?

Interessiert allein an möglichst wirkungsvollen Initiativen zur Bekämpfung von Kriminalität,
könnte man die „Reducing Burglary Initiative“ schnell ad acta legen. Für den geleisteten
Aufwand waren die Ergebnisse eher bescheiden. Viele der interventionsbezogenen
Erkenntnisse scheinen zudem in Deutschland nicht direkt nutzbar zu sein, ist doch
beispielsweise das so erfolgreiche „alley gating“ zugeschnitten auf die Architektur speziell
britischer Wohnsiedlungen.

Interessant erscheint die eindeutige Schwerpunktsetzung bei der situativen
Kriminalprävention, hat man in Deutschland doch manchmal den Eindruck, dass derartiges
Handeln als viel zu banal empfunden wird und auch polizeiliche Kriminalprävention sich
lieber in Projekten mit primärpräventiver Ausrichtung tummelt. Dabei erscheint beides
wichtig. Für eine sekundärpräventive Arbeit hat die Polizei jedoch unbestreitbar das am
besten geeignete Wissen, kann sie Handlungsansätze doch direkt aus einer qualifizierten
Strafverfolgung bzw. Auswertearbeit generieren. Der Polizei kann daher nur empfohlen
werden, ihre Kompetenzen diesbezüglich gezielt auszubauen und beispielsweise auch ihre
sicherheitstechnische Beratung in Zusammenarbeit mit kompetenten Partnern weiterzuführen.  

Die in den SDPs umgesetzten Interventionen sind Bestätigung dafür, dass die RBI entgegen
ihrer Zielsetzung praktisch nicht in der Lage war Innovationen zu generieren. Unabhängig
von festgestellten Planungshemmnissen auf Programmebene stellt sich die Frage, ob es in
einem derart traditionellen Kriminalitätsbereich wie der Einbruchskriminalität mit ebenso
traditionellen modi operandi überhaupt wirkliche Innovationen geben kann, oder ob es nicht
vielmehr um die Optimierung, sicherlich auch Systematisierung bisheriger Arbeit geht. Die
festgestellten Defizite in den Bereichen Management, Problemanalyse oder
Gemeindekonsultation dürften diese Aussage stützen. So wichtig Innovation ist, ergibt sie
sich vielleicht auch weniger aus dem Streben nach dem ultimativen Bekämpfungsansatz, als
vielmehr aus solider und systematischer (Analyse)Arbeit.

Reflektiert man die primär britische kriminologische Literatur, dann können auch nicht
innovative Ansätze ihren Charme haben. So ist erstaunlich, mit welcher Konsequenz sich die
Einbruchsprävention auf verletzbare Populationen wie beispielsweise wiederholte Opfer,
studentische und Seniorenhaushalte konzentriert. Eine derart spezifische Opferausrichtung ist
für Deutschland allenfalls ansatzweise bzw. lokal begrenzt erkennbar. Doch verbietet sich ein
unreflektiertes Übernehmen von Bekämpfungsansätzen nach Art von Kochrezepten, wie die
Ergebnisse der RBI am Beispiel des „repeat victimisation“-Ansatzes belegen. Vermutlich
wird man diesbezügliche britische Arbeiten nicht nur kritischer beleuchten müssen; in der
Angelegenheit scheint auch noch erheblicher Forschungsbedarf zu bestehen. Dennoch sollte
man die Ausrichtung auf wiederholte Opfer nicht verwerfen. Hier bietet die auf Seite 101/102
genannte Kritik von Hope et al. genügend Anhaltspunkte für die systematische Planung
entsprechender Projekte.

Ungeachtet aller Kritik, die gegenüber der RBI geäußert werden kann, hat sie eine Fülle von
für die Kriminalitätsbekämpfung wichtigen, weil planungsrelevanten Informationen
generieren können. Gerade die im vorherigen Abschnitt genannten prozessorientierten
Schlussfolgerungen aus der Begutachtung des Gesamtprogramms mögen dem einen oder
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anderen Leser nur zu selbstverständlich, vielleicht sogar banal erscheinen. Man mag sich
dabei auch an eigene Erfahrungen in der Projektarbeit erinnert fühlen. Die Ergebnisse
erscheinen dennoch wichtig, belegen sie doch auf empirischer Basis, wo eine systematische,
gesamtstrategisch ausgerichtete Präventionsarbeit gehemmt werden kann. Ohne die Punkte im
Detail zu wiederholen, geht es hier um die großen Bereiche 

• Zentrale Programmgestaltung und Steuerung

• Projektmanagement/-administration vor Ort

• Schulung/Beratung/Unterstützung

Flächendeckende Programme, die Einfluss auf für die Sicherheitslage relevante Faktoren
nehmen, sind in Deutschland nicht neu, betrachtet man beispielsweise das im Jahr 1999
aufgelegte Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf - die
soziale Stadt“. Ziel dieses Programms ist es, „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf“
aus ihrer Abseitsstellung herauszubringen und eine zukunftsfähige Entwicklung anzustoßen.
Über die klassische Städtebauförderung hinaus, soll auf eine nachhaltige Verbesserung der
Lebenssituation in den besonders entwicklungsbedürftigen Stadtteilen durch eine integrative
und aktivierende Stadtteilentwicklungspolitik hingewirkt werden. Durch
Koordination/Bündelung des Programms „Soziale Stadt“ mit anderen finanziellen Ressourcen
und sonstigen Initiativen sowie Durchführung sowohl investiver als auch nichtinvestiver
Maßnahmen soll die Effizienz der Fördermaßnahmen gestärkt werden. Die Ressourcen
verschiedener Ressorts auf Bundes- und Landesebene sollen in einem umfassenden
Handlungs- und Förderansatz gebündelt werden: beispielsweise Maßnahmen der
Ausbildungs- und Beschäftigungsförderung, der Qualifizierung von Jugendlichen, der
Verbesserung sozialer und kultureller Infrastruktur und weiterer Handlungsfelder im Bereich
der Wirtschafts-, Sozial-, Umwelt-, Sicherheits-, Familien- und Jugendpolitik.

Eigentlich läge es nahe, seitens der Innenministerien der Länder und des Bundes Programme
wie die „Soziale Stadt“ zu nutzen, um mit Komplementärmitteln bzw. -programmen
Veränderungsmechanismen in hoch verdichteten Quartieren mit schwierigen
Lebensverhältnissen durch hohe Arbeitslosigkeit, Kriminalitätsbelastung und auch
Kriminalitätsfurcht systematisch für Maßnahmen der Kriminalprävention aufzugreifen.233

Dazu liegen dem Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) als der das Programm
wissenschaftlich begleitenden Institution bislang keine Erkenntnisse vor. Erfahrungen bei der
Umsetzung des Programms zeigen dennoch, dass zumindest in einigen Programmgebieten
sowohl bei den Aktivitäten des Quartiermanagements als auch von Stadtteilforen,
Lenkungsrunden und wie auch immer sich die aktiven und initiativen Gruppen nennen,
Kriminalprävention und entsprechende Vertreter eine wichtige Rolle spielen.234 

Andere Ressorts scheinen Chancen systematischer zu nutzen, wie die Programmplattform
„Entwicklung und Chancen junger Menschen in sozialen Brennpunkten“ (E & C) zeigt, die

                                                
233 Ähnlich auch Fries, Sven: Mit Sicherheit eine „soziale Stadt“. Ein Plädoyer für ein Mehr an Kriminalprävention in den
Programmgebieten. forum kriminalprävention. Heft 1/2006, S. 13-16.
234 Eine Übersicht über die im Rahmen des Programms durchgeführten Projekte vermittelt die Praxisdatenbank des Difu. Unter dem

Suchbegriff "Kriminalprävention" fanden sich im April 2006 15 Projekte (vgl. http://www.sozialestadt.de/praxisdatenbank/suche/).
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vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) quasi als
Partnerprogramm für die „Soziale Stadt“ aufgelegt wurde. Dass Komplementärprogramme
auch mit Risiken verbunden sind, haben die auf Seite 95 geschilderten Beispiele
eindrucksvoll aufzeigen können. Hier ist bzw. wäre es Aufgabe der Kommunen bzw. der
Kommunalen Kriminalprävention, über Organisationsformen wie stadt- oder stadtteilweite
kriminalpräventive Räte, runde Tische etc. für eine sinnvolle Abstimmung von Programmen,
Projekten und Einzelmaßnahmen zu sorgen, um Gelder möglichst effektiv und effizient
einzusetzen und somit in der Bevölkerung nicht das Gefühl entstehen zu lassen, die eine Hand
weiß nicht, was die andere tut.

Einbruchskriminalität ist auch aus deutscher Sicht ein hochaktuelles Problem, dessen
Wertigkeit nicht dadurch relativiert wird, dass die Polizeiliche Kriminalstatistik über die
letzten zehn Jahre fast nur rückläufige Fallzahlen vermeldet hat (von 211.221 polizeilich
registrierten Wohnungseinbruchsdiebstählen 1995 auf 123.280 im Jahr 2003 - allerdings bei
einem leichten Anstieg auf 124.155 Fälle in 2004).235 Aus den Ergebnissen der 2002
durchgeführten Bevölkerungsbefragung des Programms Polizeiliche Kriminalprävention der
Länder und des Bundes über den Bedarf des polizeilichen Beratungs- und
Informationsangebots zur Kriminalitätsvorbeugung ist zu entnehmen, dass 55,9 Prozent der
Bevölkerung Einbruch als eines der drei für sie wichtigsten Themen einordnen (gefolgt von
Diebstahl mit 36,8 und Betrug mit 34,1 Prozent).236 Auch in einer aktuellen DFK-Studie zur
Wirksamkeit technischer Einbruchsprävention bei Wohn- und Geschäftsobjekten wird nicht
nur plastisch vor Augen geführt, welche traumatischen Folgen der Wohnungseinbruch für
Betroffene hat, sondern auch darauf hingewiesen, dass Einbruchsdiebstahl neben den
Sexualdelikten zu den am meisten gefürchteten Straftaten in Deutschland gehört.237 

Aus diesem Grund erscheint es schon ein wenig verwunderlich, dass eine von zentralen bzw.
mit Koordinationsfunktion ausgestatteten Stellen gesteuerte systematische Vorbeugung im
Bereich der Einbruchskriminalität in Deutschland allenfalls ansatzweise erkennbar ist. Das
Vorgehen scheint vielfach eher von Zufallsvariablen abhängig und durch Aktionismus
geprägt. Dabei belegen die vom Bayerischen Landeskriminalamt jährlich veröffentlichten
Zahlen zu den durch Sicherheitstechnik verhinderten Einbrüchen238 eindeutig, dass technische
Einbruchsprävention in Form des „target hardening“ wirkungsvoll ist. 

Ein Weg in die richtige Richtung sind die über die rein technische Prävention hinausgehenden
Unternehmungen im Bereich städtebauliche Kriminalprävention, die sich u. a. an den dazu
herausgegebenen Materialien wie beispielsweise die Ratgeber für die polizeiliche
Beratungspraxis der Landeskriminalämter Nordrhein-Westfalen239 oder Rheinland-Pfalz240,
oder der vom Programm Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bundes unter
dem Titel „Städtebau und Kriminalprävention“ veröffentlichte Leitfaden für polizeiliche
                                                
235 Polizeiliche Kriminalstatistik 2004. Hg.: Bundesministerium des Innern. Berlin 2005.
236 „Bedarf des polizeilichen Beratungs- und Informationsangebots zur Kriminalitätsvorbeugung (Juli/August 2002)“. Hierbei handelte es

sich um repräsentative Bevölkerungsbefragung von 2000 Personen. Die relevante Frage war teiloffen formuliert.
237 Feltes, Thomas: Wirksamkeit technischer Einbruchsprävention bei Wohn- und Geschäftsobjekten - Eine Untersuchung unter besonderer

Berücksichtigung von aktuellem Täterwissen. Deutsches Forum für Kriminalprävention (Hg.). Bonn 2004, S. 22.
238 Bayerisches Landeskriminalamt (Hg.): Sicherungstechnik verhinderte Einbrüche in Bayern im Jahr 2004.
239 Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen (Hg.): Städtebauliche Kriminalprävention. Ratgeber für die polizeiliche Beratungspraxis.

Düsseldorf 2000.
240 Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz (Hg.): Städtebau und Kriminalprävention - Ratgeber für die polizeiliche Beratungspraxis. Mainz

2002 
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Fachberater241 sowie die unter dem selben Titel veröffentlichte „Broschüre für die planerische
Praxis“242 dokumentieren lassen. Nur erscheinen Handreichungen allein nicht ausreichend.
Beispielgebend ist die Zusammenarbeit mit Bauplanungsämtern, wie beispielsweise in Essen
praktiziert.243 Ziel ist es dort, Erkenntnisse der Kriminalprävention unmittelbar in
städtebauliche Planungen und Maßnahmen einfließen zu lassen und somit zur Entstehung und
Neugestaltung von „angstfreien Stadträumen“ beizutragen. Andere gute Beispiele, die sich
wie die „Präventionsplakette“ in Gütersloh an der niederländischen „Politiekeurmerk Veilig
Wonen“ bzw. dem britischen „Secured by Design“-Modell orientieren, finden in Deutschland
bislang nur wenig Nachahmung.

Rückblickend auf Großbritannien erscheinen Erkenntnisse ermutigend, die im Rahmen der
RBI zum Nutzen bzw. zu den Effekten einer einbruchsbezogenen Öffentlichkeitsarbeit
gewonnen wurden. Hier kann der bereits genannten DFK-Studie nur zugestimmt werden,
wenn dort formuliert ist: „Dabei ist es wichtig, dass sowohl repressive, als auch präventive
Aktivitäten von entsprechender Öffentlichkeitsarbeit begleitet werden. Wenn
Forschungsergebnisse aus dem Ausland gezeigt haben, dass die Werbung, die im Umfeld von
Einbruchspräventionsprogrammen stattfindet, die Effektivität der Programme wesentlich
steigert und mehr Einfluss auf Erfolg hat, als das Programm selbst, dann muss dies von
Anfang an bei der Projektplanung berücksichtigt werden."244 

Während die im Rahmen der RBI erkannten Probleme im Bereich Projektmanagement/-
administration nicht überraschen können, ist dies bezüglich der festgestellten Probleme im
Bereich Problemauswertung/Lagebeschreibung anders. Trotz der seit Jahren durch zentrale
Stellen in Großbritannien erfolgten Thematisierung problemorientierter Polizeiarbeit
(„problem-oriented policing“), die ihren Beleg in einer ganzen Reihe von Publikationen
findet245, scheinen weiterhin Defizite zu bestehen, wie sie Read und Tilley bereits im Jahr
2000 umfassend beschrieben haben.246 Sie haben als (mit)ursächlich für den fehlenden Erfolg
von Initiativen u.a. folgende Schwächen beschrieben:

- Mangelhafte Problemidentifizierung: Fehler bei der Identifizierung eines auf nationaler
Ebene bestehenden Problems im lokalen Rahmen oder das Versagen, systematisch
herauszuarbeiten, dass Wahrnehmungen über existierende Probleme korrekt sind

- Mangelhafte Problemanalyse: Unbesehene Akzeptanz einer Problemdefinition, der
Gebrauch von nur kurzzeitigem Datenmaterial oder das Scheitern bei der Untersuchung
der Entstehungsgeschichte eines Problems. 

Betrachtet man ergänzend dazu die ebenfalls erkennbaren Probleme im Bereich der
Gemeindekonsultation bzw. lokale Strategiebildung insgesamt, dann wird eine Situation
erkennbar, wie sie sich dem interessierten Betrachter auch in Deutschland immer wieder
                                                
241 Zentrale Geschäftsstelle Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bundes (Hg.): Städtebau und Kriminalprävention. Ein

Leitfaden für die polizeiliche Praxis. 
242 Zentrale Geschäftsstelle Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bundes (Hg.): Städtebau und Kriminalprävention. Broschüre

für die planerische Praxis.
243 Bundeskriminalamt (Hg.): Kriminalprävention in Deutschland. Länder-Bund-Projektsammlung 2003. Ausgewählte Dokumente aus dem

„Infopool Prävention“. Band 25 der Reihe Polizei+Forschung. Wiesbaden, 2004, S. 581-584. 
244 Feltes: a.a.O., S. 33.
245 Vgl. Read, Tim / Tilley, Nick: Not rocket science? Problem-solving and crime reduction. Home Office Briefing Note. Juli 2000, mit

weiteren Verweisen.
246 Read / Tilley: a.a.O.



134

offenbart. Anscheinend gelingt es insgesamt noch viel zu wenig, der (Polizei)Praxis
wesentliche Anforderungen einer systematischen, vernetzten und dabei ergebnisorientierten
Sicherheitsarbeit in ausreichendem Maße zu vermitteln. Insoweit sind die in Deutschland
erkennbaren Bemühungen, praktikable und dabei qualitätsorientierte Vorgehensmodelle
einzuführen nur zu begrüßen.247 

So empfehlenswert das in Großbritannien gewählte Verfahren sein kann, externes Beratungs-
Know-how im Bereich Strategiebildung und -umsetzung durch Finanzierung bereitzustellen,
reicht dies allein nicht aus. Das Bild eines vernetzt arbeitenden Sicherheitsmanagers muss
zusätzlich Eingang in die Aus- und Fortbildung nicht nur der Polizei(führung) finden.
Antiquiert erscheint das noch heute gängige Verfahren, Handlungserfordernisse
(beispielsweise auch im Hinblick auf Vorgehensmodelle) alleinig in Erlassen,
Verwaltungsvorschriften, Empfehlungen etc. zu formulieren und darauf zu vertrauen, dass die
Praxis diese nicht nur ausführt, sondern sich vielleicht sogar damit identifiziert. Das dies nicht
nur ein deutsches Problem zu sein scheint, belegen die ermittlungsbezogenen
Forschungsergebnisse der RBI, wonach allein die Aufnahme von Standards in Vorschriften
bzw. „policies“, nicht ausreichend ist (vgl. Seite 119). 

Gegebenenfalls ist das im Rahmen des europäischen Beccaria-Projektes verfolgte Ziel der
Einrichtung einer so genannten Beccaria-Akademie (wobei "Akademie" synonym für
Fortbildungsinstitution gebraucht wird) hier ein geeigneter Weg, der deshalb nur begrüßt
werden kann. Mit einem derartigen Angebot sollen präventionsbezogene
Fortbildungsangebote wie auch grundständige Ausbildungen vorgehalten werden, um allen
auf den verschiedenen Ebenen der Kriminalprävention tätigen Akteuren adäquate Angebote
unterbreiten zu können.248 Darüber hinaus sollten polizeiliche Bildungsinstitute prüfen,
inwieweit deren Fortbildungsangebote dahingehend ausgebaut werden sollten, die Realität
vernetzter Arbeit in der kommunalen Kriminalprävention in der Form aufzunehmen, dass
ausgewählten Präventionsprojekten die Möglichkeit eröffnet wird, sich das für eine
erfolgreiche Präventionsarbeit notwendige Wissen bedarfsorientiert anzueignen. Derartige
Fortbildungsangebote sollten sich dabei nicht isoliert an die Polizei, sondern an alle
Projektbeteiligten richten.

                                                
247 Zumindest theoretisch gut anwendbar erscheint dabei das bereits genannte 7-Schritte-Modell des Landespräventionsrates Niedersachen

(vgl. http://www.beccaria.de), sowie das in der Arbeitshilfe für die Evaluation beschriebene polizeiliche Vorgehensmodell.
248 Arbeitspapier "Arbeiten zur Vorbereitung einer Akademie“. In: http://www.beccaria.de/nano.cms/de/Massnahmen/Page/1/.
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